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Hey Leute,Hey Leute, 

„Wir sind die Schüler von heute, die in den Schulen von gestern mit Lehrern von vorgestern und 
Methoden aus dem Mi  elalter auf die Probleme von morgen vorbereitet werden.“
Quelle: Unbekannt

Und da Selbsterkenntnis bekanntlich der erste SchriĴ  zur Besserung ist, haben wir unsere 
Stimmen erhoben, um die Missstände anzuprangern. Einer der größten Erfolge ist ohne 
Zweifel die Satzungsänderung, die Ende letzten Jahres beschlossen wurde. 
Wir sind seitdem einige weitere SchriĴ e auf dem langen Weg zur Demokratisierung der 
Schule gegangen und wollen diesen Weg nun auch fortsetzen. Diese Konferenz ist ein wei-
terer wichtiger SchriĴ , denn wir wollen diskutieren und 
planen, wie wir dem Ziel „Eine Demokratische Schule“ 
näher kommen können. Hierzu haben wir eine Vielzahl 
an interessanten AGen und eine gut besetzte Podiums-
diskussion geplant. 

Ob grundsätzliche Dinge wie die Überarbeitung des 
Grundsatzprogramms, LehrerInnenbewertung oder 
ganz konkretes Arbeiten zum Thema Datenschutz an Schulen – für jedeN wird etwas dabei 
sein in der AGen-Phase. 

Natürlich wird es auch einen Haufen inhaltliche Diskussionen im Plenum zu den ge-
stellten Anträgen geben. In die Anträge selbst könnt ihr euch ja hier im Rea-

der schon mal reinlesen. 

Und zu guter Letzt eine Podiumsdiskussion zum Thema „Demokratie und 
Schule“, voraussichtlich mit VertreterInnen der DeGeDe (Deutsche GesellschaĞ  

für Demokratiepädagogik e.V.), der GEW (GewerkschaĞ  Erziehung und 
WissenschaĞ ), dem MBWJK (Ministerium für Bildung, WissenschaĞ , 
Jugend und Kultur) und weiteren interessanten Menschen. 

Natürlich werden wir uns auch mit den weiteren SchriĴ en auf dem Weg zur „LSV für Alle“ 
beschäĞ igen und ganz konkret mit eurer Beteiligung daran. Es verspricht also ein sehr 
erfolgreiches Wochenende zu werden. 

Selbstverständlich wird das Zwischenmenschliche nicht zu kurz kommen und auch für den 
späten Abend wird es gemütliche BeschäĞ igung geben.

Ich freue mich auf euch

Florian Müllerheim
Für den Landesvorstand 

vorw
ort

vorw
ort

Mit Betreten des 
Schulgeländes 

verlassen Sie den 
demokratischen 

Sektor der Bundesre-
publik Deutschland.
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Eure Anmeldung vor der LSK erleichtert 
uns die Planungen erheblich, so dass z.B. 
mit größerer Sicherheit dafür gesorgt wer-
den kann, dass alle auch genug zu essen 
bekommen. 

BiĴ e meldet euch auch dann an, wenn ihr 
vorhabt, nicht die ganze Zeit auf der LSK zu 
sein! 

Anmeldemöglichkeiten:   

E-Mail: info@lsvrlp.deE-Mail: info@lsvrlp.de
Fon: 06131 / 23 86 21Fon: 06131 / 23 86 21
Web: über das Anmeldeformular Web: über das Anmeldeformular 
auf: auf: www.lsv-rlp.dewww.lsv-rlp.de 
› Kontakt » Anmeldung› Kontakt » Anmeldung

Die Anmeldung auf der LSK selbst ist 
ab ū7.00 Uhr geöff net. Wer sich vorher brav 
schriĞ lich anmeldet, kann nerviges Warten 
bei der Dateneingabe vermeiden!

(biĴ e nur in dringenden! Fällen anrufen, z.B. 
bei Problemen bei der Anreise o.ä.)

Ū151 - 17 33 10 89 (Dominik)
0170 - 87 80 294 (Charlet)

AnmeldungAnmeldung

Der TeilnehmerInnenbeitrag zur 
Deckung eines kleinen Teils unserer 
Unkosten beträgt 8 Euro. 
Versucht, euch den Betrag von eurer lokalen 
SV erstaĴ en zu lassen.

Zwei Delegierte pro Schule erhalten Fahrt-
kostenerstaĴ ung. Der dafür notwendige 
Antrag liegt diesem Reader bei, wird aber 
auch auf der LSK ausliegen oder kann von 
unserer Homepage heruntergeladen werden 
(www.lsv-rlp.de). Schickt diesen biĴ e bis 
zum 07. Mai 08 an die LandesgeschäĞ sstelle 
der LSV (Adresse fi ndet ihr im Impressum).

FinanzenFinanzen

Unser TagungsortUnser Tagungsort

Mitbringen solltet ihr neben euren Delegier-
tenunterlagen IsomaĴ e und Schlafsack, da 
wir in der Turnhalle übernachten. Zahnbür-
ste, Duschzeug und ein Handtuch sind auch 
ganz praktisch. Wenn dann noch Platz für 
Lieblingskuscheltier, Lesestoff  und Musik ist 

— nur zu!

Was einpacken?Was einpacken?
KummernummernKummernummern

Wichtig!Wichtig!

Die LSV zahlt Eure Fahrtkosten (d. h. für beide Delegierte, nicht für 
Gäste!). Wir können jedoch nur die günstigste Zugverbindung erstat-
ten. Deshalb solltet Ihr mindestens bei der Rückfahrt ein Wochenend-
/Rheinland-Pfalz-Ticket (möglichst zusammen mit anderen) benutzen, wenn es billiger 
als die normale Verbindung ist. Bei der Anreise mit Autos biĴ en wir Euch, Fahrgemein-
schaĞ en zu bilden. Auf jeden Fall wird den Delegierten einer Schule nur die Fahrt mit 
einem Auto zurückerstaĴ et. Auch hier gilt: Nehmt den kürzesten Weg!

Benutzt das Rheinland-Pfalz-Ticket! 23 Euro für 5 Personen!!!Benutzt das Rheinland-Pfalz-Ticket! 23 Euro für 5 Personen!!!
oder das RLP-Single-Ticket: 18 Euro für eine Person!!!oder das RLP-Single-Ticket: 18 Euro für eine Person!!!

Heinrich-Heine-Gymnasium
Im Dunkeltälchen Ű5
67663 Kaiserslautern 

www.hhg-kl.de
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Und so kommt ihr zu unserem Tagungsort:Und so kommt ihr zu unserem Tagungsort:

mit der Bahnmit der Bahn

Kaiserslautern ist Bahnstation an der 
Strecke Saarbrücken-Mannheim. Zugver-
bindungen von verschiedenen Städten in 
Rheinland-Pfalz aus fi ndet ihr auf der vor-
letzten Seite dieses Readers. 

Vom Hauptbahnhof Kaiserslautern aus 
nehmt ihr die Buslinie 7 Richtung Kurp-
falzstr., KL-Lämmchesburg oder die Linie 5 
Richtung Kurt-Schumacher-Straße und fahrt 
bis zur Haltestelle Hermann-Löns-Straße.

Von dort aus sind es nur noch wenige Meter 
zu Fuß bis zur Schule. Die LSK ist ab der 
Bushaltestelle ausgeschildert.

Ihr müsst um das Gebäude herumlaufen 
und über den Schulhof.  
Folgt der Ausschilderung!!

mit dem Automit dem Auto

Vorab: Die Anreise mit dem Auto soll die
Ausnahme bleiben. Bedingung dafür, dass
ihr trotzdem FahrtkostenerstaĴ ung erhaltet,
ist, dass ihr FahrgemeinschaĞ en bildet oder 
aber auch alleine billiger mit dem Auto als 
der Bahn reist. 

Kaiserslautern liegt an der Autobahn A 6.
Von Mainz aus fährt man über die A 63 bis 
zur Autobahnabfahrt Kaiserslautern-Cen-
trum. Von Koblenz kommend fährt man die 
A 6ū bis zum Kreuz Alzey, dann auf die A 
63 bis zur AB KL-Centrum. Aus Richtung 
Trier kommend fährt man über die A 1, die 
A 62 und dann die A 6 nach Kaiserslautern.

In Kaiserslautern orientiert ihr euch in Rich-
tung Stadion / Innenstadt / Bahnhof, fahrt in 
der Nähe des Bahnhofs unter einer Eisen-
bahnbrücke Richtung Stadion / Universität 
durch, im Kreisel hinter der Brücke die 
zweite Straße rechts (Bremerstraße) und ge-
langt nach wenigen hundert Metern rechts 
in die Straße Im Dunkeltälchen. Dort ist 

die Schule dann ausgeschildert. 
Ihr könnt im Schulhof 

parken, dafür müsst 
ihr von hinten an 

die Schule heran-
fahren, indem 
ihr in die Straße 
vor der Wäsche-
rei/Reinigung 
(Im Jungwald) 
links abbiegt, 
die nächste 
rechts, bis sich 
auf der rech-
ten Seite ein 
grünes GiĴ er-
Roll-Tor auĞ ut.
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Freitag, 18. April:Freitag, 18. April:
bis 17.00 Anreise
18.00  Begrüßung | Eröff nungsplenum: Wahl des Präsidiums | Feststellung der 
 Beschlussfähigkeit |  Beschluss der Tagesordnung | Genehmigung des 
 Protokolls der 43. LSK
19.00  Abendessen
20.00  RAK-Treff en mit Themenschwerpunkt GLSV
23.30  MiĴ ernachtsdiskussion | Film: „Democratic Schools“ | Freizeit

Samstag, 19. April:Samstag, 19. April:
09.00  Frühstück
10.00  Plenum: Grußworte | Bericht aus dem Landesvorstand (LaVo) | 
 Erste Antragsphase
12.30  MiĴ agessen
13.30  AG-Phase: 1. Grundrecht auf Ausbildung | 2. Grundsatzprogramm -   
 überarbeitung | 3. Umwelt und Schule | 4. Schularten (Realschule plus, 
 G8/GTS, IGS) | 5. Datenschutz | 6. LehrerInnenbewertung | 
 7. Reclaim the streets
16.00  Kaff ee-/Tee-/SaĞ pause
16.30  Plenum: Zweite Antragsphase | Nachwahlen Bundesebene
18.30  Abendessen
19.00  Podiumsdiskussion: „Schule und Demokratie“
21.00  RAK-Treff en
22.00  gemeinsames Abendprogramm

Sonntag, 20. April:Sonntag, 20. April:
09.00  Frühstück
10.00  Vernetzungs-/LAK-Treff en
10.30  Abschlussplenum: „LSV im Wandel der Zeiten“ 
11.30  Ende der LSK, Aufräumen und Tschüss sagen
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ArbeitsgruppenArbeitsgruppen

AG 2: GrundsatzprogrammüberarbeitungAG 2: Grundsatzprogrammüberarbeitung 
Referent: Julian Knop, LSV RLPReferent: Julian Knop, LSV RLP

Kennst du schon das Grundsatzprogramm der LSV? Im Grundsatzprogramm werden Kennst du schon das Grundsatzprogramm der LSV? Im Grundsatzprogramm werden 
Positionen und Beschlüsse der LandesschülerInnenvertretung formuliert und festgehalten. Positionen und Beschlüsse der LandesschülerInnenvertretung formuliert und festgehalten. 
Die letzte Aktualisierung liegt jedoch schon eine Zeit lang zurück. Hier wirst du eine grobe Die letzte Aktualisierung liegt jedoch schon eine Zeit lang zurück. Hier wirst du eine grobe 
Übersicht über die aktuelle Fassung des Grundsatzprogrammes erhalten. Und dann darfst Übersicht über die aktuelle Fassung des Grundsatzprogrammes erhalten. Und dann darfst 
du kritisieren, mäkeln und verbessern. Diese AG soll die Schwachpunkte des Grundsatz-du kritisieren, mäkeln und verbessern. Diese AG soll die Schwachpunkte des Grundsatz-
programmes deutlich machen und aufzeigen, wie und wo das Programm verbessert werden programmes deutlich machen und aufzeigen, wie und wo das Programm verbessert werden 
könnte. Du kannst also mitentscheiden, wie die Position der LSV genau aussehen soll. Dabei könnte. Du kannst also mitentscheiden, wie die Position der LSV genau aussehen soll. Dabei 
bleibt die Freiheit aktuelle Punkte ganz aus dem Programm zu nehmen, neue einzufügen, bleibt die Freiheit aktuelle Punkte ganz aus dem Programm zu nehmen, neue einzufügen, 
oder schon bestehende inhaltlich oder in der Form zu verändern. Änderungswünsche, die oder schon bestehende inhaltlich oder in der Form zu verändern. Änderungswünsche, die 
schon auf dieser LSK deutlich werden, könnten natürlich auch schon als Initiativantrag an schon auf dieser LSK deutlich werden, könnten natürlich auch schon als Initiativantrag an 
die LSK gestellt werden, auch über dieses wird in der AG aufgeklärt. Diese AG ist der erste die LSK gestellt werden, auch über dieses wird in der AG aufgeklärt. Diese AG ist der erste 
Teil der Umsetzung eines Beschlusses der letzten LSK. Hier wurde beschlossen, dass ein Teil der Umsetzung eines Beschlusses der letzten LSK. Hier wurde beschlossen, dass ein 
LAK „Grundsatzprogrammüberarbeitung“ entstehen soll. Diese AG bietet den Einstieg LAK „Grundsatzprogrammüberarbeitung“ entstehen soll. Diese AG bietet den Einstieg 
dazu. Natürlich kannst du an dem LAK und der weiteren Überarbeitung auch teilnehmen, dazu. Natürlich kannst du an dem LAK und der weiteren Überarbeitung auch teilnehmen, 
wenn du nicht in der AG warst. Das ganze Wochenende über wirst du Listen fi nden, in wenn du nicht in der AG warst. Das ganze Wochenende über wirst du Listen fi nden, in 
welche du dich eintragen kannst, wenn du am LAK Grundsatzprogrammüberarbeitung welche du dich eintragen kannst, wenn du am LAK Grundsatzprogrammüberarbeitung 
teilnehmen möchtest.teilnehmen möchtest.

AG 3: Umwelt und Schule AG 3: Umwelt und Schule 
Referentin: Hanna Zoe Trauer, LSV RLPReferentin: Hanna Zoe Trauer, LSV RLP

Don’t Panic (keine Panik) – so heißt es auf dem DeckblaĴ  der Umweltbroschüre, die die Don’t Panic (keine Panik) – so heißt es auf dem DeckblaĴ  der Umweltbroschüre, die die 
LandesschülerInnenvertretung gemeinsam mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz LandesschülerInnenvertretung gemeinsam mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz 
(BUND) herausgegeben hat. Umweltschutz ist inzwischen ein wichtiges Thema und spielt (BUND) herausgegeben hat. Umweltschutz ist inzwischen ein wichtiges Thema und spielt 
(fast) überall eine große Rolle. Während in den Medien fast jeden Tag von Klimawandel und (fast) überall eine große Rolle. Während in den Medien fast jeden Tag von Klimawandel und 
Umweltkatastrophen berichtet wird, ist an den Schulen noch sehr wenig davon angekom-Umweltkatastrophen berichtet wird, ist an den Schulen noch sehr wenig davon angekom-
men. men. 
Wir, die SchülerInnen, werden später mit den Problemen des Umweltschutzes am meisten Wir, die SchülerInnen, werden später mit den Problemen des Umweltschutzes am meisten 
konfrontiert sein. Darum ist es wichtig, dass wir aktiv am Umweltschutz mitarbeiten und konfrontiert sein. Darum ist es wichtig, dass wir aktiv am Umweltschutz mitarbeiten und 
unsere Ideen in die Umweltpolitik einbringen – wer, wenn nicht wir, muss entscheiden, wie unsere Ideen in die Umweltpolitik einbringen – wer, wenn nicht wir, muss entscheiden, wie 
die ZukunĞ  unserer Erde aussehen soll? So hat sich auf der letzten LandesschülerInnen-die ZukunĞ  unserer Erde aussehen soll? So hat sich auf der letzten LandesschülerInnen-
konferenz ein Landesarbeitskreis zum Thema Umwelt gegründet – und darum ist auch die konferenz ein Landesarbeitskreis zum Thema Umwelt gegründet – und darum ist auch die 
Umweltbroschüre entstanden.Umweltbroschüre entstanden.
In der AG „Umweltschutz an Schulen“ möchten wir euch viele tolle Projekte zum Umwelt-In der AG „Umweltschutz an Schulen“ möchten wir euch viele tolle Projekte zum Umwelt-
schutz vorstellen, die ihr mit eurer SV oder in einer kleinen Gruppe an der Schule umsetzen schutz vorstellen, die ihr mit eurer SV oder in einer kleinen Gruppe an der Schule umsetzen 
könnte. Außerdem können wir natürlich eigene Ideen entwickeln und Erfahrungen zum könnte. Außerdem können wir natürlich eigene Ideen entwickeln und Erfahrungen zum 
Umweltschutz an Schulen austauschen. Für eine „grüne“ Schule – für eine „grüne“ Umweltschutz an Schulen austauschen. Für eine „grüne“ Schule – für eine „grüne“ 
ZukunĞ .ZukunĞ .

— hier könnt ihr euch schon mal über die Themen der Arbeitsgruppen informieren. 
ag
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AG 1: Grundrecht auf AusbildungAG 1: Grundrecht auf Ausbildung
ReferentIn: NN
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AG 5: DatenschutzAG 5: Datenschutz
Referent: Felix Martens, LSV RLP
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AG 7: Reclaim the streets - Neue politische AktionsformenAG 7: Reclaim the streets - Neue politische Aktionsformen
Referenten: Florian Werkhausen (Ex-LSVler und freier Moderator) und Maximilian Pichl 
(Sprecher der GRÜNEN JUGEND Rheinland-Pfalz) 

Immer gibt es nur die gleichen langweiligen Latschdemos. Die Protestbewegungen in 
Deutschland scheinen ziemlich unkreativ zu sein. Oder? Es geht auch ganz anders. Poli-
tischer Protest kann einfallsreich, innovativ und spaßig sein. Gerade in den letzten Jahren 
haben sich über die G8 Gipfel Proteste und die Studiengebührenproteste viele neue Protest-
formen entwickelt. Egal ob Clowns Army, Guerilla Gardening, Pink and Silver oder Flash-
mobs- in unserem Workshop kannst du einen Blick über den Tellerrand wagen und mit uns 
über neue Protestformen diskutieren, diese sofort selber ausprobieren oder sogar eigene 
erfi nden.

AG 4: Schularten (Realschule+, G8/GTS, IGS)AG 4: Schularten (Realschule+, G8/GTS, IGS)
ReferentInnen: GEW (angefragt)

AG 6: LehrerInnenbewertung - eine Kontroverse...AG 6: LehrerInnenbewertung - eine Kontroverse...
Referentin: Bärbel Rösch, LSV RLP

...die für viel Wirbel sorgt zur Zeit. In den Medien ist es bereits präsent, an Schulen wird 
darüber diskutiert und selbst vor den Gerichten wird darüber gestriĴ en, ob es legitim ist 
LehrerInnen zu bewerten. In dieser AG geht es darum, die Thematik zu beleuchten, die Pro-
bleme zu analysieren und eigene Ideen und potenzielle Lösungsvorschläge zu diskutieren.
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1. LSK - Was ist das?

Eine LSK ist - der Name sagt es schon - eine 
Konferenz, und zwar eine landesweite 
Konferenz von Schülerinnen und Schülern. 
Diese wird von der LandesschülerInnenver-
tretung (LSV) organisiert und ist für diese 
enorm wichtig. Warum? Die LSK ist „das 
oberste beschlussfassende Gremium der 
LSV“, was schlicht und ergreifend heißt, 
dass die LandesschülerInnenvertretung das 
zu tun hat, was auf der LSK beschlossen 
wird. Aber so weit sind wir nun noch nicht.
Also, jede SV eines/r rheinland-pfälzischen 
Gymnasiums oder Gesamtschule schickt 
bis zu zwei Personen auf die zwei Treff en 
der LSK pro Jahr (zumindest soll sie das tun 
und viele SVen machen das auch...). Dabei 
dürfen dies nicht irgendwelche Personen 
sein, sondern zwei von der KSV oder der 
Vollversammlung gewählte SchülerInnen. 
Diese handeln im AuĞ rag ihrer SV, das 
heißt wiederum, dass das, was sie auf der 
LSK sagen, als Meinung ihrer Schule gese-
hen wird.

2. Auf zur LSK!

Nun, lassen wir die beiden - oder sagen wir 
einfach DICH - auf die LSK fahren. Jetzt 
packst du deinen Rucksack: Kleider, Wasch-
zeug, was zu schreiben, die Delegiertenun-
terlagen, IsomaĴ e, Schlafsack, etc. Also, du 
fährst hin (natürlich werden dir die Fahrt-
kosten erstaĴ et, wie das geht steht unter der 
Wegbeschreibung) und kommst hoff entlich 
heil und froh an der LSK-Schule an. Dann 
gehst du erst einmal zur Anmeldung.

Wenn Du schon oĞ  auf LandesschülerInnenkonferenzen warst, 
dann brauchst Du nun gar nicht weiterzulesen. Schicke einfach 
Deine Anmeldung ab und komm pünktlich. Wenn Du aber 
noch nie auf einer LSK warst, dann legen wir Dir die nachfol-
genden Zeilen sehr ans Herz.

3. Warten auf den Beginn - Anmeldung

Dort erwartet dich jemand von uns. Sie 
bzw. er hält erstmal mit dir einen Schwatz 
über deine Schule etc. und knöpĞ  dir deine 
Daten ab. Im Gegenzug bekommst du eine 
STIMMKARTE (wird noch sehr wichtig, 
also nicht verlieren). Danach gibt ś Kaff ee 
und Snacks, Fotos von der letzten LSK und 
viele neĴ e Leute, die dir bei Fragen gerne 
helfen. Bis dann die LSK offi  ziell vom Lan-
desvorstand eröff net wird.

4. Beginn der LSK - Formalkrams

So, irgendwann hat die Wartezeit dann 
auch ein Ende, alle werden ins Plenum (so 
heißt es, wenn sich alle zur Sitzung treff en) 
gescheucht und ein Mitglied des Landes-
vorstandes sagt Euch „Guten Tag“, herzlich 
willkommen, wir wählen jetzt die Präsiden-
tin bzw. den Präsidenten.

Aber warum soll ich da jemanden wählen, 
den ich gar nicht kenne? So schlimm ist das 
nicht, denn die Präsidentin/der Präsident 
leitet zwar die LSK, aber wenn sie/er Mist 
baut, kann sie/er auch wieder abgewählt 
werden. Eine Besonderheit ist, dass sich die 
KandidatInnen zwar vorstellen, Du sie aber 
nix mehr fragen kannst.
Den oder die Präsi unterstützen einE Proto-
kollantIn und einE technischer AssistentIn. 
Diese drei bilden das Präsidium, leiten die 
LSK. Das besondere ist, dass die drei nichts 
Inhaltliches sagen dürfen, sondern neutral 
und unabhängig bleiben sollen, von wegen 

„Fairplay“ und so.
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Ach ja, bevor wir jetzt zu den weiteren 
Tagesordnungspunkten kommen, ist es 
unvermeidlich ein paar Worte zur - von 
Erfahreneren - liebevoll „GO“ genannten 
GeschäĞ sordnung zu verlieren. 
Bei einer LSK treff en sich über 100 Leute, 
um über SV, Schülers, Schule und so wei-
ter zu diskutieren. Dies könnte man wild 
durcheinander machen und häĴ e vielleicht 
auch ganz neĴ e Diskussionen untereinan-
der. Aber auf der LSK sollen ja Diskussionen 
für alle verständlich geführt werden und 
am Ende soll auch noch was rauskommen. 

„Strukturierung“ heißt dann das Zauber-
wort und diese Strukturierung (frei über-
setzt: in Bahnen lenken von Diskussionen) 
geschieht durch die GO. 

Die GO wird von drei Grundideen getragen:

- Fairness und Waff engleichheit im Diskussi-
onsverhalten (alle sind gleichberechtigt)

- transparente Diskussionen
- eins nach dem anderen

Man kann darüber streiten, ob diese An-
sprüche wirklich befriedigt werden. Aber 
vorläufi g muss und kann man mit der GO 
ganz gut leben. Am besten liest du sie dir 
einfach mal durch (die vollständige GO 
befi ndet sich im Anhang). Eigentlich enthält 
sie nur Selbstverständlichkeiten:

- wenn über A gesprochen wird, solltest du 
nichts zu B, sondern eben über A sagen. 

- wenn dir die Diskussion zu lang wird 
und stinkt, streckst du beide Arme in die 
LuĞ , dann kannst du einen GO-Antrag auf 
Beendigung der DebaĴ e (Diskussion zu 
einem Thema), auf Ende der Redeliste (wird 
niemand mehr dazu geschrieben) und/oder 
sofortige Abstimmung stellen.

- der/die PräsidentIn leitet die Diskussion, 
sagt wer nun reden darf („gibt das Wort“) 
und verwarnt Störende.

- bei Abstimmungen darf nur mit der Dele-
giertenkarte in der Hand abgestimmt wer-
den (vermeidet, dass Gäste selbiges tun...).
Also schlimm ist die GO nun wirklich nicht, 
höchstens ungewohnt, dafür aber ungemein 
hilfreich.

Ű. Antragsbehandlung (Lesungen)

Was ist denn ein Antrag? Die LSK diskutiert 
über Dinge, die SchülerInnen betreff en. Da-
rum kann jede Schülerin und jeder Schüler 
aus Rheinland-Pfalz auch verlangen, dass 
sich die LSK mit einem bestimmten Thema 
beschäĞ igt. Beispielsweise will ein K. aus 
X, dass sein Verkehrsverbund, der halb 
Rheinland-Pfalz umfasst, ein Schülerticket 
einführt. Oder jemand will, dass die Bil-
dungsministerin Theater als Unterrichtsfach 
einführt, Noten abschağ  , etc. Weiter hinten 
in diesen Unterlagen fi ndest Du einen Mus-
terantrag.
Der Möglichkeiten sind keine Grenzen 
gesetzt. Ob die LSK einem Antrag zustimmt 
und der Landesvorstand dann etwas dafür 
tun muss, dass das, was im Antrag steht, 
auch gemacht wird, hängt dann von der 
LSK ab. Übrigens muss ein solcher Antrag 
rechtzeitig bei der LSV eintrudeln (drei 
Tage vor Beginn der LSK). Ist etwas ganz 
dringend, kann auf der LSK selbst ein sog. 

„Initiativantrag“ gestellt werden. Den müs-
sen dann mindestens fünf Stimmberech-
tigte unterschreiben („unterstützen“) und 
er kann von der LSK auf die Tagesordnung 
genommen werden.

7. Landesvorstand

Einen zweiten wichtigen Teil der LSK 
nimmt die Wahl des Landesvorstandes ein. 
Er besteht aus 5 - 10 von der LSK beauĞ rag-
ten Leuten, die Beschlüsse ausführen und 
GeschäĞ e der LSV führen sollen. Da gibt es 
an Leuten übrigens:

- InnenreferentIn (Kontakt zu Schulen und 
der LSV-Gremien untereinander)

- AußenreferentIn (Kontakt zu Ministerium 
und zu Verbänden)

- FinanzreferentIn (sorgt sich um unser Geld)
- ReferentInnen, die zu im Arbeitsprogramm 
verankerten Themenbereichen arbeiten

Nach der Beendigung der Amtszeit nach 
einem Jahr muss nun ein neuer LaVo ge-
wählt werden.

Wahlen laufen immer gleich ab:
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-> Präsi ruĞ  den Wahlgang auf und biĴ et um 
KandidatInnenvorschläge
-> Leute können vorgeschlagen werden 
(KandidatInnen)
-> Präsi schließt die Vorschlagsliste
-> Vorgeschlagene stellen sich vor
-> Befragung zur Arbeit
-> Präsi ruĞ  die Wahl auf.
-> wenn eine Person geheime Wahl will, 
wird geheim gewählt, ansonsten mit Hand-
zeichen

-> der Präsi sagt das Ergebnis
-> die Person wird gefragt, ob sie die Wahl 
annehme,

-> wenn ja: herzlichen Glückwunsch
-> wenn nein: Mist, Neuwahl

Für den Vorstand kandidieren kann prinzi-
piell jede Schülerin und jeder Schüler. Ein 
bisschen SV-Erfahrung sollte aber da sein. 
Allerdings ist alles gar nicht so schlimm, 
wie immer getan wird. LaVo-Arbeit ist eine 
sehr hilfreiche und interessante Erfahrung.
Die Wahlen zum neuen Landesvorstand fi n-
den immer auf der 1. LSK im Schuljahr staĴ . 

8. Regionale Arbeitskreise (RAKe)

In den RAKen sind (leider) momentan nur 
Gymnasien und Gesamtschulen vertreten. 
Sie sind das Bindeglied zwischen LaVo 
und den Schul-SVen. Es gibt zehn RAKe in 
Rheinland-Pfalz, zu denen jede Schule zwei 
bis drei (je nach RAK) entsendet. Die RAKe 
dienen zum Erfahrungs- und Meinungs-
austausch und zur Planung gemeinsamer 
regionaler Aktionen. Zu welchem RAK 
deine Schule gehört, erfährst du im Anhang 
dieses Readers!

9. Landesausschuss (LA)

Der LA hat die wichtige Aufgabe, den LaVo 
zu kontrollieren. Zwischen den LSKen ist 
er das höchste beschlussfassende Gremium. 
Im Notfall kann er LaVo-Mitglieder nach-
wählen. Der LA setzt sich aus 2 Delegierten 
pro RAK zusammen. Die Sitzungen fi nden 
alle 1-2 Monate staĴ .

10. Delegierte zur Bundesebene

Seit 2003 existiert die Bundesschülerkonfe-
renz (BSK). Die LSV RLP ist durch Beschluss 
der 41. LSK im Herbst 2006 seit 2007 Mit-
glied in der BSK.  Auf der 1. LSK im Schul-
jahr werden 3 Delegierte und 3 Stellvertreter-
Innen für die Bundesebene gewählt. 

11. Landesarbeitskreise (LAKe)

LAKe können von der LSK zu bestimmten 
Themen eingerichtet werden. Sie sind ein in 
regelmäßigen Abständen tagendes Diskus-
sionsforum für interessierte Schülis. Auch 
hier gilt: Mehr Infos auf der LSK!!!
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Hier könnte DEIN Antrag stehen!Hier könnte DEIN Antrag stehen!

Wie schreibe ich einen Antrag?

Wenn dir ein Thema wichtig ist und du 
willst, dass sich die LSV damit befasst, 
kannst du einen Antrag schreiben. 
Dieser wird dann auf der LSK abgestimmt. 

Antragsschluss für diese LSK - so dass 
satzungsgemäß die Anträge den Delegierten 
bis drei Tage vor der Konferenz zugehen 
können - ist Freitag, der 11. April 2008.  
Danach, also auch auf der LSK selbst, 
kannst du noch Initiativanträge stellen. Das 
bedeutet, dass dein Antrag, bevor du ihn auf 
der LSK beim Präsidium einreichen kannst, 
von mindestens 5 Stimmberechtigten un-
terschrieben („unterstützt“) werden und 
das Plenum dann noch mehrheitlich für die 
Behandlung des Antrages stimmen muss. 

Ein Antrag besteht aus vier Teilen:
1. AntragstellerIn: Dein Name, oder auch ein 
SV-Team
2. Betreff : Beschreibe hier kurz um was es 
geht, nicht mehr als zwei Zeilen
3. Antragstext: Das ist das Wichtigste über-
haupt. Der Antragstext sollte präzise for-
muliert sein. Hier hinein kommt, wer was 
Deiner Meinung nach tun soll. Schreibe hier 
nichts Erklärendes rein („... soll, weil...“), 
dafür ist nämlich Platz in der
4. Antragsbegründung: Was hier drin steht, 
wird nicht mit abgestimmt, d.h. wenn in 
diesem Teil eine Forderung oder Anweisung 
steht, ist sie nicht gültig/verbindlich. Hier 
kannst du nur erklären, warum das getan 
werden soll, was du oben geschrieben hast!
Als Beispiel kannst du den (zugegebener-
maßen extrem sinnlosen) Musterantrag 
nehmen!

AntragstellerIn: 
SV des Präsident-Bernd-Beber-Privatgymna-
siums, Mainz

Betreff : Polsterung der Schulfußböden

Antragstext: 
Der Landesvorstand der LSV/GG soll sich 
dafür einsetzten, dass alle Fußböden in 
Schulen mit Perserteppichen gepolstert wer-
den. Die Teppiche sollen rot sein und kleine 
Männchen als Muster haben. Die anfallen-
den Kosten sollen vom Ministerium für 
Fußbodenbeläge (MFB) gedeckt werden.

Antragsbegründung 
(wird nicht mit abgestimmt):
OĞ  passiert es, dass sich SchülerInnen beim 
Fall auf die harten Fußböden schwer verletz-
ten. Auch LehrerInnen kommen zu Scha-
den, wenn sie unwillkürlich stolpern und 
stürzen. Der dadurch entstehende Unter-
richtsausfall kann nicht mehr geduldet wer-
den. Die Farbgebung und das Muster dienen 
als Aufl ockerung des Unterrichtsalltags. 
Graue Linoleumböden hingegen führen oĞ  
zu Aggressionen, die den Unterricht beein-
trächtigen. 
Das MFB hat schon alle Ministerien mit 
Perserteppichen gepolstert, wir fordern, dies 
nun auch in der Schule zu tun.

Antrag M1 (Achtung, Muster!!!)  (Achtung, Muster!!!)   (Achtung, Muster!!!)
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A 1A 1
LSV-Homepage

Antragsteller: Daniel Gänßler

Antragstext:
Zugunsten einer besseren Übersicht und 
Orientierung und auf Grund des starken 
Wandels, den die LSV zur Zeit durchlebt, 
beantrage ich, dass die Homepage der LSV, 
möglichst bis zur Genehmigung der neuen 
Satzung der LSV RLP durch das fachlich 
zuständige Ministerium, kompleĴ  erneuert 
wird. Ziel soll ein gut strukturiertes und 
übersichtliches Menü, die Einführung eines 
leicht auffi  ndbaren Impressums und die 
Möglichkeit der schnellen Aktualisierung 
sein.  

A 2A 2
Beitritt zum Bundesweiten Bünd-
nis gegen Bildungsabbau

AntragstellerInnen: Landesvorstand der 
LSV RLP

Antragstext:
Die LSK möge beschließen, dass die Lan-
desschülerInnenvertretung Rheinland-Pfalz 
dem sich auĠ auenden Bundesweiten Bünd-
nis gegen Bildungsabbau beitriĴ . 

Begründung: 
Das BBgB stellt eine Vernetzungs- und Ak-
tionsebene auf Bundesebene da, in welcher 
die vorhandenen Organisationen sich ver-
netzen und zusammen Aktionen starten 
können. Es entstehen der LSV RLP durch 
den BeitriĴ  keinerlei Nachteile jeglicher Na-
tur. Das Bündnis befi ndet sich außerdem 
noch im AuĠ au, d. h. es fehlen noch Bünd-
nispartner. Die LSV RLP würde mit ihrem 
BeitriĴ  eine Stärkung des BBgB erzeugen. 
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A 3A 3
BSK-Austritt 

AntragstellerInnen: Julian Knop, Anna R

Antragstext:
Die LSK möge beschließen, dass die Landes-
schülerInnenvertretung Rheinland-Pfalz aus 
der Bundesschülerkonferenz austriĴ . 

Begründung: 
Die Bundesschülerkonferenz (kurz BSK) ist 
das momentane Gremium auf Bundesebe-
ne. Sie bezeichnet sich als ständig tagende 
Konferenz, die sich bis zu viermal im Jahr 
triğ  . Diese Idee entstand in Anlehnung an 
die Kultusministerkonferenz (KMK), da 
Bildungspolitik föderalistisch (bundeslän-
derintern) geregelt ist und somit kein ein-
heitliches Schulsystem besteht und alle sich 
somit mit verschiedenen Problemen ausein-
andersetzen.

Die BSK leidet unter Strukturen, unter de-
nen jegliche (Mit)arbeit nicht möglich ist. Es 
kommt zu keinen Entschlüssen. Einem Ver-
tretungscharakter wird nicht entsprochen. 
Die Satzung der BSK ist hinderlich für die 
Aufgabe der Vernetzung der Landesschüler-
vertretungen. Dieser kommt das Gremium 
nicht nach. In letzter Zeit treten immer mehr 
Landesvertretungen von Schülerinnen und 
Schülern aus diesem Gremium aus. Damit 
ist die BSK ad absurdum geführt, da sie 
nicht alle oder viele der Vertretungen ver-
triĴ  bzw. vernetzt.

Deswegen haben wir uns mit anderen Bun-
desländern vernetzt, die der momentanen 

Arbeit auf Bundesebene ebenfalls kritisch 
gegenüberstehen, und Lösungswege ge-
sucht, wie man nun bestmöglich verfahren 
soll. Daraus kamen wir zu dem Entschluss 
ein Gremium zu gründen, welches als 
Hauptaufgabe die Vernetzung der Bundes-
länder sieht, um sich gegenseitig zu un-
terstützen und um gemeinsame Aktionen 
durchzuführen.

Somit sehen wir es als hinderlich an, un-
sere Zeit, die wir zum sinnvollen Arbeiten 
nutzen könnten, mit langen sinnfreien Dis-
kussionen rund um die Formulierung von 
Meinungspapieren zu vergeuden, die erstellt 
werden um in einem Ordner zu landen, 
langsam vor sich hin stauben und die nie-
mand jemals mehr zu Gesicht bekommt. 
Auf zu einer inhaltlich produktiveren Bun-
desebene!

A 4A 4
Organisation einer neuen Bundes-
vertretung für Schülerinnen und 
Schüler

Antragsteller: Julian Knop

Antragstext:
Die LSK möge beschließen, dass die LSV 
RLP bei der Gründung einer neuen Schüle-
rInnenvertretung auf Bundesebene behilf-
lich ist. 

Begründung: 
Mit dem AustriĴ  aus der BSK und der Wir-
kungslosigkeit derselben fehlt den Landes-
SVen ein bundesweites Gremium der 
Vernetzung und Zusammenarbeit. Dies ist 
jedoch äußerst wichtig. Daher soll die LSV 
RLP aktiv bei der Mitgestaltung eines sol-
chem Gremiums helfen.
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A 5A 5
Antrag an das Grundsatzpro-
gramm der LSV Rheinland-Pfalz

AntragsstellerInnen: LAK Umwelt

Antragstext:
Der Klimawandel und die drohende En-
ergiekrise gehören zu den bestimmenden 
ZukunĞ sfragen unserer Generation. Nicht 
nur die Artenvielfalt und die Umwelt sind 
von den Klimaveränderungen betroff en 
– der Klimawandel wird Auswirkungen auf 
internationale Konfl ikte, weltweite Migra-
tionsbewegungen und die soziale Situation 
der Menschen haben. 

Die LSV Rheinland-Pfalz setzt sich für eine 
ökologische, nachhaltige GesellschaĞ  ein. 
Für die LSV ist eine sinnvolle Klimapolitik 
nur basierend auf einer demokratisierten 
Bildungspolitik umzusetzen. Nur wenn jun-
ge Menschen von Anfang an Verantwortung 
für ihre Umwelt übernehmen, werden sie 
auch in ihrem späteren Leben Verantwor-
tung zeigen und an der Gestaltung einer 
ökologischen, nachhaltigen und sozialen 
GesellschaĞ  mitwirken. Der Schule als 
wichtigster Sozialisationsinstanz unserer 
GesellschaĞ  kommt die besondere Aufga-
be zu, dass sie die Rahmenbedingungen 
vorgibt, in denen sich SchülerInnen zu 
kritischen und mündigen Menschen entwi-
ckeln können. Über die Schule kann eine 
Sensibilisierung für die wichtigen ZukunĞ s-
fragen erfolgen. Die LSV Rheinland-Pfalz 
will daher auch eine stärkere Umweltbil-
dung in der Schule etablieren. Dies kann 
einerseits über die Einführung eines Fachs 
UmweltwissenschaĞ en an allen weiterfüh-

renden Schulen in Rheinland-Pfalz gesche-
hen, andererseits über die Förderung von 
Umwelt-AGen an den Schulen. Ein landes-
weiter Umweltfonds soll gegründet werden, 
der umweltpolitische Projekte von Schüler-
Innen an ihren Schulen unterstützt. 

Schulen müssen sich zudem zu lokalen Bil-
dungslandschaĞ en weiterentwickeln und 
einen Vorbildcharakter gegenüber der Ge-
sellschaĞ  aufweisen. Die Schulen könnten 
daher auch direkt an einer ökologischen 
Energiewende mitwirken. Die LSV fordert, 
dass sämtliche Schulen zu 100% auf erneuer-
bare Energien umgestellt werden. Wenn 
Schulen in Deutschland neu gebaut werden, 
müssen sie bestimmten energiepolitischen 
Standards entsprechen. 

Die LSV Rheinland-Pfalz lehnt darüber hi-
naus jegliche Konzepte für eine Umweltpo-
litik ab, die sich an rassistischen Werten ori-
entieren. Wir wollen der Instrumentalisie-
rung der Umweltpolitik durch die politische 
Rechte entgegenwirken. Für uns bedeutet 
Umweltschutz nicht Heimatschutz. Die LSV 
vertriĴ  ein ökologisches Profi l, das sich an 
der Emanzipation des einzelnen Menschen 
orientiert. Ökologische Probleme sind nur 
unter Einschluss der gesamten GesellschaĞ  
möglich und nicht durch den Ausschluss 
von Minderheiten. 



1818 reader zur 44. lskreader zur 44. lsk

an
tr

äg
e

an
tr

äg
e

A 6A 6
Zusammenarbeit mit dem LEB

Antragsteller: Julian Knop

Antragstext: 
Die 44. LSK möge beschließen, dass die LSV 
die Position des LEB ihr gegenüber prüĞ  
und eine Zusammenarbeit mit dem LEB auf 
Grund dieser Überprüfung bedenkt.

Begründung:
Vor einigen Jahren gab es den Beschluss, 
dass die LSV nicht mit dem LEB zusammen-
arbeiten darf, auf Grund dessen Position 
zur LSV. Die genaue Position zur LSV ist 
zur Zeit jedoch nicht ersichtlich, und eine 
Zusammenarbeit in einigen Punkten wäre 
sicherlich nicht hinderlich. Somit wäre die 
Position des LEB zu überprüfen und, wenn 
nötig „gerade zu stellen“, was die Meinung 
der LSV in den Dingen ist, da die LSV viel-
leicht nicht genug vom LEB wahrgenommen 
wird. Bei Unvereinbarkeit der Standpunkte 
ist eine weitere Nicht-Kooperation vertret-
bar, ansonsten wäre eine AuĢ ebung eben 
jenes Beschlusses vorteilhaĞ .

A 7A 7
Mittagessen

AntragstellerInnen: Julian Knop, Jana Noe, 
Sonja Schmahl

Antragstext:
Die 44. LSK möge beschließen:
An allen Schulen mit NachmiĴ agsunterricht 
muss ein warmes, abwechslungsreiches, ge-
sundes und ökologisch korrektes MiĴ ages-
sen angeboten werden. Hierbei muss beach-
tet werden, dass es auch eine vegetarische 
Alternative gibt. 

A 8A 8
Ganztagsschulprogramm

Antragsteller: Felix Martens

Antragstext: 
Die LSK möge beschließen: 
Die LSV RLP befürwortet das Ausbauen des 
Ganztagsschulprogramms in Rheinland-
Pfalz, fordert eine konsequente Erweiterung 
des Angebotes, spricht sich jedoch gegen die 
verpfl ichtende Ganztagsschule aus.

Jedem/r SchülerIn muss die Möglichkeit 
geboten werden, eine Ganztagsschule zu 
besuchen, da dies der gesellschaĞ lichen Un-
gleichstellung Alleinerziehender entgegen-
wirkt und Frauen und Männern Entschei-
dungen für Familie und Beruf erleichtert. 
Ganztagsschulen müssen ein freiwilliges 
Angebot für SchülerInnen sein und dürfen 
nicht als Verwahranstalt fungieren, sondern 
sie sollen sich außerschulischen Organi-
sationen öff nen und Unterrichtskonzepte 
unterstützen, die von dem starren 45-Minu-
ten-Takt abweichen und projektbezogenes 
Lernen fördern. Bildung ist Selbstzweck und 
es muss verhindert werden, dass die Wirt-
schaĞ  mehr Einfl uss auf Bildungsinhalte 
und -konzepte erhält. Die Einführung von 
Ganztagsschulen darf nicht einhergehen 
mit der Erhöhung der Stundentafel. Schüler-
Innen müssen bei der  Ausgestaltung des 
Unterrichtskonzeptes mitentscheiden kön-
nen. 

Begründung: 
An vielen (Ganztags-)Schulen wird kein 
MiĴ agessen angeboten. Die Schüler müssen  
häufi g auf ungesunde und teure Alterna-
tiven ausweichen (z. B. McDonalds, Pizzeria, 
Asiate, ...), oder noch schlimmer: sie essen 
gar nichts. Dies wirkt sich sehr negativ auf 
die Leistungsfähigkeit und Aufnahmefähig-
keit am NachmiĴ ag aus. 
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Mit Verabschiedung dieses Beschlusses 
werden die Beschlüsse mit Betreff  „Gesamt-
schule“ (30. LSK) und „Ganztagsschule“(37. 
LSK) aufgehoben.

Begründung: 
Der gestellte Antrag deckt sich weitest-
gehend mit dem Beschluss zum gleichen 
Thema der 30. LSK und betont noch einmal, 
dass die Ganztagsschule ein Angebot sein 
muss, nicht aber für alle Schülerinnen und 
Schüler verpfl ichtend sein soll. Die Ganz-
tagsschule eröff net vielen Schülerinnen und 
Schülern Möglichkeiten sich zu entfalten, 
die sie ohne die Ganztagsschule nicht hät-
ten, etwa weil beide Elternteile oder der/die 
alleinerziehende Vater/MuĴ er voll berufstä-
tig sind o.ä.

Wo Ganztagsschule verpfl ichtend wird, 
verbaut sie vielen Kindern jedoch auch Mög-
lichkeiten: Dort, wo Kinder mehr Zeit in 
ihrer Familie verbringen könnten, Hobbys 
individueller nachgehen könnten, die mehr 
Freiraum als in der Ganztagsschule brau-
chen, etc.
Durch eine verpfl ichtende Ganztagsschule 
wird eine sehr krude Art von Chancen-
gleichheit geschaff en: Sie wird nicht da-
durch geschaff en, dass die Möglichkeiten 
derjenigen erhöht werden, sondern v.a. 
durch das Herabsetzen der Möglichkeiten 
derer, die ohne Ganztagsschule mehr Mög-
lichkeiten häĴ en.

Weitere Kürzungen im Bildungsbereich 
sind zu befürchten. Wenn versucht wird, 
verpfl ichtende Ganztagsschulen mit nicht 
ausreichenden MiĴ eln am Leben zu halten, 
werden diese tatsächlich zu „Verwahrungs-
anstalten“, da die Kürzungen v.a. zu Lasten 
des AG-Angebotes gehen werden.

Der Beschluss der 37. LSK sprach sich für 
eine verpfl ichtende Ganztagsschule aus, die 
Beschlusslage der LSV war insofern wider-
sprüchlich. Deswegen soll dieser aufgeho-
ben werden.

A 9A 9
LSV-Förderverein

Antragsteller: Felix Martens

Antragstext: 
Die LSK möge beschließen: 
Der Landesvorstand wird dazu aufge-
fordert, dass sich ein LSV-Förderverein 
gründet. Dieser Verein soll die LSV bei der 
Beschaff ung von fi nanziellen DriĴ miĴ eln 
von StiĞ ungen, Verbänden etc. unterstützen. 
Darüber hinaus soll der Förderverein als ein 
Pool von ehemaligen LSVlerInnen dienen, 
die die LSV weiterhin in ihrer Arbeit beraten 
können. 
Der Verein soll auf dem Sommercamp 2008 
gegründet werden.

Begründung: 
Erfolgt mündlich.
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Demokratie in der Schule - Demokratie in der Schule - 
zwischen Realität zwischen Realität 
und Utopieund Utopie

Eine Schule in einem, laut Artikel 20, Ab-
satz 1 des Grundgesetzes, demokratisch be-
zeichneten Staat, muss eine demokratische 
Schule sein, da sie die Schülerinnen und 
Schüler auf das Leben in der GesellschaĞ  
vorbereiten muss.
An keinem anderen Ort in der GesellschaĞ  
ist es so fl ächendeckend möglich in einem 
pädagogisch geschützten Raum Grenzen 
auszutesten und wichtige Erfahrungen zu 
sammeln, sowie demokratische Strukturen 
und Handlungsweisen zu erlernen, wie in 
der staatlichen Organisation Schule. Gerade 
wegen des Wandels der familiären Sozial-
prozesse, werden Schulen immer mehr vor 
die Herausforderung gestellt, sich um die 
Entwicklung demokratischer, sozialer und 
werteorientierter Kompetenzen zu küm-
mern.

Der Demokratiebegriff , der hierbei zu Grun-
de gelegt wird, ist nicht auf die klassische 
Interpretation der repräsentativen Demokra-
tie als Verfassungsgebot zurückzuführen. Er 
bezieht sich vielmehr auf die spezifi schen 
Formen gesellschaĞ licher Interessenkoordi-
nation und Kommunikation, auf die Formen 
des gesellschaĞ lichen Dialogs, der sozialen 
Assoziation des Bürgerengagements. 

Demokratie braucht Bürgerinnen und Bür-
ger, die eigenständig und kritisch denken 
und ihre Meinung zum Ausdruck bringen. 
Somit ist sie nicht nur der beste Raum, es 
ist auch ihre Aufgabe Jugendliche zu mün-
digen Bürgerinnen und Bürgern zu erziehen. 
Jedoch die Anhäufung von Wissen, wie sie 
in unseren Schulen praktiziert wird, macht 

nicht mündig und befähigt auch nicht, aktiv 
am demokratischen Geschehen teilneh-
men zu können. Frühes Erfahren durch 
die Einbindung in demokratische Prozesse 
ist wichtig und absolut notwendig, um ein 
verantwortungsvolles Mitglied der Gesell-
schaĞ  sein zu können und, um sich in der 
GemeinschaĞ  zu engagieren.

Dazu muss Demokratie als „Lebensform“ 
erfahren, gelernt und gelebt werden, als 

„GesellschaĞ sform“ erkannt und akzeptiert 
werden und als „HerrschaĞ sform“ in ihrer 
Wertigkeit angemessen verstanden werden, 
um Anerkennungsdefi zite zu vermeiden, 
und langfristig ihre vorhandene Legitimati-
on täglich beweisen.

Partizipation, Mitbestimmung und soziale 
Interaktion in Unterricht und Schulleben 
helfen, den Sinn und Wert von Anstrengung 
und Arbeit zu verstehen und dafür zu moti-
viere. Eine bloße Stärkung der SVen ist nicht 
ausreichend, Elemente wie:
- soziale Interaktion & Kommunikation
- Partizipation & Mitbestimmung
- Kooperation & soziales Engagement 
- Diskurs & Werterefl exion
- Interkulturalität & soziale Empathie
- vernetztes Wissen & Soziales Verstehen
müssen als Ziele im Schulprogramm, als 
feste Bestandteile des pädagogischen Profi ls 
verankert werden.
All diese in der Schule erworbenen Fä-
higkeiten, Einsichten, BereitschaĞ en und 
Fertigkeiten müssen für die Alltagswelt va-
riabel sein, tragfähig, gangbar und hilfreich 
sein und vor allem müssen sie von jedem 
Einzelnen sinnvoll erfahren und verstanden 
werden.

OECD 2002 §26
Die Schülerinnen und Schüler haben ein 
Anrecht darauf, Fähigkeiten und Fertig-
keiten zu erwerben, die sie befähigen, ihr 
individuelles wie gesellschaĞ liches Leben 
so zu gestalten, dass sie politisch Einfl uss 
nehmen und in schulischem, kommunalen 
und anderen Entscheidungsprozessen par-
tizipieren und sich für eine demokratische 
GesellschaĞ  engagieren können. 
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Dazu gehört die Fähigkeit für Gleichheit 
und gegen Diskriminierung eintreten zu 
können, den sozialen Zusammenhalt zu 
stärken und zivilgesellschaĞ liches Enga-
gement ausüben zu können, aber auch die 
Fähigkeit zu fairer Konfl iktregelung und zu  
Ausübung von Mitbestimmungsrechten.

aus Wikipedia, der freien Enzyklopädie

Demokratische SchuleDemokratische Schule

Demokratische Schulen sind Schulen, die 
nach folgenden Prinzipien funktionieren:
Es gibt bewusst keinen für alle Schüler ver-
bindlichen Lehrplan, möglichst viele Belan-
ge des schulischen Zusammenlebens wer-
den basisdemokratisch geregelt, wobei jeder 
Mensch eine Stimme hat sowie jeder Schüler 
kann tun und lassen, was er möchte, solan-
ge er die Freiheit anderer nicht einschränkt 
oder gegen von der GemeinschaĞ  beschlos-
sene Regeln verstößt. 
Demokratische Schulen ermöglichen ihren 
Schülern somit ein selbstbestimmtes Lernen.
Weltweit gibt es mindestens 100 Demokra-
tische Schulen. Die größte Zahl Demokra-
tischer Schulen gibt es in den USA, Israel 
und in den Niederlanden. Weitere befi nden 
sich in Australien, Belgien, Brasilien, Däne-
mark, Deutschland, Finnland, Indien, Groß-
britannien, Japan, Kanada, Neuseeland, 
Russland, Spanien und Südafrika.
Als älteste Demokratische Schule gilt die 
Summerhill-Schule in Leiston (Suff olk, Eng-
land), die 1921 von ihrem dann langjährigen 
Schulleiter A. S. Neill gegründet wurde.

In ihrem Konzept am weitestgehenden ist 
die Sudbury Valley School in Framingham 
(MassachuseĴ s, USA), die 1968 gegründet 
wurde. MiĴ lerweile gibt es mehr als 40 Sud-
bury-Schulen, von denen sich die meisten in 
den USA befi nden.
Als weltweit größte Demokratische Schule 
gilt mit 600 Schülern die Schule der Selbst-
bestimmung in Moskau. Auf Platz zwei 
folgt die Democratic School of Hadera in 
Israel mit etwa 370 Schülern. Die meisten 
Demokratischen Schulen haben deutlich 
weniger Schüler.
Seit 1993 fi ndet jährlich die International 
Democratic Education Conference (IDEC) 
staĴ . In Israel gibt es ein Institute for Demo-
cratic Education (Institut für Demokratische 
Bildung).

Vielfalt Demokratischer 
Schulen
Alle Demokratischen Schulen gehen von 
einem grundlegenden Respekt gegenüber 
Kindern aus. In der konkreten Ausgestal-
tung der Lernfreiheit und der demokra-
tischen Entscheidungsstrukturen sowie des 
Schulalltags gibt es allerdings deutliche Un-
terschiede zwischen verschiedenen Schulen.
Während in Sudbury-Schulen Unterrichts-
kurse keine große Rolle spielen und nur auf 
Initiative von Schülern eingerichtet werden, 
ist das Lernen in anderen Schulen groß-
teils nicht durch die Schüler selbst initiiert, 
das heißt die Schule bietet diverse Kurse 
gemäß den traditionellen Schulfächern an, 
an denen die Schüler teilnehmen können, 
aber nicht müssen. In der Regel können die 
Lehrer in solchen Schulen (und meist auch 
die Schüler) weitere Kurse oder Projekte zu 
Themen anbieten, die sie interessieren. In 
einigen Schulen bieten die Mitarbeiter zwar 
keine Kurse an, aber präparieren die Ler-
numgebung immer wieder neu, sodass die 
Schüler dort jene Dinge entdecken, die die 
Erwachsenen für wichtig halten (vorbereite-
te Umgebung).

In den meisten demokratischen Schulen 
gibt es eine wöchentliche Schulversamm-
lung, in einigen triĴ  sie jedoch ohne festen 
Rhythmus zusammen, sobald Bedarf da-



2424 reader zur 44. lskreader zur 44. lsk

te
xt

e
te

xt
e nach besteht. In den meisten Schulen wer-

den Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
Anwesenden gefasst, einzelne Schulen ver-
langen eine qualifi zierte Mehrheit. Es gibt 
auch Schulen, die nach dem Konsensprinzip 
arbeiten, die damit jedoch nicht mehr als 
Demokratische Schulen im engeren Sinne 
bezeichnet werden können. In einigen Schu-
len sind die Versammlungen eher formlos, 
ungezwungen und spontan, in anderen gibt 
es eine GeschäĞ sordnung mit formalisierten 
Verfahren, die eine effi  ziente Bearbeitung 
der Tagesordnung bewirken und verhin-
dern, dass Leute überrollt werden.

Regeln und Regelverletzungen werden in 
verschiedenen demokratischen Schulen 
recht unterschiedlich gehandhabt. In eini-
gen Schulen haben Schüler und Mitarbeiter 
eine enorme Zahl sehr detaillierter Regeln 
ausgearbeitet und haben für den Umgang 
mit Regelverletzungen eine gesonderte 
Schulversammlung oder ein Justizkomi-
tee, das nach einem festgelegten Verfahren 
Sanktionen verhängen kann. Andere Schu-
len haben relativ wenige Regeln und bevor-
zugen ausschließlich Mediationsverfahren 
anstelle eines Justizsystems. Einige Schulen 
verwenden sowohl Mediationsverfahren als 
auch formalisierte Justizverfahren.

Demokratische Schulen unterscheiden sich 
auch darin, inwieweit sie die Eltern der 
Schüler einbeziehen. In einigen Schulen 
dürfen Eltern beispielsweise über Finanzen 
mitabstimmen, in einigen haben sie ein 
Stimmrecht auch im alltäglichen Schulleben, 
in anderen überhaupt keines. In manchen 
Schulen wird die Anwesenheit von Eltern 
als störend empfunden, in anderen sind sie 
willkommen, in noch anderen wird die Mit-
arbeit der Eltern erwartet. Einige Schulen 
sind als Community Schools organisiert, 
in denen der Übergang von Schulleben 
und Familienleben fl ießend und die Schule 
eher Teil einer größeren GemeinschaĞ  ist, 
die zusammenlebt und teilweise auch ihre 
Erwerbsarbeit gemeinsam organisiert. So-
fern eine Demokratische Schule als Internat 
arbeitet, handelt es sich zugleich um eine 
sogenannte Kinderrepublik.

Erfahrungen der 
Absolventen 
Absolventen, die den größten Teil ihrer 
Kindheit und Jugend eine Demokratische 
Schule besuchten, berichten, sie wären 
durch ihr Leben an einer Demokratischen 
Schule selbstständige Menschen geworden, 
denen es leicht gefallen wäre, in berufl icher 
und privater Hinsicht die Tätigkeiten und 
Werte zu fi nden, die ihren Talenten, ihren 
Zielen und ihrer Berufung entsprächen.

Missverständnisse und 
Vorurteile
Durch den radikalen Bruch der Demokra-
tischen Schulen mit den üblichen abend-
ländischen Traditionen von Schule erleben 
viele Menschen einen Kulturschock, wenn 
sie erstmalig mit den Methoden der Demo-
kratischen Schulen in Berührung kommen. 
Dies führt zu Vorurteilen und undiff eren-
zierten Betrachtungsweisen. Gerne werden 
von Kritikern die Fälle von Schülern zitiert, 
die nur kurze Zeit an einer Demokratischen 
Schule verbrachten und sich im späteren 
Leben nicht zurechtfanden, weil sie off en-
sichtlich der Freiheit und Eigenverantwor-
tung nicht gewachsen waren. Dabei wird 
nicht danach diff erenziert, wie sehr z.B. ein 
Schüler von schlechten Erfahrungen an tra-
ditionellen Schulen vorbelastet war, als er an 
eine Demokratische Schule wechselte. Den 
Befürwortern des Modells Demokratische 
Schule bleibt diesbezüglich die Entgegnung, 
dass auch dieses Schulkonzept kein Allheil-
miĴ el für Kinder und Jugendliche mit er-
worbenen Verhaltensstörungen sein kann.

Literatur 
- David Gribble: Schule im AuĠ ruch. Neue 
Wege des Lernens in der Praxis Arbor-Ver-
lag, Freiburg 2001, ISBN 3924195595 
- Sudbury Valley School Press: Die Sudbu-
ry Valley School. Eine neue Sicht auf das 
Lernen. tologo verlag, Leipzig 2005, ISBN 
3-9810444-0-1 

Von „hĴ p://de.wikipedia.org/wiki/Demokra-
tische_Schule“ Zugriff  am 18.03.08, 14:55h. 
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Mitbestimmungsmöglich-Mitbestimmungsmöglich-
keiten außerhalb der SV-keiten außerhalb der SV-
StrukturenStrukturen
Das politische System in Deutschland ist 
geprägt durch die repräsentative Demokra-
tie. Vor allem demokratische Strukturen, 
wie Wahlen, Parlamente, Ausschüsse etc. 
bestimmen also unser politisches Leben 
und unsere Perspektive auf politische Ent-
scheidungen. Eine Schule, die auf das Leben 
in einer solchen GesellschaĞ  vorbereiten 
möchte, muss auch die politischen Räume 
innerhalb der Schule schaff en, wo Schüle-
rInnen demokratische Prozesse praktisch 
mitgestalten können. Die bestehenden 
Strukturen der SchülerInnenvertretungen 
müssen erheblich gestärkt und neue Module 
aufgebaut werden.

Die Vollversammlung
Wichtige Entscheidungen, die alle am Schul-
leben Beteiligten betreff en, sollten in einer
Vollversammlung, natürlich gut vorbereitet 
durch Arbeitsgruppen, diskutiert und be-
schlossen werden. In der Vollversammlung 
hat jede/r eine Stimme, egal ob Schülerin, 
Lehrer, Hausmeisterin oder Sozialpäda-
goge. Hier werden die pädagogischen 
Leitlinien, evtl. eine Schulverfassung, die 
grundlegende Verhaltensregeln u.ä. und 
z. B. die Verteilung vorhandener Ressourcen 
der Schule diskutiert und festgelegt. Hier 
geht es um einen strukturell geprägten 
Demokratiebegriff , in dem über Diskussions-
prozesse und das Herstellen von Mehr-
heiten Beschlüsse gefasst werden. Wie die 
einzelnen Mehrheiten festgelegt werden, ist 
Sache der einzelnen Schule, denkbar wäre 
eine Beschlussfassung im Konsens, mit 2/3 
Mehrheit, absoluter Mehrheit oder einfacher 
Mehrheit. Wichtig ist dabei das allen klar ist, 

dass es trotz Mehrheitsentscheide darum 
geht Beschlüsse mit großer Mehrheit zu fas-
sen. Große Richtungsentscheidungen sollten 
vorher durch einen längeren Vorbereitungs-
prozess z. B. durch einen Open-Space oder 
eine ZukunĞ s werkstaĴ  vorbereitet werden. 
Bei Veränderungen und Entwicklungs-
prozessen, die nicht alle betreff en gilt das 
Prinzip, dass allen Betroff enen die Mög-
lichkeit gegeben werden muss sich in den 
Diskussions - und Entscheidungsprozess 
einzubringen. Auch eine gewählte Schüler-
Innenvertretung handelt nicht sonderlich 
demokratisch, wenn sie festlegt wie die 
Lernräume für eine bestimmte Lerngrup-
pe aussehen soll. Dies ist Sache der Lern-
gruppe das zu entscheiden. Auch hat eine 
SchülerInnenvertretung kein Recht bei der 
Diskussion mitzumischen, welche Stühle im 
LehrerInnenzimmer stehen, das müssen die 
LehrerInnen selbst entscheiden. Wie sie das 
tun, müssen die einzelnen Gruppen unter-
einander aushandeln und kann durchaus 
von Schule zu Schule unterschiedlich sein. 
Da hat jede Methode, jede Struktur ihre Vor- 
und Nachteile.

Die Schulkonferenz
Die Schulkonferenz ist ein zwischen den 
Vollversammlungen tagendes, ständiges 
Gremium innerhalb der Schule, welches 
Entscheidungen triğ  , die den alltäglichen 
Verwaltungsbetrieb der Schule betriğ  , die 
Projekte von SchülerInnen bewilligt, die 
Stundenpläne verabschiedet, etc. Schüler-
Innen haben ebenfalls einen Sitz in diesem 
Gremium, wie die LehrerInnen, jeder/jede 
mit einer Stimme. Dadurch wird erreicht, 
dass Positionen und Entscheidungen nicht 
gegen den Willen der SchülerInnen getrof-
fen werden können. Die Eltern sollten nur 
ein beratendes Stimmrecht haben, da Eltern 
nicht direkt von Entscheidungen des schu-
lischen Lebens betroff en sind und es ihnen 
an direkten Informationen über das schu-
lische Leben mangelt, da sie in der Regel nur 
über die SchülerInnen informiert werden.

Der Klassenrat
Klassenräte, welche zwar formal die un-
terste Stufe der Demokratie in der Schule 
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wichtigsten. Im Klassenrat hat jeder/jede 
SchülerIn der Klasse eine Stimme. Er wird 
moderiert und geleitet von dem/der Klas-
sensprecherIn. Im Klassenrat diskutiert die 
Klasse über Streits in der Klasse

Der Klassenrat als Mittel Der Klassenrat als Mittel 
demokratischer Schulent-demokratischer Schulent-
wicklung (BaWü)wicklung (BaWü)

Der Klassenrat ist ein Zeitfenster, in dem 
die Klasse alle aktuellen Themen, die die 
Schule, die Klasse und/oder die Schüler/-in-
nen betreff en, in einer demokratischen und 
eigenverantwortlichen Form besprechen 
kann. Im Klassenrat sind Lehrer/-innen und 
Schüler/-innen gleichberechtigte Partner.
Indem die Schüler/-innen ihre Angelegen-
heiten mit Unterstützung der Lehrer/-innen 
eigenverantwortlich regeln, können sie 
Selbst- und Sozialkompetenz entwickeln, 
demokratische Kommunikationsformen und 
Entscheidungsfi ndung üben und praktisch 
anwenden. So trägt der Klassenrat zur Ent-
wicklung einer demokratischen Kultur in 
der Schule und zur Entwicklung demokra-
tischer Kompetenzen bei.

Der Klassenrat ist auch eine institutionali-
sierte Form, um zwischenmenschliche und 
emotionale Probleme zu besprechen und zu 
lösen. In Verbindung mit evtl. defi nierten 
Sozialzielen können Lehrer/-innen den 
Schüler/-innen am praktischen Beispiel gän-
gige Kommunikationsmodelle und Wahr-
nehmungstheorien erläutern und bei den 
Schüler/-innen die Fähigkeit fördern, emoti-
onales Befi nden zu artikulieren. 
Reformpädagogen wie zum Beispiel Cé-
lestin Freinet sahen im Klassenrat das 
zentrale Selbstbestimmungsorgan einer 
Klasse. Heute fi nden sich eine Reihe un-
terschiedlicher Varianten des Klassenrats. 
Ein grundlegender Unterschied existiert 
zwischen Klassenratssitzungen, die immer 
dann einberufen werden, wenn in der Klas-
se oder Gruppe ein aktuelles Problem ge-
klärt oder eine Entscheidung, die die Klasse 

betriğ  , getroff en wird und regelmäßig jede 
Woche staĴ fi ndenden Sitzungen des Klas-
senrats (wie zum Beispiel die wöchentlich 
staĴ fi ndende „Klassenstunde“ an vielen 
Schweizer Schulen). Um die volle Wirkung 
des Klassenrats als Demokratisierung von 
Schule zu entfalten, sollte der Klassenrat 
nicht als sporadisch zusammentreff endes 
Entscheidungsgremium, sondern vielmehr 
als wöchentlich zu einem festen Zeitpunkt 
staĴ fi ndendes demokratisches Forum insti-
tutionalisiert werden.

Der Klassenrat ist eine Form der Selbst-
organisation und geht grundsätzlich über 
die Mitbestimmungsmöglichkeiten der 
repräsentativen Schülermitverwaltungen 
hinaus, da er nicht wenige gewählte Schü-
ler umfasst, sondern alle Schüler einer 
Klasse. Eines der mit dieser Kontinuität 
verbundenen pädagogischen Ziele ist es, 
graduell immer mehr Verantwortung von 
den Lehrer/-innen auf die Schüler/-innen zu 
übertragen und den Klassenrat zu einem 
Forum des Lernens von Verantwortungsü-
bernahme und demokratischen Sprechens 
zu machen. 

Im demokratischen Raum des Klassenrats 
können die Schüler/-innen gemeinsame 
Regeln entwickeln, Aufgaben und Ver-
antwortlichkeiten in der Klasse vergeben, 
Unterrichtsprojekte planen, Vorschläge und 
Kritikpunkte zum Lernen und zum Unter-
richt besprechen, Anerkennung oder Kritik 
zum Ausdruck bringen, Kriterien für die 
Bewertung von Leistungen besprechen, 
Konfl ikte in der Klasse besprechen und 
Lösungsansätzen entwickeln, gemeinsam 
über die Ereignisse und Kultur der Klasse 
nachdenken, Entscheidungen, die die Klasse 
betreff en, wie zum Beispiel Klassenfahrten, 
Sitzordnung etc. besprechen, ethische Di-
lemmata diskutieren.

08.11.2006 | Benita Daublebsky

URL: hĴ p://www.blk-demokratie.de/mate-
rialien/praxisbausteine/hauptprodukte/der-
klassenrat-als-miĴ el-demokratischer-schul-
entwicklung.html 
Zugriff  am 18.03.08, 14:56 h
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Auszüge aus dem Grundsatzprogramm der 
LSV GG

1.1 Demokratisierung von 1.1 Demokratisierung von 
SchuleSchule

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert die volle 
Mitbestimmung der Schülerinnen und 
Schüler in allen die Schule betreff enden Fra-
gen, auf schulischer, kommunaler, Landes- 
und Bundesebene. 

„Ziel der Schule ist es, die Schülerinnen 
und Schüler im Geiste der Demokratie zu 
erziehen und auf das Leben in der Demo-
kratie vorzubereiten.“ In dieser oder etwas 
abgewandelter Form ist das Ziel von Schu-
le in mannigfaltigen kultusministeriellen 
SchriĞ en festgehalten.

Gegen diesen Grundsatz ist wohl grund-
sätzlich nichts einzuwenden. Es ist aber 
fraglich, ob diesem Grundsatz im momen-
tan existierenden Schulsystem in angemes-
sener Form Rechnung getragen wird.

Um dies zu entscheiden, muss man zu-
nächst überlegen, was für Anforderungen 
eine demokratische GesellschaĞ  an ihre 
einzelnen Mitglieder stellt, bzw. welche An-
forderungen die Menschen erfüllen müssen, 
wenn eine Demokratie funktionieren und 
nicht nur auf dem Papier stehen soll. Der 
Demokratie (HerrschaĞ  des Volkes) ste-
hen andere HerrschaĞ sformen gegenüber, 
wie Timokratie (HerrschaĞ  der Reichen), 
Aristokratie (HerrschaĞ  des Adels) oder 
Oligarchie (HerrschaĞ  der Wenigen, z.B. 
der Intellektuellen). Die HerrschaĞ sform 
der Demokratie folgt aus der historisch 
gewachsenen Überzeugung, dass grund-
sätzlich alle Menschen in gleichem Maße 
fähig sind, Entscheidungen zu treff en, und 
keine kleine Gruppe – mit welchem Merk-

mal auch immer – eher im Stande ist, weise 
Entscheidungen zu treff en. Das Vertrauen 
in den Mehrheitsentscheid erklärt sich aus 
der Überzeugung, dass sich in politischen 
Diskussionen die bessere Position durch-
setzt, indem sie schlüssig, einsichtig oder 
logisch erscheint. Eine Demokratie ist daher 
auf Menschen angewiesen, die die wich-
tigen Fragen rational entscheiden, vorher 
Informationen und unterschiedliche Ein-
schätzungen zu Rate ziehen und dann selbst 
entscheiden, ohne sich z.B. von plakativen 
Sprüchen oder drohenden Konsequenzen 
beeindrucken zu lassen – kurz: Eine De-
mokratie ist auf Menschen angewiesen, die 
mündig sind. Ist diese Voraussetzung gege-
ben, werden in Diskussionen tatsächlich die 
besseren Argumente Mehrheiten fi nden und 
nicht das bessere Aussehen des Redners/ 
der Rednerin bzw. seine/ihre rhetorischen 
und manipulativen Fähigkeiten. Es darf 
grundsätzlich keine Rolle spielen, wer etwas 
sagt, sondern nur was derjenige/ diejenige 
sagt.

Wenn wir uns allerdings den Zustand der 
Demokratie in der Bundesrepublik oder 
auch nur in unserem bekannten Bereich 
Schule betrachten, müssen wir feststellen, 
dass die oben genannten Bedingungen 
für demokratische Entscheidungen in po-
litischen Fragen selten gegeben sind. Wir 
können sehen, dass Wahlkämpfe mit nichts-
sagenden Formeln uns Photos, mit Parolen-
geschrei und Kampfrhetorik geführt wer-
den. In den Schulkonferenzen ist ebenfalls 
zu beobachten, dass das Wort einiger Leh-
rerinnen oder Lehrer oder des Schulleiters 
/ der Schulleiterin mehr gilt als das anderer 
Kolleginnen und Kollegen. Und natürlich 
macht es auch einen Unterschied, ob die 
Querulantin aus der 11. oder der ehemalige 
Schülersprecher aus der 13. Klasse etwas zu 
einem bestimmten Thema sagt. Davon abge-
sehen wird natürlich gemacht, was der/die 
Lehrer/in sagt, oder es gilt die Verfügung 
des Direktors/ der Direktorin – auch ohne 
jegliche Argumente – als unantastbare Ent-
scheidung.

Dies ist folgendermaßen zu erklären: Schule 
ist weitgehend autoritär organisiert, d.h. der, 
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det, auch wenn die, die in der Hierarchie 
unter ihm stehen, noch so gute Argumente 
anführen. Aufgrund seiner Position ist er 
noch nicht einmal gezwungen, seine Ent-
scheidungen zu begründen. Es mag Direk-
tor/innen oder Lehrer/innen geben, die sich 
trotzdem um faire Auseinandersetzung be-
mühen. Dadurch ist aber die Entscheidungs-
gewalt nicht abgegeben, und man ist weiter-
hin dem Wohlwollen und der Kompromiss-
bereitschaĞ  der Übergeordneten ausgeliefert, 
die beide jederzeit enden können – erneut 
ohne Angabe von Gründen.

Wenn nun Kinder in einer Schule gebildet 
werden, in der Autoritäten entscheiden, wie 
sollen sie plötzlich nach der Schule selbst 
entscheiden? StaĴ  dessen suchen sie nach 
neuen Autoritäten, denen sie die Entschei-
dungen, die sie selbst treff en müssten, ein-
fach übertragen. Diese Autoritäten können 
sich die Menschen, wie schon gesagt, auf-
grund von Aussehen, AuĞ reten, Karriere, 
Geld, Macht und vielem anderen mehr aus-
wählen. Wer nämlich nie gelernt hat, selbst 
zu entscheiden, hat natürlich auch Angst 
davor oder fühlt sich zumindest unsicher. 
Schließlich muss die Entscheidung, die ei-
genverantwortlich getroff en wurde, auch 
hinterher verantwortet werden, und das 
kann unangenehm oder gar gefährlich sein. 
Dennoch ist es in der Demokratie notwen-
dig, dass selbstverantwortlich entschieden 
wird. Eine Schule also, in der Menschen 
zur Mündigkeit erzogen werden, darf Ent-
scheidungen nicht systematisch abnehmen 
oder eigene Entscheidungen sogar verbieten. 
StaĴ dessen müssen die Schülerinnen und 
Schüler dazu angeregt und angeleitet wer-
den, über ihre Angelegenheiten selbst zu 

bestimmen und Angelegenheiten, die meh-
rere betreff en, demokratisch zu beschließen. 
Deswegen ist der erste SchriĴ  im Sinne der 
Erziehung zur Mündigkeit eine Beseitigung 
der schulischen Hierarchien, was eigentlich 
nichts weiter bedeutet, als dem Grundsatz 

„one (wo)man – one vote“ in der Schule Gel-
tung zu verschaff en. Daraus folgt, Schüle-
rinnen und Schülern weitest gehende Mitbe-
stimmung einzuräumen – über Unterrichts-
formen und -inhalte, sowie alle weiteren, 
die Schülerinnen und Schüler betreff enden 
Fragen.

In einer solchen demokratischen Schule wer-
den dann die augenblicklich herrschenden 
Prinzipien, nämlich Leistung und Durch-
setzung durch besseren Ellenbogeneinsatz 
schnell an Bedeutung verlieren. Schließlich 
muss es dann Ziel sein, Entscheidungen zu 
suchen, die für alle tragbar sind und nicht 
einem oder wenigen nützen. Auf Schule 
angewandt bedeutet dies z.B. Inhalte zu be-
stimmen, die Mehrheiten interessieren und 
Formen zu suchen, die der Mehrheit zusa-
gen. An die Stelle des Lernens gegeneinan-
der wird ein Lernen miteinander treten.
StaĴ  Egoismus und Arroganz weckt die 
demokratische Schule Fähigkeiten, wie mit 
anderen zu arbeiten, auf andere Rücksicht 
zu nehmen und Mehrheiten zu akzeptieren. 
Inzwischen bilden diese Fähigkeiten auch 
die notwendige Voraussetzung, um ein 
menschenwürdiges Zusammenleben und 
Überleben auf dieser Welt zu gewährleisten.

Reformvorschläge, die uns einer demokra-
tischen Schule näher bringen, in der Solida-
rität und Toleranz eine zentrale Rolle spielen, 
sind zahlreich: Gesamtschule, fächerüber-
greifender Unterricht, stufenübergreifender 



2929reader zur 44. lskreader zur 44. lsk

texte
texte
Unterricht, Projektunterricht, Abschaff ung 
der Noten.

Eine Schule, die die genannten Prinzipien 
verwirklicht, kann auch in ganz anderem 
Maße die freie Entfaltung der Persönlich-
keit gewährleisten. Freie Entfaltung bedeu-
tet, dass der/ die Schüler/ in entsprechend 
seinen/ ihren Neigungen und Fähigkeiten 
lernen kann und sich nicht an Lehrplänen, 
Karriereaussichten oder willkürlich defi -
niertem gesellschaĞ lichen Nutzen bzw. Er-
fordernissen orientiert.

Diese demokratische Schule ist es, von der 
wir träumen, für die wir eintreten, für die 
wir kämpfen wollen.

1.2  Schulkonferenz1.2  Schulkonferenz

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert die Ein-
richtung einer Schulkonferenz. Diese Schul-
konferenz ist mit 50% SchülerInnen und 50% 
LehrerInnen zu besetzten, wobei die Schüle-
rInnen genau eine Stimme mehr haben.

Schülerinnen und Schüler, die an einer 
rheinland-pfälzischen Schule SV-Arbeit be-
treiben, werden schnell merken, dass das 
Gelingen, bzw. das Misslingen ihrer Arbeit 
sehr stark von der Schulleitung abhängig 
ist. Gefällt die Arbeit der jeweiligen SV der 
Schulleitung, so werden die Schülerinnen 
und Schüler keinerlei Probleme beim Um-
setzen ihrer  Ideen bekommen, da die Schul-
leitung die mächtigste Instanz an der Schule 
ist. Selbiges Prinzip gilt auch für das Miss-
fallen der SV-Arbeit bei der Schulleitung. 
Plant die SV eine Aktion, die der Schullei-
tung zuwider ist, so verbietet sie selbige.

Einzige Möglichkeit etwas gegen die Schul-
leitung durchzusetzen, wäre die Gesamt-
konferenz. Diese ist offi  ziell das höchste be-
schlussfassende Gremium der Schule. Ihre 
Beschlüsse ist die Schulleitung verpfl ichtet 
umzusetzen. Das heißt konkret, wenn die 
Schulleitung der SV eine Aktion verbietet, 
dass die SV einen Antrag an die Gesamt-
konferenz stellen kann. Die Gesamtkonfe-
renz stimmt über das Anliegen der SV ab 
und kann somit eine zuvor durch die Schul-

leitung getroff ene Entscheidung revidieren, 
bzw. bestätigen.

Das Problem liegt darin, dass in der soge-
nannten Gesamtkonferenz nur LehrkräĞ e 
stimmberechtigt sind. Dadurch ergibt sich 
ein Machtgefälle, das es der SV fast unmög-
lich macht etwas gegen die Schulleitung 
durchzusetzen.

Diese Tatsache ist höchst undemokratisch, 
da die Schülerinnen und Schüler im wich-
tigsten Gremium der Schule nicht stimm-
berechtigt sind, obwohl sie den größten Teil 
der am Schulleben Beteiligten stellen.

Die LSV RLP setzt sich dafür ein, dass die 
Gesamtkonferenz zu Gunsten der Schul-
konferenz abgeschağ   wird. Innerhalb der 
Schulkonferenz haben Schülerinnen und 
Schüler 50% +1 der Stimmen und Leh-
rerinnen und Lehrer 50%. Auf diese Art 
und Weise erhalten die Schülerinnen und 
Schüler, die größte am Schulleben beteiligte 
Gruppe, das ihr zustehende Gewicht. Ge-
mäß dem demokratischen Mehrheitsprin-
zip wird es nicht mehr möglich sein, dass 
Schulleitung oder Lehrerkollegium Dinge 
gegen den Willen der Schülerinnen und 
Schüler beschließen.
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umsonst...!?umsonst...!?

JedeR von uns kennt die Situation: Verschla-
fen! Schnell etwas Wasser ins Gesicht, ab in 
die KlamoĴ en, Schuhe an, und schnell zur 
Bushaltestelle. Grade noch geschağ  , ab in 
den Bus, und erst mal durchatmen… „Ver-
dammt?! Wo ist die Fahrkarte?“ Sie ist samt 
Portemonnaie zu Hause liegen geblieben. 
Oder du hast keine Monatskarte und hast 
dir aus Prinzip mal wieder keine Fahrkarte 
gekauĞ . Bei den immer höher werdenden 
Preisen der oĞ  privatisierten Verkehrsunter-
nehmen ist das auch kein Wunder.
Wie auch immer, du sitzt ohne „gültigen 
Fahrausweis“ in Bus oder Bahn und da 
kommt er/sie: Der Kontrolleur oder die 
Kontrolleurin. Ein bisschen Schweiß, ei-
nige Erklärungsversuche, alles umsonst. 
Deine Personalien werden aufgenommen, 
du musst an der nächsten Haltestelle aus-
steigen, und wenn du deine gültige Karte 
nicht nachzeigen kannst, fl aĴ ert einige Tage 
später der Brief des Inkassounternehmens 
der BusgesellschaĞ  oder der Bahn bei dir zu 
Hause ein. Wenn du minderjährig bist, an 
deine Eltern adressiert. Die Forderung: 40€ 
„Erhöhtes Beförderungsgeld“, oder ein ähn-
licher Betrag. Scheiße. Ein kompleĴ er Monat 
Taschengeld weg für nix.

Oder doch nicht?
Die  Forderung nach „Erhöhtem Beförde-
rungsentgelt“ (also die 40€ o.ä.) ist eine so-
genannte Vertragsstrafe. Mit dem Betreten 
des Busses oder der Bahn wird zwischen dir 
und dem Verkehrsunternehmen laut „Allge-
meinen Beförderungsbedingungen“ o. ä., ein 

Vertrag abgeschlossen, der besagt, dass du 
eine Fahrkarte mit dir führen musst. Soweit 
die Theorie. Aber: Als minderjährige Person 
bist du nicht vertragsfähig. Das bedeutet, 
dass du ohne Zustimmung deiner Eltern 
keinen Vertrag abschließen kannst, folglich 
ist kein Vertrag zwischen dir und dem Ver-
kehrsunternehmen zu Stande gekommen. 
Und da du nicht gegen einen Vertrag versto-
ßen kannst, den es nicht gibt, kommt auch 
eine Vertragsstrafe, also die 40€, nicht in 
Frage. 
» Das Verkehrsunternehmen hat keinen 
Anspruch auf das geforderte „Erhöhte Be-
förderungsentgeld“ sofern du minderjährig 
bist. Das wird das Inkassounternehmen des 
Verkehrsunternehmens natürlich kaum in 
einem der neĴ en Briefe erwähnen, schließ-
lich stellen die „Erhöhten Beförderungsent-
gelder“ und auch damit verbundene Mahn-
gebühren eine Einnahmequelle da.

Die Details
Personen unter 18 Jahren können laut Ge-
setz keine rechtswirksamen Verträge, die 
sie fi nanziell verpfl ichten (genau darum 
geht es bei einem Beförderungsvertrag), nur 
mit Einverständnis der Eltern („gesetzliche 
Vertreter“) schließen. Die Eltern geben zwar 
das Einverständnis zur Nutzung der Öff ent-
lichen VerkehrsmiĴ el (z.B. Bus u. Bahn) und 
somit auch zur notwendigen Abschließung 
der dazugehörigen Beförderungsverträge 
(diese entstehen meist „automatisch“ bei 
Betreten des Busses). Diese Einverständnis-
erklärung umfasst jedoch im Zweifel nicht 
das Schwarzfahren. Ein Beförderungsver-
trag kommt somit bei einer „Schwarzfahrt“ 
nicht zustande, was, wie oben beschrieben, 
einen Anspruch auf erhöhtes Beförderungs-
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entgelt ausschließt. So zumindest sah es das 
Amtsgericht Jena [Urteil vom 05.07.2001 – 22 
C 21/01]

Es gibt einige Urteile, die diese Ansicht be-
stätigen, eines ist dabei besonders Interes-
sant: Dort sprach das Gericht dem Verkehrs-
unternehmen einen Anspruch auf Erstat-
tung des Fahrpreises zu. Der/die Schwarz-
fahrerIn bzw. dessen/deren Eltern haĴ en 
also den Preis den Preis einer Fahrkarte an 
das Verkehrsunternehmen zu. (2,20€ o.ä.) 
[Urteil des Amtsgerichtes Wolfsburg, 12 C 
30/90 = NJW-RR 1990, 1142]
Es ist ein Urteil bekannt, in dem ein Gericht 
anders entschied, der/die SchwarzfahrerIn 
musste das erhöhte Beförderungsentgeld 
zahlen. In der großen Mehrheit wurde 
aber zu Gunsten des/der minderjährigen 
SchwarzfahrerIn entschieden. Die Proble-
matik ist in der Rechtssprechung also nicht 
ganz unumstriĴ en.

Aber:
Wenn du schwarzfährst, verstößt du nicht 
nur gegen den nicht zur Stande gekom-
menen Vertrag zwischen BusgesellschaĞ  
und dir, sondern auch gegen „geltendes 
Recht“. Schwarzfahren erfüllt den Tatbestand 
des „Erschleichens von Leistungen“ [§ 265a 
StGB]. Sofern du älter als 14 Jahre, also straf-
mündig bist, machst du dich beim Schwarz-
fahren auf jeden Fall straĠ ar. Die meisten 
Bus- und BahngesellschaĞ en bringen diesen 
Tatbestand in der Regel zur Anzeige, wenn 
du drei mal ohne Fahrschein erwischt wor-
den bist. Darauf folgt in der Regel jede Menge 
Stress: Anhörung bei der Polizei, beim Ju-
gendamt etc. OĞ  wird die Klage fallen gelas-
sen, v.a. weil nach Jugendstrafrecht („Erziehe-
rischer Charakter“). Im Fall der Fälle kann es 
aber zu einer Verurteilung zu einer Geldstra-
fe oder zu Sozialstunden kommen.

Was tun?
Wenn die Forderung nach „Erhöhtem Beför-
derungsentgeld“ ins Haus fl aĴ ert…
…deinen Eltern klar machen, dass die Ver-
kehrsgesellschaĞ  kein Anspruch auf das 
Geld hat.
…sie biĴ en, ein kleines Briefchen an das 

Inkassounternehmen zu schreiben, in dem 
dieser Sachverhalt kurz dargelegt wird. Du 
bist nicht vertragsfähig, deine Eltern haben 
keine Einwilligung zum Abschluss eines 
Vertrages gegeben.
…kulanterweise den Preis der Fahrkarte 
auf das Konto des Inkasssounternehmens 
überweisen und das auch in dem Brief er-
wähnen.
…sich künĞ ig beim Schwarzfahren nicht 
mehr erwischen lassen. Leichter gesagt als 
getan. Also am besten nur mit Fahrkarte 
fahren. 

Felix@sudhop.eu
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von Johannes Buchner

Wenn Menschen zusammenleben, arbei-
ten oder Politik machen, dann gibt es oĞ  
unterschiedliche Meinungen und Bewer-
tungen von Sachverhalten, was sich schon 
aus den unterschiedlichen Lebensrealitäten 
und Hintergründen der Individuen er-
gibt. Daraus ergeben sich bei zu fällenden 
Entscheidungen Interessenskonfl ikte - das 
ist zunächst einmal eine Feststellung, aus 
radikaldemokratischer Sicht gilt es nicht, 
dies in Frage zu stellen, sondern ein faires 
Verfahren für das Austragen dieser Interes-
senskonfl ikte zu fordern.  Dieser Artikel soll 
erläutern, warum das verbindliche Niederle-
gen von Verfahrensregeln in einer Satzung/
GeschäĞ sordnung in diesem Zusammen-
hang Sinn macht und darüberhinaus eine 
exakte Einhaltung dieser Regeln zu fordern 
ist.
Ein wichtiges Kriterium für die Bewertung 
eines politischen Verfahrens stellen die 
Transparenz von Entscheidungsprozessen 
dar. Jeder sollte beispielsweise nachvollzie-
hen können, warum wer in einer DebaĴ e die 
Redeleitung besitzt, wann die DebaĴ e been-
det wird und zur Abstimmung geschriĴ en 
wird etc. Wenn Fragen wie diese nicht klar 
geregelt sind, läuĞ  dies faktisch darauf hi-
naus, dass sich informelle Machtstrukturen 
durchsetzen und es besteht die Gefahr, dass 
Verfahrensfragen undemokratisch im Sinne 
einzelner politischer Interessen entschieden 
werden.
Eine Formalisierung dieser Prozesse durch 
eine für alle einsehbare Satzung/GeschäĞ s-
ordnung schağ   Transparenz und kann so 

„Alles nur Formalkram?“
Über den Sinn von Satzungen/GeschäĞ s-
ordnungen und deren wortlautgetreue 
Anwendung

verhindern, dass sich eine bestimmte Inte-
ressensgruppe durch Verfahrensentschei-
dungen unrechtmäßige Vorteile verschağ  . 
Dafür muss der „erhöhte Aufwand“ eines 
formalisierten Verfahrens, welches oĞ  gar 
als „unnötiger Formalismus/Bürokratie“ be-
zeichnet wird, in Kauf genommen werden. 
Nur verbindlich festgeschriebene Regeln 
schaff en gleiche Bedingungen für alle und 
zudem eine gewisse Verlässlichkeit in Ver-
fahrensfragen.

Auf den ersten Blick mag es vielleicht 
demokratischer erscheinen, wenn „der 
Souverän“, also z.B. die Mitglieder einer 
Konferenz, immer direkt entscheidet, wie 
verfahren werden soll, staĴ  sich auf einen 
„Automatismus der Satzung“ zu verlassen. 
In der Tat ist dieser Automatismus eine Art 
„Selbstbeschränkung der Macht des Souve-
räns“, aber dies hat entscheidende Vorteile:  
In der Frage, was in der Satzung steht, gibt 
es ein allgemeines Interesse an einem fairen 
Verfahren, einem gewissen Schutz der Min-
derheit etc. - schließlich weiß auch die mo-
mentane Mehrheit, dass sich die Mehrheits-
verhältnisse ändern können und man dann 
zu eben jener Minderheit gehören kann, 
deren Rechte in der Satzung garantiert sind. 
In diesem Zusammenhang erklärt sich auch 
die Hürde einer 2/3-Mehrheit, die zu einer 
Satzungsänderung meist notwendig ist, 
denn so kann verhindert werden, dass eine 
„knappe Mehrheit“ nach Belieben mit einer 
„großen Minderheit“ verfährt. Außerdem 
sind in einer SatzungsdebaĴ e die Frage-
stellungen von den konkreten politischen 
Konfl ikten getrennt, d.h. bestimmte Verfah-
rensregeln werden allgemein festgelegt und 
sind daher nicht jedesmal von neuem Teil 
des politischen Kampfes.

Dass bei den allgemeinen Regelungen in 
einer Satzung nicht alle 
Eventualitäten berücksich-
tigt werden können, ist 
einsichtig, weshalb sich 
oĞ  Fragen nach der Aus-
legung einer Regelung 
der Satzung ergeben. 
Diese müssen disku-
tiert und ebenfalls 
demokratisch ent-
schieden werden 
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(es gibt auch das Modell der Schiedsge-
richtsbarkeit, wo ein möglichst neutrales 
Gericht/Schiedsausschuss über diese Fragen 
entscheidet). Bei grundsätzlicheren Streitig-
keiten in Satzungsfragen macht es natürlich 
Sinn, durch eine Satzungsänderung die Re-
gelung im entsprechenden Punkt expliziter 
zu machen. Generell sollte jedoch versucht 
werden, in der Satzung möglichst eindeuti-
ge Formulierungen zu fi nden, um mögliche 
Konfl ikte von vornherein zu minimieren, 
und wo die Satzung keinen Auslegungs-
spielraum lässt, ist auch auf einer wortlaut-
getreuen Anwendung zu bestehen !

Denn damit die oben aufgeführten Vorteile 
des verbindlichen Niederlegens von Ver-
fahrensregelungen in der Praxis wirksam 
sind, ist eine strikte Einhaltung der Satzung 
zu fordern, auch wenn man im Einzelfall 
vielleicht denkt „naja, der Formalkram 
sollte doch nicht über den Inhalten stehen, 
es ist doch für alle besser, wenn wir hier 
(abweichend von der Satzung) so und so 
verfahren“. Wenn durch solche Überlegun-
gen doch wieder „von Fall zu Fall entschie-
den“ wird macht man sich die Vorteile 
von „gleichen Bedingungen für alle“ und 
„Verlässlichkeit in Verfahrensfragen“ aller-
dings gleich selbst wieder zunichte. Letztere 
fordern nämlich explizit „keine Ausnahmen 
von den vereinbarten Regeln“, denn sonst ist 
man im Einzelfall bei der Frage „soll man 
hier eine Ausnahme von der Satzung ma-
chen“ und damit keinen SchriĴ  weiter als 
ohne Satzung. Konkret ist z.B. eine Antrags-
frist genau einzuhalten, denn sonst stellt 
sich die Frage, wann denn dann die „Grenze 
für die Ausnahme ist“ und wer dies ent-
scheidet, außerdem häĴ en andere Menschen 
vielleicht auch noch gerne eine Antrag ver-
spätet eingebracht, dies aber aufgrund der 
abgelaufenen Antragsfrist nicht getan. Nur 
eine strikte, verlässliche Anwendung der 
Satzung schağ   hier gleiche Bedingungen 
für alle und damit die geforderte Verfah-
rensgerechtigkeit. Denn in einer Demokratie 
kommt es eben nicht nur „auf das Ergebnis“ 
im Einzelfall an, sondern das Verfahren, wie 
dieses zustande gekommen ist, spielt eine 
entscheidende Rolle. Nur ein so ist es dau-
erhaĞ  möglich, Interessenskonfl ikte unter 
fairen Bedingungen auszutragen und damit 
Gerechtigkeit zu schaff en.
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Protokoll 43. LSK Protokoll 43. LSK 
28.-30. September 2007, Johannes-
Gymnasium Lahnstein

Beginn: 18:00 Uhr

Freitag 28.09.2007
Beginn der ersten Sitzung: 18:00 Uhr

Wahl des Präsidiums:
Technische Assistentin und Präsidentin sind 
einstimmig gewählt:
Marie Preis und Mia Adrian
Protokollant ist einstimmig gewählt:
Julian Knoop

TOP1: Abstimmung über Tagesordung 
--> GO-Antrag: Sonntag wird verschiedenes 
behandelt

Tagesordnung mehrheitlich angenommen

TOP 2: Abstimmung über Protokoll der 42. 
LSK
Protokoll mehrheitlich angenommen, zwei 
Enthaltungen

TOP 3: Grußwort des SV-B durch Maximili-
an Pichel und Andrea Plödt
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TOP 4: Grußwort der Landesvertretung 
Hessen und Bayern
...durch Felix Glaser und Dorothe BüĴ ner

Ende des Plenums um 19.00 Uhr!

Samstag 29.09.2007
Beginn des Plenums: 10:25 Uhr

TOP 5: Festellung der Beschlussfähigkeit
die 43. LSK ist beschlussfähig, da 59 Schulen 
anwesend sind.

TOP 6: Begrüßung durch den Landesvor-
stand

TOP 7: Wahl des Präsidiums
Mehrheit für Beibehaltung des provisorisch 
gewählten Präsidiums, zwei Enthaltungen.

Vorstellung der Arbeitsgruppen:
1) Rechtsextremissmus
2) Umweltschutz
3) GLSV
4) Autoritäten und Vorbilder
5) Flüchtlingsschutz

TOP 8: Grußwort von Horst der LSV NRW
www.ausbildung-fuer-alle.de 

TOP 9: Erläuterung der GeschäĞ sordnung 
durch das Präsidium 

--> GO-Antrag für Alkoholverbot innerhalb 
des Plenums
Abstimmung über GO-Antrag: viele JA, 22 
NEIN, 10 Enthaltungen
GO-Antrag angenommen

--> GO-Antrag Rederecht für Gäste
GO-Antrag angenommen

--> GO-Antrag Änderunung der Tagesord-
nung
Wunsch auf Verschiebung der Entlastung 
von Alicia ins erste Plenum. 
Verschiebung des Antrages für GLSV und 
Urabstimmung ins letzen Plenum.
Abstimmung: viele ja, keine nein, 15 Enthal-
tungen
GO-Antrag: angenommen

--> GO-Antrag auf quotierte Rednerliste
Abstimmung über GO-Antrag: 5 JA, viele 
NEIN, 7 Enthaltungen
Ablehnung des GO-Antrages

TOP 10: Entlastung von Alicia

--> GO-Antrag für die Vorstellung des Re-
chenschaĞ sberichtes von Alicia.
GO-Antrag angenommen

Vorstellung des RechenschaĞ sberichtes von 
Alicia.
Abstimmung: viele JA, keine NEIN, eine 
Enthaltung

TOP 11: Beginn der Antragsphase

A 1: Arbeitsprogramm 
Antragsteller_in:  Lydia Lamberty, LA-Spre-
cherin

1.Basis
- Ein Landesvorstandsmitglied kümmert 
sich um den Kontakt zu der Redaktion des 
Lichtblicks und sorgt dafür, dass zwei Aus-
gaben erstellt werden.
- Mindestens zwei Mitglieder des LaVos 
kümmern sich um die Fertigstellung des 
SV-Handbuchs, das auch auf die Demokra-
tisierung von Schule eingehen soll. Ihnen 
steht es dabei frei, weitere ExpertInnen und 
(Nicht -) SchülerInnen Artikel schreiben las-
sen.
- Der LaVo kümmert sich darum, dass der 
E-Mail-Verteiler pro RAK verwaltet wird.
- Der LaVo soll sich darum bemühen, dass 
auch weiterhin Grundlagen-Seminare für 
SVen aller Schularten angeboten werden. 
Außerdem sollen SV-Seminare gleich den 
VL-Seminaren durchgeführt werden. Ge-
plant sind 4 zentrale Standorte (z.B. Trier, 
Koblenz, Mainz, Landau).
- Dies SSRs sollen gestärkt werden. Die Tref-
fen bestehender SSRs und SSPs sollen wei-
terhin besucht und der Kontakt zu entspre-
chenden Gremien verstärkt werden.
- Es soll 2009 ein Basiskongress durchge-
führt werden. Der LaVo soll sich für die 
Planung des Risikò 09-Kongresses einsetzen 
und sich um die Hauptorganisatoren bemü-
hen.
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- Der Landesvorstand soll durch eine lan-
desweite, schulartübergreifende Umfrage 
den weiteren Ablauf zur GLSV klären.

2. Demokratisierung
- Projekte, die der Demokratisierung und 
Partizipation dienen, sollten begleitet wer-
den.
- Jedes LaVoMi soll die Möglichkeit be-
kommen sich entsprechend seiner eigenen 
Spezialisierungen zu engagieren, auch 
wenn dies vom Arbeitsprogramm abweicht, 
jedoch nur, wenn diese grundsatzkonform 
sind.
 - Der LaVo soll sich in den entsprechenden 
politischen Gremien dafür einsetzen, dass 
Rechte der SVen in den entsprechenden  
Gremien und VorschriĞ en klarer geregelt 
werden und die SVen in den Gesamtkon-
ferenzen ein festgeschriebenes Stimmrecht 
erhalten.

3. Unterricht
- Der Landesvorstand soll ein Konzept zur 
SuchtauĤ lärung erarbeiten, welches auf 
eine kontinuierliche AuĤ lärung der Schüle-
rInnen durch den Unterricht ab der 5. Klasse 
ausgelegt ist.
- Der Landesvorstand soll darauf hin ar-
beiten, dass die SchülerInnen durch den 
Sozialkundeunterricht / alternativ über die 
VertrauenslehrerInnen über ihre Rechte und 
Pfl ichten aufgeklärt werden. Ebenso sollen 
die Partizipationsmöglichkeiten von Schü-
lerInnen in der Schule aufgezeigt werden. 
Dies kann durch eine angestrebte gesetzli-
che Reglementierung erreicht werden.
- Der Landesvorstand soll ein Seminar für 
VertrauenslehrerInnen organisieren, an wel-
chem die VertrauenslehrerInnen über Rech-
te und Pfl ichten der SchülerInnen aufgeklärt 
werden.

4. Ganztagsschulprogramm
- Der Landesvorstand soll einen Fragebogen 
erstellen, der an die GTSen in RLP geschickt 
wird und von den SchülerInnen beantwor-
tet werden soll, sodass unterschiedliche 
Problemfelder des GTS-Programms beleuch-
tet werden. Für diese Problemfelder sollen 
Verbesserungsansätze gefunden werden. 
Das Ergebnis der Fragebögen soll zu einem 

InformationsblaĴ  zusammengefasst werden, 
das an die Schulen verschickt wird. 
- Der Landesvorstand soll die Entwicklung 
der G8/GT-Schulen verfolgen und sich dazu 
positionieren.

5. Bundesebene
- Die exekutiven Gremien (Landesvorstand 
und Bundesdelegierte) sollen sich für eine 
bundesweite Interessenvertretung von 
SchülerInnen einsetzen. Zudem sollen die 
Treff  en der BSK besucht werden.
- Es soll eine inhaltliche Vernetzung mit in-
teressensgleichen LSVen angestrebt werden.

6. Bildungsfi nanzierung
- Der Landesvorstand soll sich weiterhin an 
der DebaĴ e um Studiengebühren beteiligen 
und entsprechende Aktionen gegen Studi-
engebühren organisieren und selbst durch-
führen.
- Der Landesvorstand soll sich dafür einset-
zen, dass eine generelle LernmiĴ elfreiheit 
ermöglicht wird.

7. Pressearbeit
- Der Landesvorstand soll sich darum bemü-
hen, dass der Kontakt zu den öff entlichen 
Medien ausgebaut und erweitert wird und 
Termine wahrgenommen werden.
- Ein Landesvorstandsmitglied soll dafür 
sorgen, dass mindestens jeden Monat Pres-
semiĴ eilungen zu Themen der LSV heraus-
gegeben werden. Zu aktuellen DebaĴ en sol-
len entsprechend mehr PMs veröff entlicht 
werden.

8. Antirassismus
- Mindestens ein Vorstandsmitglied soll 
regelmäßig die Treff en des Netzwerks für 
Demokratie und Courage besuchen. Es soll 
wieder die volle TrägermitgliedschaĞ  ange-
strebt werden.

9. Sommercamp
- Die LSV soll auch 2008 wieder ein Som-
mercamp durchführen.

10. Umwelt
- Der Landesvorstand soll sich stärker um 
Umwelterziehung bemühen und ausgewähl-
te Projekte unterstützen.
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- Der Landesvorstand soll nach Möglichkeit 
zu folgenden Organisationen Kontakt auf-
bauen bzw. verbessern:
...den politischen Organisationen und Ver-
bänden
...dem Ministerium für Bildung, Wissen-
schaĞ , Jugend und Kultur
...den LandesschülerInnenvertretungen an-
derer Bundesländer
...dem Landeselternbeirat/Bundeselternrat
...der GewerkschaĞ  Erziehung und Wissen-
schaĞ 
...der DGB-Jugend
...dem AStA der Universität Mainz und wei-
teren Studierendenvertretungen
- Der LaVo soll sich um ein Bündnis für 
spezielle Projekte bemühen. Dabei sollte 
versucht werden einen Standardpool mit 
GewerkschaĞ en und Jugendorganisationen 
zu schaff en.

Änderungsantrag Ä1:
Füge ein:
Organisieren eines Ehemaligentreff ens
Änderungsantrag durch LA angenommen.

12. Ehemaligentreff en
Der LSV soll sich für die Organisation eines 
Ehemaligentreff ens einsetzen.

ja nein Enthaltung
Viele 0 1
Antrag angenommen

--> GO-Antrag auf ZigareĴ enpause
Abstimmung: 18 ja, viele nein, 16 Enthaltun-
gen
GO-Antrag abgehlent

A 2: „Umwelt und Schule“ 
Antragstellerin: LaVo, vertreten durch Bär-
bel Maria Rösch 
Antragstext:
Die 43. LandesschülerInnenkonferenz möge 
beschließen: 
 Die LandesschülerInnenvertretung (LSV) 
plant für das Schuljahr 2007/2008 eine Um-
weltschutzkampagne für SchülerInnen in 
Kooperation mit der BUNDjugend (Bund 
für Umwelt und Naturschutz). Hierzu wird 
ein Landesarbeitskreis „Umwelt“ gebildet, 

der von einem Mitglied des Landesvorstan-
des und einem Mitglied der BUNDjugend 
betreut wird und der ein ökologisches Profi l 
für die LSV (Antrag für das Grundsatzpro-
gramm) erarbeiten soll. Zusätzlich organi-
sieren BUNDjugend und LSV gemeinsame 
Seminare, Aktionen und geben Publikatio-
nen (Flyer, Zeitungen etc.) über den Umwelt-
schutz heraus. Um die Ergebnisse für die 
Delegierten der LandesschülerInnenkonfe-
renz und der restlichen SchülerInnenschaĞ   
transparent zu gestalten, soll die Umwelt-
schutzkampagne auf einem Webblog doku-
mentiert werden.

ja nein Enthaltung
Viele 0 9
Antrag angenommen

A 3: Lärm 
Antragsteller_innen: RAK 9
Antragstext:
Der Landesvorstand soll sich dafür einset-
zen, dass Schulen die Pfl icht haben sollen, 
zu gewährleisten, dass SchülerInnen sich 
ohne Einschränkungen von schulischer 
Seite, d.h. Lärm in Form von Musik aus den 
Musiksälen oder ähnlichem, im Unterricht 
konzentrieren können. Sei es durch eff ek-
tiven Schallschutz, Baumaßnahmen, Verle-
gung der Unterrichtszeit, Saalverlegung et 
cetera.

--> GO-Antrag auf Schließung der Rednerli-
ste und sofortige Abstimmung.
GO-Antrag angenommen.

ja nein Enthaltung
18 Viele
Antrag nicht angenommen

A 4: Wahlpfl ichtfächer
Antragsteller_innen:  Lukas Wester und 
Anja, Martinusgymnasium Linz 
Antragstext:
Der LaVo möge sich dafür einsetzten, dass 
jede Schule in der 9. Klasse zwei Fremd-
sprachen und drei andere Fächer als Wahl-
pfl ichtfächer anbietet.
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--> GO-Antrag auf Schließung der Redeliste 
und Abstimmung
GO-Antrag angenommen

ja nein Enthaltung
36 23 14
Antrag angenommen

Initiativantrag 1
Antragssteller: Florian Müllerheim

Antragstext:
Die 43. LSK möge beschließen, dass die LSV 
RLP im LaVo Jahr 2007/2008 eine Petition 
zum Thema kompleĴ e LehrmiĴ elfreiheit 
initiert.

Begründung: Erfolgt mündlich

--> GO-Antrag auf Schluss der DebaĴ e
Antrag angenommen

Ä1: Die 43. LSK möge beschließen, dass die 
LSV RLP eine Petition initiert, die fordert, 
dass LehrmiĴ el über ein Leihsystem zur 
Verfügung gestellt werden, sodass keine 
Kosten auf SchülerInnen und LehrerInnen 
zukommen. 

Abstimmung über Ä1 zur Änderung des 
Antrages
ja nein Enthaltung
Viele 4 4
Antrag angenommen

Ä2: Die 43. LSK möge beschließen, dass die 
LSV RLP im LaVo Jahr 2007/2008 eine Petiti-
on zum Thema kompleĴ e LehrmiĴ elfreiheit 
initiert. Der Petitionstext und das dazuge-
hörige Konzept soll vom LaVo erarbeitet 
werden.

--> GO-Antrag auf Schließung der Redeliste 
betreff end Ä2 und Abstimmung über Ände-
rungsantrag
Go-Antrag angenommen

Abstimmung über Ä2
ja nein Enthaltung
viele 5 9
Änderungsantrag angenommen

Abstimmung des Antrages I1:
ja nein Enthaltung
Viele 3 2

--> GO-Antrag auf Abstimmung über die 
DebaĴ e über I2 vor der MiĴ agspause.
GO-Antrag angenommen.

Initiativantrag 2
Antragsteller: RAK 4 & RAK 7, MaĴ hias

Antragstext: 
Die 43. LSK möge beschließen, dass werben-
de Organisationen, z.B. religiöse Verbände, 
die ihre Ideen und Grundsätze auf dem 
Schulgelände weitergeben möchten, vorher 
vom Schulausschuss die Erlaubnis erhalten 
müssen.

Anlass:
Gideon“ an Schulen.

Begründung:
Erfolgt mündlich

ja nein Enthaltung
Viele 1 0

TOP 12: MiĴ agspause 
Ende des Plenums: 12:35 Uhr
Beginn: 13:45

Top 13: Zweite Antragsphase

I3: Überprüfung der Lehrfähigkeit von Leh-
rern
Antragssteller: Marcel Leroux

Antragstext: Die 43. LSK möge beschließen, 
dass eine jährliche, unangekündigte Über-
prüfung durch die ADD,  das Lehrvermö-
gen der LehrerInnen in RLP verpfl ichtend 
eingefügt wird.

Begründung: Erfolgt mündlich

Der Antrag wird vom Antragssteller zu-
rückgezogen.

--> GO-Antrag auf die Wiederaufarbeitung 
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GO-Antrag wurde angenommen

TOP 14: Änderungsantrag zu Antrag A1 
(Arbeitsprogramm)
Antragssteller: RAK 3
Betreff : Sexualität

Antragstext:
Füge ein: 
Punkt 13. Sexualität
- Der LaVo soll sich um eine bessere AuĤ lä-
rung bemühen.
- Es soll angestrebt werden, dass die Anti-
AidsstiĞ ung sich wieder an der den LSKen 
beteiligt und einen Informationsstand auf-
baut.
- Die CSDen Trier und Koblenz, außerdem 
die Sommerschwüle Mainz sollen unter-
stützt werden.
- Es sollen ProjekĴ age zur sexuellen AuĤ lä-
rung und Aids gefordert werden. 

Der LA ist damit einverstanden.

--> GO-Antrag auf Trennung des Punktes 
Sexualität in einen Punkt CSD und die übri-
gen Punkte.
GO-Antrag wurde angenommen.

Abstimmung über Antrag „Sexualität“ 
ja nein Enthaltung
viele 1 7
Antrag angenommen

Abstimmung über die Unterstützung der 
CSDs Trier und Koblenz sowie der Sommer-
schwüle. 
ja nein Enthaltung
33 23 viele
Antrag angenommen.

Der Änderungsantrag kann somit zum Ar-
beitsprogramm ergänzt werden.

TOP 15: Erneute Abstimmung über das Pro-
tokoll der 42. LSK, da bei der ersten Wahl 
die LSK nicht beschlussfähig war. 
Protokoll der 42. LSK wurde angenommen.

TOP 16: RechenschaĞ sberichte der 42. LSK

--> GO-Antrag auf Blockwahl der Entla-
stung
GO-Antrag wurde vom Antragssteller zu-
rückgezogen.

Die Entlastungen werden durch eine Block-
wahl gewählt.

Abstimmung über das Meinungsbild der 42. 
LSK
ja nein Enthaltung
Viele 14 18
Das Meinungsbild wurde angenommen.

TOP 17: RechenschaĞ sberichte und Entla-
stungen 
Meinungsbild:
- Alisa Siegrist (viele ja, keine nein, 4 Enthal-
tungen)
- Anke Loser (viele ja, keine nein, 7 Enthal-
tungen)
- Babak Kouchek Zadeh (viele ja, keine nein, 
3 Enthaltungen)
- Bärbel Maria Rösch (viele ja, keine nein, 4 
Enthaltungen)
- Clemens Doerr (viele ja, 1 nein, 8 Enthal-
tungen)
- Florian Müllerheim (viele ja, keine nein, 3 
Enthaltungen)
- Hannah Zimmermann (viele ja, keine nein, 
5 Enthaltungen)
- Laura Grützner (viele ja, keine nein, 4 Ent-
haltungen)
- Lilli Berger (viele ja, keine nein, 1 Enthal-
tung)
- Anna R (viele ja, 1 nein, keine Ent-
haltungen)
- Sophie Zimmermann (viele ja, keine nein, 
3 Enthaltungen)
- Felix Martens (viele ja, keine nein, 4 Ent-
haltungen)
- Simon Faller (viele ja, 1 nein, 9 Enthaltun-
gen)
- Eileen Ratzel (viele ja, 1 nein, 3 Enthaltun-
gen)
- Monika Schaum (viele ja, keine nein, 9 Ent-
haltungen)

TOP 18: Abschiedsworte von Anke und So-
phia
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TOP 19: Wahl der LaVoMis

--> GO-Antrag auf eine kurze Pause
Antrag wird zurückgezogen

10-minütige Pause von der Präsidentin ein-
berufen.

Fortsetzung der Sitzung um 15:25 Uhr. 

Zur Wahl stehen:
Anna Kuntz (Schloß-Gymnasium Mainz, 15) 
Eva Kramlinger (Schloß-Gymnasium Mainz, 
16)
Alisa Siegrist (Gymnasium im Alfred-Gros-
ser-Schulzentrum, 17) 
Anna Hoff mann (IGS Kandel, 17)
Sancia Gimbel (IGS Kandel, 15)
Jana Noe (FMSG Speyer, 16)
Florian Müllerheim (Gymnasium Nieder-
Olm, 18) 
Bärbel Rösch (Gymnasium im Alfred-Gros-
ser-Schulzentrum, 15) 
Julian Knoop (Nikolaus von Kues Gymnasi-
um, 16) 
Felix Martens (Gymnasium Mainz-Gonsen-
heim, 19)

--> GO-Antrag auf Blockwahl:
Inhaltliche Gegenrede
Ja: 2, Nein: viele, Enthaltung: 3

Wahl des Wahlausschusses
Felix Glaser
Andrea Plödt
Dorothee BüĴ ner
TOP 20: Wahl der Bundesdelegierten
--> GO-Antrag Zurücksetzung der Wahl zur 
Bundesdeligierten, bis Ergebnis der LaVo 
feststeht.
GO-Antrag wird staĴ gegeben.

TOP 21: Grußwort der LSV Sachsen durch 
Marco

TOP 22: Fortsetzung der Wahl der Bundes-
delegierten
Kandidatinnen: 
Frauke Kuntz (18, Mainz, Schloß-Gymnasi-
um)
Katja Rohr (16, Bad Kreuznach, Alfred-Delp-

Schule)
Max Schwenn (18, Mainz)
Monika Schaum ( 17, Kaiserslautern)
Anna R (17, Bad Kreuznach)
Eileen Ratzel (15, Germersheim)

Vorschlag zur Durchführung einer Block-
wahl
ja nein Enthaltung
Viele 2 5

Somit wurden alle oben genannten zu Bun-
desdeligierten gewählt.

Bundesdelegierte sind:
Eileen, Anna, Moni
Stellvertretende Bundesdeligierte sind:
Frauke, Katja, Max

TOP 23: Wahl der Lichtblickredaktion
Vorstellung des Lichtblickes durch Florian. 

Zur Wahl stellen sich: 
MaĴ hias Köberlein (Cusanus-Gymnasium 
WiĴ lich)
Sebastian Lung (Nordpfalz-Gymnasium 
KiBo)
Mauritz Roeb (Nordpfalz-Gymnasium KiBo)
Lea van Issum (St. MaĴ hias-Gymnasium 
Gerolstein)
Hanna Trauer (Gymnasium Gonsenheim)
MaĴ hias Zimmermann (Fachschule Kreuz-
nacher Diakonie)
Natascha SchmiĴ  (Gymnasium Gonsen-
heim)
Marie Bach (Gymnasium Nieder-Olm)

Vorschlag die Wahl durch eine Blockwahl 
durchzuführen.
Wahl wird als Blockwahl durchgeführt und 
einstimmig gewählt.

TOP 24: Antragsbehandlung

I4: Grundsatzprogrammüberarbeitung
Antragssteller: Tobias Heck

Antragstext: Die 43. LSK möge beschließen, 
dass ein LAK „Grundsatzprogrammüberar-
beitung“ gegründet wird.
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Abstimmung über I4
ja nein Enthaltung
Viele 8 19

TOP 25: Ergebnis der Wahl zum LaVo

Name JA Nein Enth.
Anna Kuntz 51 8 9
Eva Kramlinger 48 9 11
Alisa Siegrist 51 11 6
Anna Hoff mann 54 4 10
Sancia Gimbel 39 16 12
Jana Noe 59 1 8
Florian Müllerheim 58 3 7
Bärbel Rösch 48 14 5
Julian Knoop 40 15 13
Felix Martens 62 1 5

Damit wurden alle KandidatInnen in den 
LaVo gewählt.

TOP 26: Wahl zum Nachwuchs-Landesvor-
standt
Zur Wahl stehen:
Daniela Nguyen (Gymnasium an der Stadt-
mauer Bad Kreuznach, 13)
Hanna Trauer (Gymnasium Gonsenheim 
Mainz, 16)
Pauline Baumberger (Lina-Hilger-Gymnasi-
um Bad Kreuznach, 14) 
Anja Ginsheimer (Martinus-Gymnasium 
Linz, 17)
Lukas Wester (Martinus-Gymnasium Linz, 
18) 

Nachwuchs-Landesvorstandt wird durch 
Blockwahlverfahren gewählt.
ja nein Enthaltung
viele 0 1

--> GO-Antrag auf 15 Minuten Pause nach 
Wahl des KassenprüferIn
5 ja, viele nein, 7 Enthaltungen

TOP 27: Wahl des Klassenprüfers/in
--> GO-Antrag auf Überprüfung der Be-
schlussfähigkeit

GO-Antrag wurde vom Antragssteller zu-
rückgezogen

Erläuterung der Aufgaben des Kassenprü-
fers/in durch Florian

KandidatInnen: 
Daniel Gänßler (18, Hans Purrmann-Gym-
nasium Speyer): 23 ja
Rüdiger Spindler (18, Friedrich-Magnus-
Schwertd-Gymnasium Speyer): 21 ja
Angie Timplan (18, Cusanius-Gymnasium 
WiĴ lich): 23 ja
Daniela Nguyen (13, STAMA, Bad Kreuz-
nach): 20 ja

Daniel und Angie wurden somit zum/zur 
Kassenprüfer/in gewählt. 

--> GO-Antrag: Vorschlag einer Änderung 
der Tagesordnung auf Vorziehen der RAK-
Treff en als nächstes TOP. 
Danach zusammenfi nden in Arbeitsgrup-
pen zum Thema GLSV. 

--> GO-Antrag: die 43. LSK wird vertagt, um 
über den satzungsändernden Antrag und 
den Antrag zur Urabstimmung abzustim-
men. 
Abstimmung: 36 ja, 1 nein, 4 Enthaltungen

Ende der Plenumssitzung und Treff en der 
RAKen: 18:10 Uhr

Sonntag 30.09.2007
Beginn des Plenums: 10:20 Uhr

TOP 28: Abschließende Worte von Florian

Ende des Plenums und der 43. LSK um 10:25 
Uhr.
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Protokoll der 43.2 LSK Protokoll der 43.2 LSK 
am 17.12.2007 
im rheinland-pfälzischen 
Landtag, Mainz

Beginn: 10:30 Uhr

TOP 1: Begrüßung/Eröff nung durch den 
Landesvorstand

Wahl des Präsidiums:
Lydia Lamberty und Anke Loser
Protokolliert von: Lilli Berger

Blockwahl: » Mehrheitlich Angenommen

Beschluss über die Tagesordnung:
TOP 1: 10.30h Eröff nungsplenum
TOP 2: 11.00h Beginn der AGen
TOP 3: 13.00h Aktion
TOP 4: 14.00h MiĴ agspause
TOP 5: 15.00h Grußworte
Antragsphase
Verabschiedung der Satzung
»  mehrheitlich angenommen

» GO-Antrag: Rederecht für Gäste
Keine inhaltliche oder formale Gegenrede 
» Gäste haben Rederecht

TOP 2: Einteilung in die AGen
Wahl der/des Protokollantin/en:
Einzige Kandidatin: Lilli (einstimmig 
angenommen)

13:30 Uhr Lilli triĴ  als Protokollantin 
zurück.

Neuwahl des Protokollanten:
Das Präsidium schlägt Daniel Gänßler (RAK 
9) vor.
Daniel wird als einziger Kandidat 
einstimmig gewählt.

TOP3: Die Aktion auf dem Hof des 
Landtages dauert etwa von 13:00 bis
13:30 Uhr. Zur Überbrückung bis zum 
MiĴ agessen wird eine off ene
Rederunde im Landtag abgehalten.

» GO-Antrag: Redezeit auf 5 Minuten 
beschränken
Keine inhaltliche oder formale Gegenrede 
» GO-Antrag angenommen
» GO-Antrag: Schließung der Redeliste
Inhaltliche Gegenrede: „Wer essen will geht 
essen, wer reden will bleibt“
» GO-Antrag angenommen

TOP4: MiĴ agspause und MiĴ agessen ab 
14.00 Uhr

TOP5: 15:03 Uhr
Grußworte:
- DeGeDe RLP: Kann leider nicht anwesend 
sein, die „Grußmail“ von Herrn Berkessel 
wird durch das Präsidium verlesen.
- LEB grüßt die LSK und beglückwünscht 
im Voraus
- GEW-Vorsitzender Tilman Boehlkau richtet 
ein Grußwort an die LSK
- Bärbel vom LaVo bedankt sich für die 
Anwesenheit der Redner/innen
- Frau Staatssekretärin Vera Reiß richtet ein 
Grußwort an die LSK
- Flo und Bärbel schließen mit einer weiteren 
Ansprache die Runde der Grußworte ab 
und informieren über den weiteren Ablauf. 
Sie weisen auf eine vorbereitete Petition/
UnterschriĞ slisten zur Bestätigung der
GesamtlandesschülerInnenvertretung hin.
Der Antrag auf Urabstimmung über die 
Satzungsänderung der LSV von der 43. LSK 
wurde zurückgezogen, da dieser schwer 
zu realisieren sei und sehr viel Zeit in 
Anspruch nehmen würde. Petitionslisten 
und InfozeĴ el werden an alle Delegierten 
ausgeteilt.
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Antragsphase
Es gibt keine Änderungsanträge zum 
satzungsändernden Antrag.

Es erfolgt eine abschniĴ sweise 
Abstimmung:

I 1-5
keine Wortmeldungen

Abstimmung: viele JA, keine NEIN, 4 
ENTHALTUNGEN
» Angenommen

II 6-19
Diskussion

Abstimmung: viele JA, 4 NEIN, 4 
ENTHALTUNGEN
» Angenommen

III 20-30
Diskussion
» Änderungsantrag Ä1 zu III 21:
„Zu III 21 soll hinzugefügt werden:
g) Zwei Personen aus dem LaVo sind 
für die Kommunikation mit dem LA 
verantwortlich.“

Abstimmung Ä1: viele JA, keine NEIN, 10 
ENTHALTUNGEN

Abstimmung AbschniĴ : viele JA, keine 
NEIN, 4 ENTHALTUNGEN
» Angenommen

IV 31-36
Diskussion

Abstimmung: viele JA, 15 NEIN, 5 
ENTHALTUNGEN
» Angenommen

V 37-44
» Änderungsantrag Ä2 zu V 40:
„Ändere V 40 in:
Die dazu delegierten Mitglieder des 
LaVos nehmen mit beratender Stimme 
an den Landesausschusssitzungen teil 
und berichten über die Umsetzung des 
Arbeitsprogramms und der Beschlusslage 
durch den Landesvorstand.“

Abstimmung Ä2: viele JA, 1 NEIN, 19 
ENTHALTUNGEN

Abstimmung AbschniĴ : viele JA, 1 NEIN, 
keine ENTHALTUNG
» Angenommen

VI 45-47
Diskussion

Abstimmung: viele JA, 1 NEIN, 8 
ENTHALTUNGEN

Abstimmung über den gesamten 
Satzungsänderungsantrag in wie oben
geänderter Fassung: 105 JA, 6 NEIN, 4 
ENTHALTUNGEN

» Mit mehr als 2/3-Mehrheit der anwesenden 
Delegierten angenommen.
» Das erste Kriterium für das InkraĞ treten 
der neuen Satzung der LSV Rheinland-Pfalz 
ist somit erfüllt.

pr
ot

ok
ol

l 
de

r 
4

3
.

pr
ot

ok
ol

l 
de

r 
4

3
.



4545reader zur 44. lskreader zur 44. lsk

1. Die LandesschülerInnenvertretung der 
Gymnasien und Gesamtschulen (im fol-
genden kurz: LSV/GG) vertriĴ  die Interes-
sen der SchülerInnen der Gymnasien und 
Gesamtschulen in Rheinland-Pfalz. Sofern 
für andere Schularten keine landesweite 
Interessenvertretung besteht, nimmt die 
LSV/GG die Interessenvertretung der Schü-
lerInnen dieser Schularten wahr. 

2. Grundlage der Arbeit der LSV/GG ist die 
Arbeit der SchülerInnenvertretungen der 
Gymnasien und Gesamtschulen sowie der 
Regionalen Arbeitskreise in Rheinland-
Pfalz. Diese geben sich in Eigenverantwor-
tung eine Satzung, die der Satzung der LSV/
GG nicht widersprechen darf. 

3. Die LSV/GG ist die alleinige Vertretung 
der SchülerInnen dieser Schularten und 
wird in ausreichendem Maß aus öff entlichen 
MiĴ eln fi nanziert. Sie ist keinen besonderen 
Beschränkungen unterworfen. 

4. Die LSV/GG unterstützt den AuĠ au von 
Interessenvertretungsstrukturen anderer 

Satzung der LandesschülerIn-Satzung der LandesschülerIn-
nenvertretung der Gymnasien nenvertretung der Gymnasien 
und Gesamtschulen und Gesamtschulen 
in Rheinland-Pfalzin Rheinland-Pfalz

satzu
n

g
satzu

n
g

Max Pichl richtet das Wort an die LSK 
und betont die Bedeutsamkeit der 
vorangegangenen Abstimmung und richtet 
seinen Dank an alle Mitwirkenden im LaVo 
und in den RAKen.

Das Präsidium beendet die LSK 43.2 und 
verabschiedet die Delegierten.

Für die Richtigkeit:
(Anke Loser, Präs.) 
(Lydia Lamberty, Präs.) 
(Daniel Gänßler, Prot.)
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Schularten. Diese Unterstützung wird vor 
allem in den Regionalen Arbeitskreisen 
wahrgenommen. Näheres zur Frage einer 
GesamtschülerInnenvertretung regelt ein 
Grundsatzbeschluß der LandesschülerIn-
nenkonferenz.

I. Die Organe der LandesschülerInnenver-
tretung/GG

5. Die LSV/GG besteht aus folgenden Or-
ganen: 
a) die LandesschülerInnenkonferenz (LSK) 
b) der Landesausschuß (LA) 
c) der Landesvorstand (LaVo) 
d) die Regionalen Arbeitskreise (RAKe)

II. Die LandesschülerInnenkonferenz

6. Die LandesschülerInnenkonferenz (LSK) 
ist das oberste beschlussfassende Gremium 
der LSV/GG. Zur Zuständigkeit der LSK ge-
hören: 
a) Entscheidungen über grundsätzliche, die 
SchülerInnen betreff ende, politische und 
organisatorische Fragen; 
b) Entlastung und Neuwahl des Vorstandes 
sowie ggf. Abwahl eines oder mehrerer Mit-
glieder des Landesvorstandes, sofern dazu 
gesondert eingeladen wurde; 
c) Wahl der Delegierten zum Länderrat der 
BundesschülerInnenvertretung; 
d) Satzungsänderung, sofern dazu geson-
dert eingeladen wurde.

7. Die LSK setzt sich aus zwei Delegierten 
pro Schule zusammen. Delegierte/r kann 
nur sein, wer zum Zeitpunkt der LSK Schü-
ler/in an der Schule ist, die ihn/sie delegiert 
hat. Der amtierende Landesvorstand prüĞ  
vor Beginn der LSK die Stimmberechtigung 
der Delegierten; er kann eine Schulbeschei-
nigung verlangen. 

8. Die Einladung zur LSK ist schriĞ lich un-
ter Angabe von Ort und Zeit sowie vorläu-
fi ger Tagesordnung mindestens vier Wochen 
außerhalb der Ferien vor der LSK an die 
SchülerInnenvertretungen sowie an die Re-
gionalen Arbeitskreise zu verschicken. 

9. Die LSK ist beschlußfähig, wenn minde-
stens ein DriĴ el der delegationsberechtigten 
Schulen mit mindestens einem Delegierten 
auf der LSK repräsentiert sind und ord-
nungsgemäß eingeladen wurde.

10. Die LSK tagt mindestens einmal im 
Schulhalbjahr, jeweils die erste im Schuljahr 
wählt den Landesvorstand. Die LSK muß 
innerhalb von 30 Tagen durch den Lan-
desvorstand einberufen werden, wenn der 
Landesausschuß, die HälĞ e der Regionalen 
Arbeitskreise oder ein DriĴ el der Schulen 
dies verlangen.

11. Die LSK wählt zu Beginn aus ihrer MiĴ e 
ein dreiköpfi ges Präsidium, dem die Leitung 
der LSK obliegt. Das Präsidium fertigt ein 
Protokoll der Sitzung an, das 
a) Ort und Zeit der Konferenz 
b) die gestellten Anträge und die Namen der 
KandidatInnen, 
c) die Ergebnisse von Abstimmungen und 
Wahlen,  
d) die Anwesenheit der Delegierten und  
e) den Wortlaut der gefaßten Beschlüsse ent-
hält. 
Das Protokoll ist innerhalb eines Monats 
an die SchülerInnenvertretungen und Re-
gionalen Arbeitskreise zu verschicken. Das 
Protokoll muß von der folgenden LSK ge-
nehmigt werden. 
Das Präsidium schlichtet in Streitfragen des 
Verfahrens (vorbehaltlich anderer Beschlüs-
se der LSK) und stellt die Beschlußfähigkeit 
fest. 
Der Ablauf der LSK richtet sich nach einer 
von der LSK beschlossenen GeschäĞ sord-
nung der LSV/GG. Diese geht der Satzung 
nach.

12. Anträge können von allen SchülerInnen 
in Rheinland-Pfalz sowie von allen rhein-
land-pfälzischen SchülerInnenvertrete-
rInnen gestellt werden. Alle Anträge müs-
sen schriĞ lich beim Präsidium eingereicht 
werden. Sie müssen den Namen des/der 
Antragstellers/in tragen. Alle Anträge, die 
den Delegierten nicht mindestens drei Tage 
vor der Versammlung vorliegen, gelten als 
Initiativanträge. Diese müssen von minde-
stens fünf Delegierten unterstützt werden. 
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Über die Befassung der Initiativanträge muß 
abgestimmt werden. 
Satzungsändernde Anträge oder Anträge 
auf Abwahl einzelner oder mehrerer Lan-
desvorstandsmitglieder können keine Initia-
tivanträge sein.

13. Anträge werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen entschieden, 
sofern Satzung, GeschäĞ sordnung oder 
Wahlordnung nichts anderes vorsehen. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
Stimmenthaltungen werden nicht berech-
net. 

14. Wahlen müssen in der Einladung geson-
dert angekündigt werden. Die LSK wählt 
dazu vor Beginn der Wahlgänge eine drei-
köpfi ge Wahlleitung aus ihrer MiĴ e und 
beschließt eine Wahlordnung. Auf Antrag 
eines Stimmberechtigten haben Personen-
wahlen geheim zu erfolgen. Listenwahl für 
den Vorstand ist nicht möglich.

15. Die LSK kann eine Urabstimmung der 
SchülerInnen der Gymnasien und Gesamt-
schulen beschließen, wenn: 
a) zu diesem Punkt gesondert eingeladen 
wurde, 
b) die Beschlußfähigkeit gewahrt ist, 
c) mindestens ein DriĴ el der möglichen De-
legierten anwesend ist, 
d) der Beschluß über Durchführung und die 
Formulierung der Frage(n) mit 2/3-Mehrheit 
gefaßt wird und 
e) es sich um (eine) grundsätzliche, die 
SchülerInnen betreff ende politische und or-
ganisatorische Frage(n) handelt. 
Eine Urabstimmung wird von den Schüle-
rInnenvertretungen in Zusammenarbeit mit 
dem Landesvorstand durchgeführt.

III. Der Landesausschuß

16. Der Landesausschuß (LA) ist das höchste 
beschlussfassende Organ zwischen den 
LandesschülerInnenkonferenzen.
Die Zuständigkeiten des Landesausschusses 
sind: 
a) Entscheidungen über politische und or-
ganisatorische Fragen im Rahmen der Be-
schlüsse der LandesschülerInnenkonferenz, 

b) Beratung und Unterstützung des Landes-
vorstandes, 
c) die Kontrolle des Landesvorstandes, 
d) Nachwahlen für ausgeschiedenen Lan-
desvorstandsmitglieder.

17. Die Regionalen Arbeitskreise entsenden 
je zwei Delegierte, die Schulen der Region 
angehören.
Stimmberechtigt sind die entsandten Dele-
gierten, die die Regionalen Arbeitskreise im 
Rahmen ihrer Satzung entsenden. Der Lan-
desvorstand nimmt mit beratender Stimme 
teil und gibt Bericht über seine Arbeit und 
die Erfüllung von Anträgen. 
Jeder Stimmberechtigte hat eine Stimme; 
Stimmhäufungen oder Übertragungen sind 
unzulässig.
Der LA ist beschlußfähig, wenn mindestens 
die HälĞ e der Stimmberechtigten anwesend 
ist. Stimmberechtigung ist durch ein Wahl-
protokoll nachzuweisen.

18. Der LA muß einberufen werden, wenn 
mindestens 25% der Regionalen Arbeits-
kreise oder der Landesvorstand dies verlan-
gen.

19. Auf der ersten Sitzung im Schuljahr 
wählt der LA aus seiner MiĴ e eineN Spre-
cherIn und eineN StellvertreterIn, die für 
die Einladung und Koordination der Sit-
zungen des LA verantwortlich sind. Die 
LandesausschussprecherInnen nehmen 
mit beratender Stimme an den Landesvor-
standssitzungen teil. Beide Landesausschus-
sprecherInnen müssen zum Zeitpunkt ihrer 
Wahl SchülerIn in Rheinland-Pfalz sein. Die 
Amtszeit endet durch die Wahl von Nach-
folgerInnen.

IV. Der Landesvorstand

20. Der Landesvorstand (LaVo) gestaltet die 
Arbeit der LandesschülerInnenvertretung 
gemäß der  Beschlußlage der LSK und des 
LA. Er ist für die Umsetzung der Beschlüsse 
verantwortlich. Er besteht aus fünf bis zehn 
gleichberechtigten Mitgliedern, die auf der 
ersten LSK im neuen Schuljahr neu zu wäh-
len sind. Er bleibt bis zur Neuwahl im Amt.
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21. Der LaVo besteht aus folgenden festge-
legten Referaten:
1. Der/die Außenreferent/in vertriĴ  die LSV/
GG gegenüber dem Ministerium für Bil-
dung, Frauen und Jugend, Parteien, Verbän-
den und der übrigen Öff entlichkeit. Er/sie 
kann sich durch die übrigen Mitglieder des 
Vorstandes vertreten lassen.
2. Der/die Innenreferent/in ist für die Ko-
ordination des Landesvorstandes, die Zu-
sammenarbeit mit dem LA sowie für den 
Kontakt zu den SchülerInnenvertretungen 
und den Regionalen Arbeitskreisen verant-
wortlich. 
3. Der/die Finanzreferent/in führt die Finan-
zen der LSV/GG. Er/sie ist für den Nachweis 
der Verwendung öff entlicher MiĴ el der 
jeweiligen öff entlichen Instanz gegenüber 
verantwortlich.
4. Der/die Pressereferent/in leistet die Pres-
searbeit gegenüber den Medien in Rhein-
land-Pfalz und vertriĴ  den LaVo als Presse-
sprecher vor der sonstigen Öff entlichkeit. 
Die übrigen Referate werden von der LSK 
vor der Wahl der ReferentInnen eingerich-
tet. Mitglied im LaVo kann nur werden, wer 
zum Zeitpunkt seiner Wahl SchülerIn in 
Rheinland-Pfalz ist. In Fragen, die in sein/
ihr Referat fallen, hat der/die Referent/in 
gleiche Außenvertretungsrechte wie der/die 
Außenreferent/in. Dem LaVo gehört aus 
jedem Regierungsbezirk mindestens eine 
Schülerin oder ein Schüler an. Der LaVo 
kann Personen berufen, die jeweils bei der 
Beratung des von ihnen übernommenen 
Sachgebietes hinzuzuziehen sind. Sie besit-
zen kein Stimmrecht durch dieses Amt.

22. Der LaVo triĴ  mindestens einmal in 
zwei Monaten zusammen. Die Einladung 
hat schriĞ lich unter Angabe von Ort und 
Zeit sowie der vorläufi gen Tagesordnung 
mindestens acht Tage vor Beginn der Sit-
zung zu erfolgen. Auf schriĞ lichen Antrag 
von mindestens zwei Mitgliedern des LaVo 
oder auf Beschluß des LA muß der Vorstand 
innerhalb von acht Tagen nach Eingang 
des Schreibens einberufen werden. Für die 
Einladung zu Sitzungen des LaVo ist der/die 
Innenreferent/in verantwortlich. 
Zu den Sitzungen des LaVo sollen eingela-

den werden: 
1. die gewählten LaVo-Mitglieder, 
2. der/die LandesgeschäĞ sführer/in, 
3. die SprecherInnen des Landesaus-
schusses, 
4. Mitglieder des Bundesvorstandes der 
BundesschülerInnenvertretung, sofern sie 
zum Zeitpunkt ihrer Wahl SchülerInnen in 
Rheinland-Pfalz waren. 
Der LaVo ist beschlußfähig bei Anwesenheit 
mindestens der HälĞ e seiner stimmberech-
tigten Mitglieder nach ordnungsgemäßer 
Einladung. Kommt keine Beschlußfähigkeit 
zustande, so ist unverzüglich eine zweite 
Sitzung mit derselben Tagesordnung frü-
hestens acht Tage später einzuberufen; die 
Beschlußfähigkeit ist dann unabhängig von 
der Zahl der anwesenden Stimmberech-
tigten. Die Sitzung fi ndet öff entlich staĴ ,  
alle Anwesenden haben Rederecht.

23. Der LaVo legt zu Beginn jeden GeschäĞ s-
jahres einen Haushaltsplan vor, der vom 
LA bestätigt werden muß. Haushaltsände-
rungen im laufenden GeschäĞ sjahr sind auf 
jedem LA möglich. Der LaVo ist verpfl ich-
tet, über seine Tätigkeiten am Ende seiner 
Amtszeit auf der konstituierenden LSK zu 
berichten.

24. Der LaVo wählt auf der ersten Sitzung 
des Kalenderjahres für die Dauer eines Jah-
res eineN GeschäĞ sführerIn. DieseR darf 
nicht Mitglied im LaVo oder Landesaus-
schussprecherIn sein. Er/sie nimmt an den 
Sitzungen des LaVo mit beratender Stimme 
teil.

25. Anträge auf Abwahl einzelner oder 
mehrerer Mitglieder des LaVo auf einer 
LSK bedürfen der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen 
werden in diesem Fall mitberechnet. Die 
Neuwahl muß unverzüglich durchgeführt 
werden.

26. Für den Fall des Ausscheidens einzelner 
Mitglieder aus dem LaVo können die LSK 
und der LA Nachwahlen vornehmen, sofern 
zu diesem Punkt gesondert eingeladen wur-
de. Für den Fall des RücktriĴ es der Mehrheit 
des LaVo ist innerhalb von sechs Wochen 
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eine LSK einzuberufen, auf der ein neuer 
LaVo gewählt wird. Für die Übergangszeit 
führt der alte LaVo die GeschäĞ e weiter.

V. Die Regionalen Arbeitskreise

27. Die Regionalen Arbeitskreise (RAKe) 
sind Zusammenschlüsse von SchülerInnen-
vertretungen auf regionaler Ebene. Diese 
können sich in Eigenverantwortung eine 
Satzung geben; diese darf jedoch der Sat-
zung der LSV/GG nicht widersprechen. Die 
RAKe sollen eine SchülerInnenvertretung 
oder eine StadtschülerInnenvertretung zum 
Regionalbüro zum Zweck der Koordination 
und des Kontaktes zum LaVo wählen.

28. Die LSK legt einmalig die RAKe fest, die 
ganz Rheinland-Pfalz abdecken. Jede Schü-
lerInnenvertretung kann am Anfang des 
Schuljahres mit sofortiger Wirkung einem 
benachbarten RAK angehören, was sie dem 
LaVo und dem LA miĴ eilen muß.

29. Erliegt die Arbeit eines RAKes über mehr 
als ein Jahr, kann der LaVo eineN SchülerIn 
ernennen, der die dem RAK zugehörenden 
SchülerInnenvertretungen zu einem Treff en 
einlädt. Der RAK kann bis zur Neuwahl der 
Landesausschuss-Delegierten nach dieser 
Einladung nicht vertreten werden.

30. Die Anzahl der Delegierten pro RAK 
hängt von den SchülerInnenzahlen pro 
RAK ab. Das Konzept liegt der LSK vor. 
Die RAKe wählen für die Dauer eines Jahres 
je einen Delegierten zur Bundesdelegierten-
konferenz der BundesschülerInnenvertre-
tung.

VI. KassenprüferInnen

31. Die LSK wählt zwei KassenprüferInnen 
aus ihrer MiĴ e; diese sind jährlich zu wäh-
len. Wiederwahl ist möglich. Diese legen 
jeweils in der ersten LSK, in dem auf ihre 
Wahl folgenden Schuljahr, einen Bericht vor. 
Die LSK kann eine Finanzordnung beschlie-
ßen.

VII. Schlußbestimmungen

32. Die Satzung der LSV/GG kann durch 
eine LSK mit Zustimmung einer Mehrheit 
von zwei DriĴ eln der anwesenden Delegier-
ten (Stimmenthaltungen werden berechnet) 
geändert werden, sofern die HälĞ e der de-
legationsberechtigten Schulen auf der LSK 
repräsentiert ist. Satzungsändernde Anträge 
müssen mit der Einladung verschickt wer-
den.

33. Die GeschäĞ sordnung der LSV/GG kann 
durch eine LSK mit 2/3 -Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen geändert werden.

34. Diese Satzung triĴ  mit ihrer Annahme 
durch die II. LSK in Bad Dürkheim 
am 19.12.1989 in KraĞ .

Geändert auf der 25. LSK 
vom 02.-04.10.1998 in Mainz.
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1. Regularien
Ein Mitglied des Landesvorstandes eröff net 
die LandesschülerInnenkonferenz
unter Einhaltung folgender Ordnung:
a) Feststellung der Beschlussfähigkeit
b) Feststellung der stimmberechtigten An-
wesenden
c) Feststellung der Beschlussfähigkeit 
gem. § 9 der Satzung
d) Wahl des Tagungspräsidiums

2. Präsidium
Die LSK wählt aus ihrer MiĴ e ein Präsidi-
um. Das Präsidium besteht aus der/dem 
Präsidentin/en und zwei gleichberechtigten 
StellvertreterInnen, von denen eineR Pro-
tokollant In und die/der andere für die 
technische Assistenz (Führung der Redne-
rInnenlisten, ErmiĴ lung der Abstimmungs-
ergebnisse etc.) zuständig ist. Gewählt ist, 
wer die einfache Mehrheit aller anwesenden 
Stimmbe rechtigten auf sich vereinigen kann. 
Die Wahl der/des Präsidentin/en erfolgt 
ohne Aussprache. Die/der PräsidentIn, oder 
im Verhinderungsfalle die-/derjenige ihrer/
seiner StellvertreterInnen, die/der nicht das 
Amt der/des Protokollanten ausübt, leitet 
die LSK nach Satzung und GeschäĞ sord-
nung. In Zweifelsfällen über Satzung und 
GeschäĞ sordnung entscheidet die/der Präsi-
dentIn, in grundsätzli chen Fragen entschei-
det das Präsidium.

3. Tagesordnung
Der Landesausschuss schlägt der LSK eine 
vorläufi ge Tagesordnung vor, die zu Beginn 
der Versammlung den Delegierten vor-
zuliegen hat. Die/der PräsidentIn lässt die 
Tagesordnung als ersten Punkt beraten. Die 

Beschluss fassung über die endgültige Tages-
ordnung bedarf der einfachen Mehrheit der 
anwesenden Stimmberechtigten.

Rede- und Verhandlungsordnung

4. Anträge zur Sache
Anträge zur Sache müssen fristgerecht und 
schriĞ lich eingereicht werden. Zusatz- und 
Änderungsanträge können jederzeit gestellt 
werden. Dring lichkeitsanträge müssen dem 
Präsidium schriĞ lich vorgelegt werden und 
gelangen auf Antrag mit 2/3- Mehrheit der 
anwesenden Stimmberechtigten auf die 
Tagesordnung. Auf Wunsch wird der/dem 
AntragstellerIn eines Sachantrages das Ein-
führungswort erteilt. Anträge werden mit 
einfacher Mehrheit der anwesenden Stimm-
berechtigten verabschiedet. Bei Stirnmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

5. RednerIn
Will einE RedeberechtigteR zur Sache spre-
chen, so reicht sie/er ihre/seine Wortmel-
dung schriĞ lich beim Präsidium ein. Die 
LSK kann mit Mehrheit verlangen, dass ein 
von ihr benanntes Mitglied des geschäĞ s-
führenden Vorstandes zu einem anstehen-
den Tagesordnungspunkt Stellung nimmt.

6. Redezeit
JedeR DelegierteR, die/der selbst noch nicht 
zu der in Frage stehenden Sache gesprochen 
hat, kann einen Antrag auf Beschränkung 
der Redezeit stellen. Ein solcher Antrag gilt 
als Antrag zur GeschäĞ sordnung. Die Re-
dezeitbeschränkung wird durch einfache 
Mehrheit der anwesenden Stimmberech-
tigten beschlossen und gilt bis zu einem ge-
genteiligen Antrag mit neuer Beschlussfas-
sung. Die Redezeit kann auch auf bestimm te 
Zeit beschlossen werden.

7. Schluss der DebaĴ e
Ein Antrag auf Schluss der DebaĴ e oder auf 
Schluss der RednerInnenliste kann nur von 
einer/einem Delegierten, die/der zur Sache 
noch nicht gesprochen hat, gestellt werden, 
wenn zuvor zum Hauptantrag je eine Für- 
und Gegenrede geführt worden ist. Wird 
ein Antrag auf Schluss der DebaĴ e oder auf 
Schluss der RednerInnenliste gestellt, so ist 

Geschäftsordnung der LSK Geschäftsordnung der LSK 
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nach Anhörung einer/eines Gegenredne-
rin/Gegenredners s sofort über ihn abzu-
stimmen. Nach Schluss der DebaĴ e stehen 
der/dem AntragstellerIn des Sachantrages 
auf Verlangen das Schlusswort zu. Entspre-
chendes gilt für die Beratung über einen 
Nichtbefassungsantrag. Beide diese Anträge 
gelten als Anträge zur GeschäĞ sordnung.

8. Persönliche Erklärung
Wünscht einE DelegierteR das Wort zu einer 
persönlichen Erklärung, so muss ihr/ihm 
nach Abschluss der Beratung des Tagesord-
nungspunktes das Wort erteilt werden. Die/
der RednerIn darf nicht zur Sache sprechen, 
sondern nur Angriff e, die gegen sie/ihn ge-
richtet sind, zurückweisen oder missverstan-
dene eigene Ausführungen richtig stellen.

9. Wortmeldungen und Anträge zur Ge-
schäĞ sordnung
GeschäĞ sordnungsanträge (GO-Anträge) 
werden mit 2 gehobenen Händen angezeigt. 
Delegierte, die zur GeschäĞ sordnung spre-
chen wollen, erhalten das Wort außer der 
Reihe. Ihre Bemerkungen dürfen sich nicht 
auf die Sache beziehen und 3 Minuten nicht 
überschreiten. 
Anträge zur GeschäĞ sordnung werden 
sofort behandelt. Nach Anhörung einer Für- 
und Gegenrede ist über den Antrag sofort 
abzustimmen; spricht niemand gegen den 
Antrag, ist dieser ohne Abstimmung ange-
nommen. Die AuĢ ebung eines angenom-
menen GeschäĞ sord-nungsantrages ist nur 
durch eine 2/3-Mehrheit der anwesenden 
Stimmberech tigten möglich. Anträge zur 
Tagesordnung werden wie GeschäĞ sord-
nungsanträge behandelt.

10. Teilnahme- und Redeberechtigung
Teilnahme- und redeberechtigt sind grund-
sätzlich alle SchülerInnen.  Anderen, vom 
LaVo eingeladenen Gästen kann mit Zu-
stimmung der/des Präsidentin/en, aber 
nicht gegen Mehrheits-beschluss der LSK, 
Redeerlaubnis erteilt werden. Sonstige Gäste 
können nur mit Zustimmung der Mehrheit 
der anwesen den Stimmberechtigten an den 
Beratungen teilnehmen.

Rechte und Pfl ichten der Präsidentin / des 
Präsidenten

11. Ordnungsgewalt der/des Präsidentin/en
Die/der PräsidentIn übt während der Ver-
sammlung das Hausrecht aus. Die/der Prä-
sidentIn kann zur Ordnung und zur Sache 
rufen und nach zweimaliger Verwarnung 
das Wort entziehen, solange über den frag-
lichen Punkt verhandelt wird. Bei unge-
bührlichem Benehmen eines Mitgliedes oder 
Gastes ist die/der PräsidentIn berechtigt, 
diese aus dem Raum zu verweisen; handelt 
es sich um eineN stimmberechtigteN De-
legierteN oder ein Mitglied des LaVos, so 
kann die LSK eine solche Maßnahme durch 
einfachen Mehrheitsbeschluss rückgängig 
machen. Hierbei ist die/der Betroff ene weder 
antrags- noch stimmberechtigt. Die/der Prä-
sidentIn kann eineN RednerIn, die/der die 
Redezeit gemäß §6 der GeschäĞ sordnung 
überschreitet, nach einmaliger Ermahnung 
das Wort entziehen. Die/der PräsidentIn  
kann betrunkene Personen unter Umstän-
den nach mehrmaliger Ermahnung und 
nach Befragung der LSK das Wort entziehen 
oder in einem besonders gravierenden Fall 
des Saales verweisen.

12. Antrag auf Überprüfung der Beschluss-
fähigkeit
Ein Antrag auf Überprüfung der Beschluss-
fähigkeit kann jederzeit gestellt werden. 
Die Überprüfung derselben wird nach Ab-
schluss aller laufenden Anträge zur Sache 
und nach Abschluss der Sache überprüĞ . Ist 
sie nicht mehr gegeben, ist die Sitzung so-
fort beendet.

13. Verbot der Beteiligung der/des Präsi-
dentin/en an der Diskussion
Die/der PräsidentIn und deren/dessen 
StellvertreterInnen dürfen sich nur in 
Angelegenhei ten der GeschäĞ sordnung an 
der Diskussion beteiligen. Wollen sie sich 
zur Sache äußern, müssen sie sich unterei-
nander vertreten. Hat sich ein Mitglied des 
Präsidiums einmal zur Sache geäußert, so 
kann es sein Amt bis zum Ende der Bera-
tung über diese Sache nicht mehr überneh-
men.
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14. Misstrauensanträge gegen das Präsidi-
um
Misstrauensanträge gegen das Präsidium 
oder eines seiner Mitglieder werden sofort 
behandelt. In diesem Falle leitet die/der LA-
SprecherIn die Versammlung bis zur Ab-
stimmung. Bei deren/dessen Verhinderung 
leitet ein Mitglied des LaVos die Verhand-
lung bis zur Abstimmung. Das Präsidium 
oder eines seiner Mitglieder kann mit ein-
facher Mehrheit der anwesenden Stimmbe-
rechtigten seines Amtes enthoben werden.

Wahlen und Abstimmungen

15. Wahlen
Für die Teilnahme an Wahlen ist die in der 
Eröff nungssitzung festgestell te Stimmbe-
rechtigung maßgebend. Die Wahlen erfol-
gen, soweit Satzung und GeschäĞ sordnung 
nichts anderes vorsehen, mit einfacher 
Mehrheit. Die Mitglieder des geschäĞ sfüh-
renden Vorstandes müssen mit absoluter 
Mehrheit der anwesenden Stimmberech-
tigten gewählt werden. Wird im ersten 
Wahlgang die erforderliche Mehrheit nicht 
erreicht, erfolgt ein zweiter Wahlgang, zu 
dem die KandidatInnenliste neu eröff net 
wird. Wird auch dann die absolute Mehrheit 
nicht erreicht, entscheidet unter Neueröff -
nung der KandidatInnen liste im driĴ en 
Wahlgang die einfache Mehrheit. Auf An-
trag einer/s Delegierten hat die Wahl geheim 
zu erfolgen. Ausnahme siehe §2. Nament-
liche Wahl ist unzulässig.

16. Abstimmungen
Zur Abstimmung ist jedeR anwesende 
Delegierte berechtigt. Die Abstim mungen 
erfolgen, soweit Satzung und GeschäĞ sord-
nung nichts anderes vorsehen, mit einfacher 
Mehrheit. Die Delegierten haben für die 
Abstimmung ihre Stimmblöcke bzw. Stimm-
karten emporzuhalten, vorbehalt lich einer 
anderen Regelung durch das Präsidium.
Die Beschlussfähigkeit richtet sich nach §9 
der Satzung. Stellt sich die Beschlussunfä-
higkeit heraus, so hat die/der PräsidentIn die 
Sitzung so lange zu vertagen, bis die Be-
schlussfähigkeitfestgestellt bzw. wiederher-
gestellt ist. Alle Beschlüsse, die vor Feststel-
lung der Beschlussunfähigkeit gefasst wur-

den, bleiben gültig. Vor jeder Abstimmung 
hat die/der PräsidentIn die zur Abstimmung 
stehende Frage so zu formulieren, dass sie 
mit ja oder nein beantwortet werden kann.
JedeR Delegierte hat das Recht, die Teilung 
einer Abstimmungsfrage zu beantragen. Ist 
die/der AntragstellerIn nicht damit einver-
standen, so entschei det die Mehrheit der 
LSK. Ein solcher Antrag gilt als GO-Antrag.

17. Geheime und namentliche Abstim-
mung
Auf Antrag von 1/4 der anwesenden Dele-
gierten fi ndet geheime oder namentliche 
Abstimmung staĴ , wobei der Antrag auf 
namentliche Abstimmung der weiterge-
hende ist. Geheime und namentliche Abstim-
mungen sind unzulässig bei Anträgen zur 
Tagesordnung, zur GeschäĞ sordnung und 
über die Vertagung der Sitzung. Geheime 
Abstimmungen werden mit vorbereiteten, 
unnummierten StimmzeĴ eln durchgeführt.
Namentliche Abstimmung erfolgt durch 
Aufruf der Delegierten durch die/den Pro-
tokollantin/en, die/der auf der Namensliste 
der LSK „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ ein-
trägt und die Zahl der Stimmen auszählt.

18. Stimmenthaltung
Stimmenthaltungen bleiben bei der Berech-
nung der Mehrheit grundsätzlich außer 
Ansatz.

19. Wahlausschuss
Zur Durchführung von Personalwahlen 
fungiert das Präsidium grund sätzlich auch 
als Wahlausschuss, es sei denn, das Präsi-
dium biĴ et selbst um Ablösung. Wird ein 
Präsidiumsmitglied zur Wahl vorgeschlagen, 
muss es sich für die Dauer dieses Wahl-
ganges vertreten lassen.

20. PersonaldebaĴ e und Personalbefragung
JedeR KandidatIn für ein Amt hat das Recht 
auf persönliche Vorstellung.
Auf Antrag von 10% der anwesenden 
Stimmberechtigten fi ndet eine Personalbe-
fragung staĴ . Eine PersonaldebaĴ e fi ndet bei 
freiwilliger Anwesenheit der/des Kandida-
tin/en auf Antrag von 25% der anwesenden 
Stimmberechtigten staĴ . Die/der Antragstel-
lerIn hat Rederecht.
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Schlussbestimmungen

21. Protokoll
Das Protokoll der LSK wird vom Präsidium 
geführt und unterzeichnet. Es muss Tages-
ordnung, Beginn, Unterbrechungen und 
Schluss der LSK sowie alle Beschlüsse und 
Abstimmungsergebnisse enthalten und den 
wesentlichen Gang der Verhandlungen wie-
dergeben. Das Präsidium stellt das Protokoll 
spätestens 1 Monat nach der LSK den Vor-
standsmitgliedern und dem LA zu.

22. Gültigkeit und InkraĞ treten
Die Bestimmungen der GeschäĞ sordnung 
gehen der Satzung der LSV nach.
Für eine Abweichung von der GeschäĞ s-
ordnung in einem einzelnen Falle ist eine 
Mehrheit von 2/3 der anwesenden Stimm-
berechtigten erforderlich, für eine dauernde 
Änderung genügt die absolute Mehrheit der 
anwesenden Stimmberechtigten.
Die GeschäĞ sordnung triĴ  mit ihrer Verab-
schiedung durch die absolute Mehrheit der 
anwesenden Stimmberechtigten in KraĞ .

Beschlossen auf der 2. LSK 
in Bad Dürkheim, 19.12.1989

Geändert auf der 11. LSK 
in Mainz, 21.-23.5.1993

Geändert auf der 17. LSK 
in Kaiserslautern, 27-29.10.1995
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Landesausschuss (LA)

- �� Delegierte tagen alle �-� Monate
- höchstes beschlussfassendes Gremium zwischen den LSKen
- Entscheidungen im Rahmen der  LSK-Beschlüsse
- Kontrolle des LaVos
- Nachwahl ausgeschiedener LaVo-Mitglieder

Landesvorstand (LaVo)

- �-�� gleichberechtigte ReferentInnen
- Umsetzung der LSK-Beschlusslage 

- Außenvertretung der LSV gegenüber Öff entlichkeit 
und Ministerium

- organisatorische Arbeiten der LSV

LandesschülerInnenkonferenz (LSK)

- maximal ca. ��� Delegierte tagen mindestens �x im Jahr
- höchstes beschlussfassendes Gremium der LSV

- fällt Entscheidungen über grundsätzliche, die SchülerInnen betreff ende politi-
sche und organisatorische Fragen 

- LSK-Beschlüsse sind für den LaVo bindend 
- wählt zu Beginn des Schuljahrs den LaVo

10 Regionale Arbeitskreise (RAKe) 
aufgeteilt nach LSK-Beschluss

- tagen �x im Monat
- regionale SV-Arbeit
- Austausch der Schulen
- wählen � Delegierte für den LA

ca. 160 Schulen (Gymnasien und Gesamtschulen)

KlassensprecherInnenversammlung oder SchülerInnenvollversammlung wählt:
- � Delegierte für den regionalen Arbeitskreis (RAK)
- � Delegierte für die LandesschülerInnenkonferenz (LSK)

Struktur der LSV/GG

2 Delegierte

2 Delegierte

2 Delegierte

kontrolliert

wählt
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Die RAKe
Die Regionalen Arbeitskreise (RAKe) sind 
der Zusammenschluß der einzelnen SVen 
von Schulen (zur Zeit leider nur Gymnasien 
und Gesamtschulen) einer bestimmten 
Region in Rheinland-Pfalz. Hier treff en 
sich VertreterInnen der einzelnen SVen, 
tauschen Erfahrungen über SV-Arbeit 
aus, unterstützen sich gegenseitig, bauen 

“tote” SVen auf und planen konkrete 
politische Aktionen zur Verbesserung der 
bildungspolitischen Lage und der Rechte 
von Lernenden an den Schulen vor Ort. 
In Rheinland-Pfalz existieren zur Zeit �� 
Regionale Arbeitskreise. In welchem RAK 
eure Schule liegt, erseht Ihr aus der
Aufl istung der Schulstandorte.

RAK � (�� Schulen): Altenkirchen | Bad Marienberg | Betzdorf | Dierdorf | Hamm | Horhausen | 
Mariensta�  | Neustadt (Wied) | Westerburg | Wissen  

RAK � (�� Schulen): Adenau | Andernach | Bad Neuenahr-Ahrweiler | Linz am Rhein | Mayen | 
Münstermaifeld | Neuwied | Remagen | Sinzig  

RAK � (�� Schulen): Bad Ems | Bendorf | Boppard | Diez | Höhr-Grenzhausen | Koblenz | 
Lahnstein | Montabaur | St. Goarshausen | Vallendar 

RAK � (�� Schulen): Bernkastel-Kues | Cochem | Daun | Gerolstein | Prüm | Traben-Trabach | 
Wi� lich

RAK � (�� Schulen): Alzey | Bingen | Ingelheim | Mainz | Nieder-Olm | Oppenheim | Wörrstadt

RAK 	 (�� Schulen): Bad Kreuznach | Bad Sobernheim | Birkenfeld | Hargesheim | Idar-Oberstein | 
Kastellauen | Kirn | Lauterecken | Meisenheim | Simmern | Stromberg

RAK 
 (�� Schulen): Biesdorf | Bitburg | Hermeskeil | Konz | Neuerburg | Saarburg | Schweich | 
Trier 

RAK � (�� Schulen): Bad Dürkheim | Bolanden | Frankenthal | Grünstadt | Kirchheimbolanden | 
Ludwigshafen | Mu� erstadt | Schiff erstadt | Worms 

RAK � (�� Schulen): Annweiler a. Trifels | Bad Bergzabern | Edenkoben | Germersheim | Haßloch | 
Herxheim bei Landau | Kandel | Landau (Pfalz) | Neustadt a. d. Weinstraße | Speyer | Wörth a. Rh. 

RAK �� (�� Schulen): Dahn | Enkenbach-Alsenborn | Kaiserslautern | Kusel | Landstuhl | 
Miesenbach | O� erberg | Pirmasens | Ramstein | Rockenhausen | Thaleischweiler-Fröschen | 
Winnweiler | Zweibrücken 
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36 Landkreise und kreisfreie 36 Landkreise und kreisfreie 
Städte bilden Städte bilden 

- KreisSchülerInnenVertretungen- KreisSchülerInnenVertretungen
- StadtSchülerInnenVertretungen- StadtSchülerInnenVertretungen

Landesvorstand Landesvorstand 
(5-10 Mitglieder)(5-10 Mitglieder)

Landesschüler-Landesschüler-
InnenkonferenzInnenkonferenz

Landesausschuss Landesausschuss 
(12-15 Mitglieder)(12-15 Mitglieder)

wählen 2-10 Delegiertewählen 2-10 Delegierte

wähltwählt

wähltwählt

kontrolliertkontrolliert
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1.1  Demokratisierung von Schule

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert die volle 
Mitbestimmung der Schülerinnen und 
Schüler in allen die Schule betreff enden Fra-
gen, auf schulischer, kommunaler, Landes- 
und Bundesebene.

1.2  Schulkonferenz

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert die Ein-
richtung einer Schulkonferenz. Diese Schul-
konferenz ist mit 50% SchülerInnen und 50% 
LehrerInnen zu besetzten, wobei die Schüle-
rInnen genau eine Stimme mehr haben. 

1.3  Eingliedriges Schulsystem

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert das ein-
gliedrige Schulsystem, um Chancengleich-
heit und Gleichwertigkeit unter den Schüle-
rinnen und Schülern zu gewährleisten und 
solidarisches Lernen möglich zu machen.

1.4  Selbstbestimmtes Lernen

Die LSV Rheinland Pfalz setzt sich für 
selbstbestimmtes Lernen ein, anstelle des 
momentan praktizierten zwang-haĞ en Ler-
nens.

1.5  Noten/Bewertungssysteme

Die LSV Rheinland-Pfalz lehnt Noten 
grundsätzlich ab.

2.  Inhalte

2.1  Integration

Die Bildung behinderter Schülerinnen und 
Schüler ist verstärkt als gemeinsame Aufga-
be für grundsätzlich alle Schulen anzustre-
ben. 

2.2  Geschlechterverhältnisse  

Die LSV lehnt eine Wiedereinführung des 
nach Geschlechtern getrennten Unterrichts 
klar ab. Die LSV hält die Koedukation für 
einen richtigen und wichtigen SchriĴ  zur 
Gleichberechtigung der Geschlechter, kri-
tisiert aber die schwerwiegenden Defi zite 
in ihrer Umsetzung. Sie fordert daher eine 
umfassende Auseinandersetzung mit den 
unten genannten Problemfeldern, sowie mit 
den Vorstellungen zur Geschlechterdiff e-
renz und den Geschlechtsidentitäten.

Die LSV fordert die institutionelle Fest-
schreibung von regelmäßigen LehrerInnen-
konferenzen, die das Thema Geschlech-

GrundsatzprogrammGrundsatzprogramm
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terverhältnisse in der Schule zum Thema 
haben, sowie die obligatorische Auseinan-
dersetzung mit Geschlechterverhältnissen 
in der LehrerInnenaus- und -fortbildung.       

2.3  Sexualkunde

Die LSV RLP fordert die Reformierung der 
Sexualkunde-richtlinien und damit auch des 
Sexualkundeunterrichts. Die Sexualkunde-
richtlinien sollen nach dem Vorbild der 
Sexualkunderichtlinien in Hamburg geän-
dert werden und insbesondere darin fol-
gende 5 wesentliche Aspekte der 
Sexualität berücksichtigen: den Fortpfl an-
zungsaspekt, den Partner- oder Liebesa-
spekt, den Persönlichkeitsbildungs- oder 
Identitätsaspekt, den Kommunikationsas-
pekt und den Lustaspekt.

2.4  Anti-Ra 

Die LandesschülerInnenvertretung RLP 
befi ndet, dass der Rassismus und Rechtsex-
tremismus in Deutschland als ernsthaĞ es 
Problem erkannt und öff entlich diskutiert 
werden muss.

2.5  Religionsunterricht

Die LandesschülerInnenvertretung Rhein-
land-Pfalz fordert die Abschaff ung des Reli-
gionsunterrichts an allen staatlichen Schu-
len. Zur Auseinandersetzung mit religiösen, 
politischen und sonstigen Weltanschauen 
und der allgemeinen Lebensgestaltung in 
der Schule wird ein Fach geschaff en, dessen 
Inhalte von den SchülerInnen selbst be-
stimmt werden.

2.6  Wahlalter 

Die LSV RLP soll sich dafür einsetzen, das 
Wahlalter zu senken, aber die untere Wahl-
grenze bezüglich Alter nicht abzuschaff en.

2.7  Schulautonomie / Schulsponsoring

Die LSV Rheinland-Pfalz stimmt nur dann 
dem Konzept einer autonomen Schule zu, 
wenn die demokratischen Partizipations-
rechte von Schülerinnen und Schülern in 
allen Fragen gegeben sind.

3.  Politisches Mandat

Die LSV RLP fordert die freie Meinungsäu-
ßerung für alle SchülerInnen- und Studen-
tInnenvertretungen und das damit verbun-
dene allgemeinpolitische Mandat.

4.  GesamtschülerInnenvertretung

Die LSV/GG Rheinland-Pfalz muss es sich 
zur Aufgabe machen, eine landesweite Ge-
samtschülerInnenvertretung zu gründen.

5. Hochschule

Die LSV Rheinland-Pfalz fordert:

- Freien Hochschulzugang für alle! Für ein 
durchlässiges und solidarisches Bildungssy-
stem!
- Die Abschaff ung der Regelstudienzeiten 
und der Zwangsexmatrikulation!
- Die ausreichende Finanzierung staatlicher 
Hochschulen durch öff entliche Gelder!
- Ein umfassendes bundesweites Verbot aller 
off enen und versteckten Studiengebühren!
- Eine ausreichende, elternunabhängige 
Studienfi nanzierung durch soziale Grundsi-
cherung!
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MSS
Die LSV RLP ersieht diese Reform der 
Oberstufe nach den bisherigen Eindrü-
cken als gescheitert und wenig sinnvoll 
an und lehnt sie deshalb ab. Grundsätz-
lich sind wir für eine Diskussion über 
Reformen der Oberstufe jedoch bereit, 
solange die Interessen der SchülerInnen 
maßgeblich in die Entscheidungsfi ndung 
einbezogen werden. 

Gesamtschule
Jedem/r SchülerIn muss die Möglichkeit 
geboten werden, eine Ganztagsschule zu 
besuchen, da dies der gesellschaĞ lichen 
Ungleichstellung Alleinerziehender ent-
gegenwirkt und Frauen und/ oder Män-
nern Entscheidungen für Familie und 
Beruf erleichtert. Ganztagsschulen sollen 
ein freiwilliges Angebot für SchülerInnen 
sein und dürfen nicht als Verwahran-
stalt fungieren, sondern sie sollen sich 
außerschulischen Organisationen öff nen 
und Unterrichtskonzepte unterstützen, 
die von dem starren 45- Minuten- Takt 
abweichen und Projekt bezogenes Lernen 
fördern. Bildung ist Selbstzweck und es 
muss verhindert werden, dass die Wirt-
schaĞ  mehr Einfl uss auf Bildungsinhalte 
und -konzepte erhält. Die Einführung 
von Ganztagsschulen darf nicht ein-
hergehen mit der Erhöhung der Stun-
dentafel. SchülerInnen müssen bei der 
Ausgestaltung des Unterrichtskonzeptes 
mitentscheiden.

Rückmeldung
Allen rheinland-pfälzischen Schüle-
rInnen soll die Möglichkeit gegeben wer-
den, die Unterrichtsmethodik ihrer Leh-
rerInnen miĴ els anonymer Fragebögen 
kritisieren/befürworten zu können. 
Dabei ist der Fragebogen in zwei Teile 
gegliedert: Der erste besteht lediglich aus 
einem anonymen Ankreuz-Feedback. Im 

Drogenpolitik
Die LSV setzt sich für die Legalisierung 
von Cannabis ein. 

Zusammenarbeit
Die LSV unterstützt folgende Kampa-
gnen:
- Demokratie und Courage (HaupĴ räger 
DGB Jugend)
- Bündnis LSV,LEB,GEW 

zweiten Teil bekommen die SchülerInnen 
die Möglichkeit ein schriĞ liches Feed-
back abzugeben. Dieses wird dann von 
einem SchülerInnen-Gremium anonymi-
siert und weitergegeben. 

Ombudsfrau/mann
Die LSV RLP setzt sich beim Ministerium 
für die Einstellung einer Ombudsfrau/
eines Ombududsmannes ein, die/der von 
da an als AnsprechpartnerIn bei Schul-
problemen für alle rheinland-pfälzischen 
SchülerInnen jederzeit erreichbar ist. Die 
LSV entscheidet mit über die Person, die 
diesen Posten besetzen soll. Diese Per-
son würde die damit anfallende Arbeit 
unentgeltlich ausführen. 

Schulbücher
Die LSV fordert das Ministerium auf 
die Kosten für Schulbücher zu tragen, 
ohne die Aktualität und die Freiheit der 
Buchauswahl einzuschränken. Diese Mit-
tel dürfen nicht vom Schuletat abgezogen 
werden. Die Oberstufe ist von dieser 
Regelung ausgeschlossen.

VertrauenslehrerInnen
Die LSV macht sich dafür stark, dass die 
SVen in ZukunĞ  stärker durch die Ver-
trauenslehrerInnen unterstützt werden. 
Auch Schulleitungen sollen angehalten 
werden, sich stärker dafür einzusetzen, 
dass sich SchülerInnen politisch enga-
gieren, SV-Teams bilden und ihre Ämter 
(z.B. das Amt der/s LSK-Delegierten) 
wahrnehmen.

30. LSK30. LSK
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- Jetzt reicht ś (Träger GEW)
- SAU (Träger Naturschutzjugend) 

SV-Rechte
Die SVen auf Schulebene müssen mehr 
Mitbestimmungsrechte erhalten. Dies 
kann beispielsweise durch eine Gleich-
setzung der SV-Rechte mit den Mitbe-
stimmungsrechten der Elternvertretung 
(vgl. SchulG RLP §35 (4)) geschehen. 

Lehrprobe
Alle SchülerInnen müssen Einfl uss auf 
Lehrprobenbewertung nehmen dürfen, 
indem es ihnen möglich ist der Be-
sprechung beizuwohnen, um hier ihre 
Meinung zu der gehaltenen Stunde zu 
äußern. 

Zentralabitur
Es soll kein Zentralabitur eingeführt 
werden. 

Lehrplan/Sozialkunde
An allen Schulen in RLP soll der Sozi-
alkundeunterricht früher eingeführt 
werden. 

Lehrplan/Drogen
Es soll eine Fächer übergreifende, nach-
haltige, objektive DrogenauĤ lärung ein-
geführt werden. Ab der ersten Klasse soll 
über legale Drogen aufgeklärt werden, ab 
der 5. Klasse über illegale Drogen. 

LehrerInnenfort- und Ausbildung
Wir sprechen uns gegen ein Bachelor 
of Education aus. Weiterhin sollten alle 
LehrerInnen, egal welcher Schulart, die 
selben Möglichkeiten auf Gehaltserhö-
hungen haben. Außerdem soll auf die 
praktische Seite mehr Werte gelegt wer-
den und die StudentInnen so früh wie 
möglich und so oĞ  wie möglich Schul-
praktika machen. Bei der Fortbildung soll 
auf jährliche Besuche wert gelegt werden. 
Weiterhin soll sich die Fortbildung in 
jedem Fach mehr mit alternativen, selbst-
bestimmten und individuellen Lehrme-
thoden auseinandersetzen. 

Gewalt
Die LSV RLP setzt sich für Gewaltprä-
ventionen und Gewaltpräventive Projekte 
ein und unterstützt sie, wenn möglich. 
Hauptsächlich sollte es um primäre Prä-
ventionen gehen. 

Umwelt
Das Ministerium soll sich wieder verstär-
kt für die ausschließliche  Umwelterzie-
hung an Schulen einsetzten. Umwelt AGs 
sollen gefördert, Umweltpapier stärker 
benutzt, Müll soll mehr vermieden, 
Umwelt und Natur soll in §1 des Schulge-
setztes und in die Lehrpläne aufgenom-
men werden. 34. LSK

Qualitätsmanagement
Eine Qualitätsverbesserung von Schu-
len soll durch folgende Punkte erreicht 
werden:
- die kritische Deutung empirischer 
Schulleistungsvergleiche
- die pädagogische Gestaltung von Schü-
lerInnenleistungsvergleiche
- die Verhinderung von standardisierten 
Prüfungen
- die qualitative Verbesserung der Lern-
note
- die Investierung in Unterrichtspersonal
- die Garantierung von Lehr/LernmiĴ el-
freiheit
- die materielle Absicherung der Ler-
nenden
- die Finanzierung von Bildung durch 
gesellschaĞ liche Umverteilung
- die Institutionalisierung der Mitbestim-
mung von SchülerInnen
- die Unterstützung von freien Beteili-
gungsformen 
- die Stärkung von SchülerInnenvertre-
tungen
- die off ene Gestaltung von Schulen
- die Schaff ung von autonomen Schulen 
- die Bewahrung von staatlicher Verant-
wortung
- die Erneuerung der Unterrichtsformen
- die AuĢ ebung von Fächergrenzen
- die verstärkte Medienerziehung 
- Begleitung SchülerInnen, nicht durch 
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Beurteilung
- Die Einführung eines Lehrerfeedbacks
- Förderungen staĴ  Forderungen und 
durch Integration staĴ  Selektion 
- die Umgestaltung des Schulsystems
- die Senkung von Pfl ichtstunden
- Förderung selbstbestimmten und selbst-
verantwortlichen Handelns

Bewertungssysteme 1
Zu jedem Zeugnis muss eine verbale 
Beurteilung gereicht werden. 

Bewertungssysteme 2
Leistungsvergleiche auf jeder Ebene wer-
den abgelehnt.

Sponsoring
Auf Landesebene soll ein Geldtopf einge-
richtet werden, in den Firmen einzahlen 
können und die Landesregierung das 
Geld verteilt mit Zustimmung der LSV. 
Die Gelder können von jeder Einzelper-
son aber auch Vereinigungen, Organisa-
tionen, Firmen und ähnlichen in einen 
Topf einbezahlt werden. Auch Sachspen-
den werden angenommen.
Die LSV, sowie die SVen an den Schulen 
müssen mit gleichberechtigter Anzahl 
der Stimmen in den Gremien vertreten 
sein, die über die Verteilung des Gelds 
bestimmen.

§ 1 c SchuG
Die Schulgesetz-Änderung §1c, nach der 
ehemalige Erziehungsberechtigte voll-
jähriger SchülerInnen auch ohne deren 
Zustimmung informiert werden sollen, 
wird grundlegend abgelehnt.

SchulpsychologInnen
Es soll pro 5 Schulen einE Schulpsycholo-
gIn auf Vollzeit eingestellt werden. 

SV-Aufbau
Die Basis-SVen werden in ihrer Arbeit 
unterstützt. Dies kann beispielsweise 
durch eine Neuaufl age des SV-Hand-
buchs, durch eine Hilfe beim Vorgehen 
bei wichtigen Entscheidungsprozessen 

Bundes-SV
Die LSV Rheinland-Pfalz bemüht sich 
eine bundesweite SV Struktur entstehen 
zu lassen. Diese muss unserem Demo-
kratieverständnis entsprechen. Dies zu 
entscheiden liegt bei den exekutiven Gre-
mien (LaVo, LäRa, BDK- Delegation). 

Schuluniform
Die LSV ist gegen jedwede Einrichtung 
von Schuluniformen oder das Verbot 
bestimmter Kleidungsstücke. 

Schulzeitverkürzung
Die LSV setzt sich für ein 13jähriges Abi-
tur ein. 

Sportunterricht
In jeder Stufe sollen mehrere unter-
schiedliche Sportkurse zur Wahl gestellt 
werden, die  genauso verpfl ichtend oder 
nicht verpfl ichtend sind wie alle ande-
ren Fächer. Diese Kurse sollten gemischt 
(w/m) sein. Außerdem sollen zusätzlich 
weitere Sport-AGen angeboten werden. 
Der Sportunterricht soll unter anderem 
aufgrund des Einsatzes der/des SchülerIn 
und des sozialen Verhaltens bewertet 
werden (wenn bewertet wird).

(z.B. beim Qualitätsmanagement), durch 
Anregung/ Tipps etc. erfolgen.

35. LSK35. LSK
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Facharbeit 1
Der LaVo der LSV/GG soll sich dafür ein-
setzten, dass die Regelung zur Facharbeit 
geändert wird, hin zu einer rein freiwil-
ligen Regelung, die für alle möglich ist, 
aber ohne Nachteile bei Nichtnutzung.

informationelle Selbst-
bestimmung
Die LSV wehrt sich gegen und unter-
stützt Aktionen gegen Einschränkungen 
der Bewegungsfreiheit und des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung, 
z.B. durch Kameras und Zäune auf dem 
Schulgelände. 

nationale Bildungs standarts
Der LaVo soll sich mit den bereits existie-
renden nationalen Bildungsstandards 
auseinandersetzen und eigene, möglichst 
sinnvollere und soĞ  skills beschreibende, 
Bildungsstandards erstellen. 

Libli/Herausgeberin
Die Redaktion der beiden SchülerInnen-
zeitungen (RLP & Hessen) sollen künĞ ig 
zusammenarbeiten können. 

Libli/Amtszeit
Die Amtszeit der von der LSK gewählten 
Lichtblick-Redakteure wird von einem 
Jahr auf zwei Jahre verlängert. Es wird 
jedoch auf jeder 1. LSK im Schuljahr die 
Möglichkeit geben, dass sich Interessierte 
als zusätzliche Redakteure zur Wahl stel-
len. Bei Problemen inner- oder außerhalb 
der Redaktion ist es möglich sich zur 
nächsten LSK abwählen zu lassen, falls 
jemand anders sich bereit erklärt diesen 
Posten zu übernehmen. 

Agenda 2010
Die LSV lehnt die Agenda 2010 und ver-
gleichbare oder darüber hinausgehende 
Konzepte der Opposition ab und enga-
giert sich in und mobilisiert nicht nur zu 
entsprechenden Gegenaktionen, sondern 

Ganztagsschule
Die LSV setzt sich für die Einführung der 
verpfl ichtenden Ganztagsschule nach der 
Vorstellung der LSV ein.  

Lehrstunden
Die LehrerInnenstunden einer Schule sol-
len erhöht werden, wenn dadurch neue 
LehrkräĞ e eingestellt werden können. 

Rechtschreibung
Die neuen Rechtschreibregeln sollen 
anerkannt werden. Generell soll man sich 
bemühen mehr Möglichkeiten gelten zu 

36. LSK 36. LSK (BZW. LA)(BZW. LA) entwickelt in einem Arbeitskreis oder 
wie auch immer ein Alternativkonzept 
zum Umbau des Sozialstaates, das auch 
realistisch ist. 

EU-Osterweiterung und EU-Ver-
fassung
Die LSV begrüßt die EU-Osterweiterung 
und Aktionen, die der Integration und 
der Förderung eines gemeinschaĞ lichen 
Gefühls dienen. Die weitere Entwicklung 
soll kritisch verfolgt werden und dabei 
besonders darauf geachtet werden, dass: 
a) sozialpolitische Unterschiede, sowie 
Unterschiede in Rechtsgrundlagen abge-
baut werden.
b) Man alle Bürger auĤ lärt und die EU 
basisdemokratischer wird
c) Die FriedensgemeinschaĞ  EU keinen 
Großmächtekampf provoziert oder es in 
der EU bald weniger, staĴ  mehr (etwa 
durch den zusätzlichen Einsatz in einer 
EU- Streitmacht) Militär gibt.
d) Die Vernetzung innerhalb des Obessu-
Rates zu verbessern

EU-Verfassung
Die LSV lehnt die EU-Verfassung in ihrer 
jetzigen Form ab und ruĞ  zu Gegenakti-
onen auf. 

37. LSK37. LSK
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Eltern in der Schule
Die LSV soll in der Öff entlichkeit fordern, 
dass der LEB sich als Vertretung der 
Eltern und deren Meinung sieht und in 
keinem Fall als Vertretung der Schüle-
rInnen oder deren Meinung. Der LEB soll 
erst dann wieder von der LSV anerkannt 
werden, wenn sich das Selbstverständnis 
geändert hat. Der Kontakt zum LEB soll 
aber weiterhin erhalten bleiben. 

LehrerInnenevaluation
Der LaVo soll sich dafür einsetzen, dass 
in Rheinland-Pfalz eine LehrerInnene-

LSV-Ehemaligenbeirat
Es wird ein LSV-Ehemaligenbeirat ge-
gründet, in welchen ehemalige Landes-
vorstands- und Landesausschuss, sowie 
Länderratsdelegierten eintreten können.
Ein LSV-Ehemaligenbeirat soll folgende 
Ziele verfolgen:
1.Ein ExpertInnenpool von ehemaligen 
LSVlerInnen, welche den neuen LaVos 
mit ihren gesammelten Erfahrungen 
betreff end Methodik, Gelder-Akquise, 
Öff entlichkeitsarbeit und Basismobilisie-
rung, helfen sollen.
2.Ein dauerhaĞ es Gremium soll entste-
hen, welche der starken Fluktuation von 
Landesvorständen durch eine kontinuier-
liche Einarbeitung entgegenwirkt.
3.Ehemalige LSVler, welche nach ihrer 
SchülerInnenzeit in Positionen ( z.B. 
Landtage, StiĞ ungen etc.) gekommen 
sind, sollen durch den Beirat weiterhin 
der LSV nahe stehen, sodass diese Ein-
fl uss auf den politischen Diskurs im 
Sinne der LSV nehmen können. 

Gemeinschaftskunde
Die LSV setzt sich dafür ein, dass Schü-
lerInnen in der gymnasialen Oberstufe 
zwei gemeinschaĞ skundliche Fächer als 

lassen, also Kann-Regeln einzuführen, 
staĴ  immer mehr für falsch zu erklären. 

Facharbeit
Das MBFJ soll eine Broschüre zum The-
ma FA erstellen. Wir wirken darauĢ in, 
dass LehrkräĞ e die SchülerInnen recht-
zeitig über neue Regelungen informieren. 
Dies kann z.B. über eine Rechtsverord-
nung geregelt werden. 

Mehr Lehrkräfte
Die Investitionen in LehrkräĞ e soll er-
höht werden und durch eine öff entliche 
Kampagne Druck auf das Bildungsmini-
steriums ausgeübt werden, um mit Nach-
druck auf diese Problematik aufmerksam 
zu machen. Dabei soll darauf geachtet 
werden, dass keine unzureichend Ausge-
bildete, wie Bachelor oder PES-Projektle-
rInnen, eingestellt werden. 

Kultusministerkonferenz
Wir setzten uns für die Abschaff ung der 
KMK ein. 

Berufsverbot
Die LSV fordert die schnellstmögliche 
Einstellung des Heidelberger Lehrers 
Michael Csaszkóczy, dem aufgrund 
politischer Arbeit der Lehrberuf versagt 
wurde.

valuation prinzipiell einmal im Halbjahr 
durch SchülerInnen und das Kollegium 
durchgeführt wird. 

E-Mail Verteiler
Der LaVo soll darauf hinarbeiten, dass 
in jeder größeren Stadt oder zumindest 
in jeder Stadt in welcher sich mehrere 
Schulen befi nden, E-Mail Verteiler entste-
hen, in welchen sich jegliche Mitglieder 
von SV-Vorständen oder -Teams, sowie 
alle anders in der SV oder LSV Tätigen 
(RAK- und LSK-Delegierten) eintragen 
können, um einen besseren Informations-
austausch zu ermöglichen und SV-Arbeit 
besser vernetzten zu können. 

38. LSK38. LSK
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Strafen für SchulschwänzerInnen
Der Landesvorstand soll sich für indi-
viduelle Maßnahmen im Umgang mit 
SchulschwänzerInnen einsetzen. Maß-
nahmen wie elektronische Fußfesseln, 
Nachsitzen, etc. lehnen wir ab. Schule 
soll Hilfen zur Lebensbewältigung spezi-
ell für sozial Benachteiligte parat haben 
und SchulschwänzerInnen soll von 
Jugend- bzw. (Schul-)SozialarbeiterInnen 
Beratung angeboten werden. 

Bionahrung
Die LSV RLP soll sich für Bionahrung 
sowie vegetarische und vegane Alterna-
tiven an allen Schulen einsetzen. 

Zusammenarbeit
Die LandesschülerInnenvertretung RLP 
triĴ  der verbandsübergreifenden „Initi-
ative länger gemeinsam lernen“ bei und 
engagiert sich in dieser Form von Mitge-
staltung von Projekten und Veröff entli-
chungen. Des Weiteren besucht der LaVo 
die Treff en und Arbeitssitzungen der 
Initiative. Er wird mit der Abwicklung 
des BeitriĴ es beauĞ ragt. 
Die LSV RLP geht mit dem BeitriĴ  keine 
fi nanziellen Verpfl ichtungen ein. 

Software
Die LSV fordert, dass die Entwicklung 
und Anwendung freier SoĞ ware an 
Schulen ausdrücklich unterstützt wird. 
Als Zeichen hierfür soll die LSV-eigene 
IT innerhalb von 2 Jahren auf freie SoĞ -
ware umgerüstet werden. 

Schulbeginn
Der LaVo soll sich dafür einsetzen, dass 
mit der von der LSV RLP geforderten 
Schulreform hin zu selbstbestimmten 
Lernen auch ein fl exibler Schulbeginn 
entsteht. Hierdurch sollen die Schüle-
rInnen die Möglichkeit bekommen, die 
Unterrichtszeiten selbst festlegen zu 
können. 

LehrerInnenbewertung Die LSV soll 
sich für eine anonyme Bewertung ih-
rer Lehrkörper einsetzen. Diese soll in 
etwa so ablaufen, dass die SchülerInnen 
halbjährlich oder auf Antrag durch die 
KlassensprecherInnen einen Bewertungs-
bogen z.B. mit der Aspektsetzung auf 
Unterrichtsgestaltung, Lerneff ekt, etc. 
ausfüllen. Dieser soll von der jeweiligen 
SV ausgewertet und - besonders bei nega-
tiven Ergebnissen - mit dem/der LehrerIn 
besprochen werden. Bleiben Probleme je-
doch dauerhaĞ  und klassenübergreifend 
bestehen, sollte es die Möglichkeit geben, 
den/die Lehrer/in zu einer Fortbildung zu 
verpfl ichten.

Hausaufgaben
Der Landesvorstand der LSV/GG soll sich 

Leistungskurse wählen können. Eine 
gemeinsame Benotung aller drei Fächer 
in einer Note GemeinschaĞ skunde wird 
abgelehnt. Die Fächer sollen separat be-
notet werden. 

Leistungskurskombination
In der gymnasialen Oberstufe soll es 
möglich sein ein künstlerisches und ein 
gemeinschaĞ skundliches Fach wählen zu 
können. 

LSV-Struktur
Die LSV fordert, dass es ab dem 5. Schul-
jahr eine Unterrichtsreihe mit einer/m 
SozialkundelehrerIn oder der SV gibt, 
mit dem die Strukturen der SV/LSV/BSV/
OBESSU behandelt werden muss. 

Abitur
Die LSV fordert, dass sich jedeR Schü-
lerIn selbst aussuchen kann, welches 
Leistungskursfach er/sie abstufen will. 

Kunst
Die LSV fordert, dass SchülerInnen in 
der gymnasialen Oberstufe kein künstle-
risches Fach wählen müssen. 

40. LSK40. LSK
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Keine Rauchverbote
Die LandesschülerInnenvertretung 
Rheinland-Pfalz lehnt ein generelles 
Rauchverbot an Schulen ab. Der Nicht-
raucherschutz soll aber, beispielsweise 
durch Einrichtung von spezifi schen Rau-
cherarealen gewährleistet werden. Damit 
verbunden soll Suchtprävention erweitert 
werden und Nikotin thematisiert werden. 

Keine Bestätigung für LSV Tä-
tigkeiten ohne Entlastung
Das Ministerium soll darauf hingewiesen 
werden, neben dem Glückwunschschrei-
ben zu Beginn des Schuljahres auch 
wieder regelmäßig ein Bestätigungs-
schreiben am Ende des Schuljahres zu 
verschicken. Dieses jedoch erst nach der 
LSK, an der die Entlastung staĴ fi ndet. 
Sodass nur entlastete Personen eine Be-
scheinigung erhalten.

BSK-Beitritt
Die LSV RLP strebt einen BeitriĴ  in die 
BundesschülerInnenkonferenz an.

Schnelle Entscheidungen
Der LaVo kann wichtige tagespolitische 
Dinge über das Arbeitsprogramm stellen. 
Die Wichtigkeit eines Themas soll im 
LaVo und im LA abgestimmt werden und 

Schulzeit
Die LSV spricht sich weiterhin gegen ein 
Abitur nach 12 Jahren aus, wie es in dem 
Modell der G8-GT-Schulen der Fall ist. 
Die LSV bleibt überzeugte Gegnerin der 
Schulzeitverkürzung jeder Art. Trotzdem 
soll sich die LSV darum bemühen bei der 
Ausgestaltung des Modells größtmög-
liche Mitspracherechte zu erhalten. Dazu 
soll ein LAK gegründet werden. 

Schülerdatei
Die LSV/GG positioniert sich gegen die 
von der KMK geplante Ansammlung 
von persönlichen Daten in einer soge-
nannten „Schülerdatei“. Bei endgültigem 
Beschluss der KMK sollen vom Landes-
vorstand Gegenaktionen geplant und 
Bündnisse mit befreundeten Verbänden 
geschlossen werden. 

MNS+ („Modulares Netzwerk für 
Schulen“) des LMZ (Landesme-

dafür einsetzen, dass im „Hausaufgaben-
paragraph“ §46 SchuO eine Defi nition 
von Hausaufgaben erfolgt und zwischen 
unterrichtsvorbereitenden Hausaufgaben 
und Übungs-Hausaufgaben unterschei-
det. Übungs-Hausaufgaben sollen nicht 
zur Leistungsfeststellung und Leistungs-
beurteilung herangezogen werden dürfen 
(§45 SchuO, Abs. 2). Sanktionen werden 
nicht in Form von Noten gegeben, son-
dern mit pädagogischen Maßnahmen, 
deren Höchstmaß im Einvernehmen mit 
dem Klassenrat festgelegt ist. Übungs-
aufgaben sollen prinzipiell freiwillig 
sein, aber vorher als solche angekündigt 
werden. 

41. LSK41. LSK

beide müssen zustimmen. Wobei diese 
Freiheit nur dem LaVo erteilt werden 
kann, wenn die Zeit nicht reicht über 
den Antrag im LA abzustimmen. Der/die 
PressereferentIn soll die Freiheit bekom-
men, Abstimmungen auf 24 Stunden 
anzusetzen. 

Kulturunterricht
Die LSV RLP setzt sich für einen sg. 
„Kulturunterricht“ anstaĴ  des Religions- 
bzw. Ethikunterrichts bis einschließlich 
der 8. Klassenstufe ein. In diesem Unter-
richtsfach sollen religiöse und kulturelle 
Fragen erarbeitet und geklärt werden. 
Es muss darauf geachtet werden, dass 
alle Religionen gleich behandelt werden. 
Hierzu kommen auch Tagesaktuelle Kul-
turereignisse und ihre Gründe. Ab der 9. 
Klassenstufe soll es den SchülerInnen frei 
stehen, auch einen „normalen“ Religions-
unterricht zu besuchen, Kulturunterricht 
soll aber weiter erhalten bleiben.

42. LSK 42. LSK (BZW. LA)(BZW. LA)
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dienzentrale) in Kombination 
mit VNC (Virtual Network Com-
puting)
Die LSV möge sich näher mit der Schü-
lerüberwachung durch MNS+ beschäf-
tigen, überprüfen, ob es sich um einen 
Verstoß gegen das Schulgesetz oder Lan-
desdatenschutzgesetz handelt und ggf. 
rechtliche SchriĴ e ergreifen oder darauf 
hinwirken, dass die (Privat)Nutzung der 
Schulnetzwerke eindeutig geregelt wird. 

Bildung eines LAKs GLSV
Es soll ein Landesarbeitskreis gegründet 
werden, der die gleichmäßige Vertretung 
aller Schultypen der GLSV erarbeitet. 

Bildung eines LAKs Demokratie
Es soll ein LAK Demokratie gegründet 
werden. 

Bildung eines LAKs Integration
Der LaVo soll sich mit dem Thema Inte-
gration von MigrantInnen beschäĞ igen. 
Dazu soll ein LAK Integration gebildet 
werden. Dieser soll sich unter anderem 
folgendem Thema widmen: Es soll ein 
Konzept erarbeitet werden, welches 
eine Alternative zum Einbürgerungstest 
darstellt, z.B. durch die Einführung von 
kostenlosen, verpfl ichtenden Deutsch-
kursen für MigrantInnen. Ein beson-
derer Schwerpunkt der Arbeit soll auf 
der Frühförderung von Kindern durch 
verpfl ichtende und vor allem kostenlose 
KiTa-Angebote liegen. 

Studiumsvorbereitung
Die LandesschülerInnenvertretung 
soll sich für eine bessere Vorbereitung 
in den rheinlandpfälzischen Gym-
nasien und Gesamtschulen auf das 
Studium einsetzen. Diese soll in Form 
von breitgefächerten Infoveranstal-
tungen an den Schulen sowie schü-
lerInnengerecht an Universitäten er-
folgen. Außerdem sollen Lehrerinnen 
und Lehrer ihre Zeit für persönliche 
beratende Gespräche mit den Schüle-
rinnen und Schülern zur Verfügung 
stellen.

Unterrichtsausfall
Die LSV RLP spricht sich auch wei-
terhin gegen den ständigen Unter-
richtsausfall aus. Die LSV fordert 
vom MBWJK ein angemessenes 
Programm, das dem entgegen wirkt. 
Das Projekt erweiterte Selbstständig-
keit (PES), bis es eine bessere Methode 
gibt Unterrichtsausfall zu verhindern, 
soll von der LSV unterstützt werden. 
Die Unterstützung dieser Übergangs-
lösung soll spätestens zum Schuljahr 
2011/2012 auslaufen, wenn nicht ein 
vorher veröff entlichtes Konzept des 
Ministeriums von der LSV Unterstüt-
zung fi ndet. 
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ABC:  Abkürzung fürs Alphabet
ABI:  Krönendes Sahnehäubchen nach 
 12,5 Jahren ~ 15.000 Stunden 
 Schulkarriere
AStA:  Allgemeiner Studierenden-
 Ausschuss, Interessensvertretung 
 der Studis
BBS:  Berufsbildende Schulen
BDK:  Bundesdelegiertenkonferenz, das 
 höchste beschlussfassende Gremium 
 der BundesschülerInnenvertretung
BER:  Bundeselternrat, Vertretung unserer 
 Mamis und Papis auf Bundesebene
BiPo:  Abkürzung für das, was uns hier 
 beschäĞ igt: Bildungspolitik
BSV:  BundesschülerInnenvertretung; 
 seltener für die BezirksSVen in NRW
BuVo:  Bundesvorstand (der BSV)
DGB:  Deutscher GewerkschaĞ sbund
DJP:  Deutsche Junge Presse
FaKo:  Fahrtkostenantrag, Intelligenztest 
 mit tollen Preisen: Wenn Du ihn 
 richtig ausfüllst, bekommst Du 
 Deine Fahrtkosten zu LSKen u. ä. 
 zurück
GJ:  Grüne Jugend 
GEW:  GewerkschaĞ  Erziehung und 
 WissenschaĞ 
GG:  nicht etwa die LSV der Guten und 
 Gerechten, sondern banaler und 
 richtiger: der Gymnasien und 
 Gesamtschulen
GGG:  Gemeinnützige GesellschaĞ  
 Gesamtschule, die Gesamtschulen 
 gemeinnützig fi nden und sie 
 deswegen fordern und fördern.
GO:  GeschäĞ sordnung, lästiges MiĴ el 
 zum Strukturieren chaotischer 
 Diskussionen

GSV:  GesamtschülerInnenvertretung, 
 in Bundesländern mit einer LSV für 
 alle Schularten
IGS:  Integrierte Gesamtschule, in 
 Rheinland-Pfalz trotz SPD-
 Regierung wenig gebraucht 
JU:  Junge Union, CDU-naher 
 Jugendverband
JD/JL:  JungdemokratInnen/ Junge 
 Linke, radikaldemokratischer,  
 parteiunabhängiger Jugendverband
Julis:  Junge Liberale, der Nachwuchs der 
 FDP
JuPa:  Jugendparlament, Parlamente mit 
 Jugendlichen auf kommunaler 
 Ebene, die allerdings nix entscheiden 
 dürfen
Jusos:  JungsozialistInnen, die jungen 
 SPDlerInnen
KMK:  Kultusministerkonferenz, Treff en 
 aller Kultus- oder 
 BildungsministerInnen der 
 Bundesländer
KRÄTZÄ: Kinderrächtszänker aus Berlin, 
 die meinen, dass auch Kinder viele 
 Rechte haben sollten!
LA:  Landesausschuss, Kontrollorgan 
 des LaVo, fasst Beschlüsse im 
 Rahmen der Vorgaben der LSK und 
 feiert auf seinen Sitzungen einmal  
 im Monat mit 2 HeldInnen eines 
 jeden RAKs
LaVo:  auf LSKen gewählter Vorstand 
 der LSV, aus 5-10 ReferentInnen, die 
 die Forderungen der LSKen in die 
 weite Welt der Politik tragen
LaVoMi: Landesvorstandsmitglied
LaVoSi: Landesvorstandssitzung
LAK:  Landesarbeitskreis: AGen für jedeN 
 zum mitmachen, die das Jahr über 
 zu bestimmten Themen arbeiten 
 wollen
LäRa:  Diskussionshaufen mit zwei 
 Menschen einer jeden LSV, Organ 
 der BSV
LEB:  Landeselternbeirat, die Mamis und 
 Papis auf Landesebene
LER:  Lebenskunde-Ethik-Religion, 
 eine Alternative zum konfessionellen 
 Reliunterricht u.a. zwecks Trennung 
 von Kirche und Staat, z. Zt. existent 
 in Brandenburg

Abkürzungen:Abkürzungen:
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Glossar:Glossar:

LGF:  LandesgeschäĞ sführerInnen, 
 unsere hochgeschätzten, 
 heißgeliebten und unterbezahlten 
 Angestellten
LGS:  LandesgeschäĞ sstelle, auch einfach 
 „Büro“, zwei Zimmer in Mainz, wo 
 die LSV zu erreichen ist
Libli:  Lichtblick, die landesweite 
 unparteiliche, für SchülerInnen 
 parteiische Zeitung der LSV
LSK:  höchstes beschlussfassendes 
 Gremium der LSV mit zwei 
 Menschen pro Schule, das 
 mindestens zweimal im Jahr tagt. 
 Das, wo ihr gerade seid! 
LSV:  LandesschülerInnenvertretung, die 
 die Schülers auf Landesebene vertriĴ 
MBWJK:  Ministerium für Bildung, Wissen-
 schaĞ , Jugend und Kultur, die Ver-
 antwortlichen  für alles Böse und 
 Gute im Schulsystem 
MdB:  Mitglied des Bundestags, also quasi 
 die Anrede aller 
 Bundestagsabgeordneten
MdL:  Mitglied des Landtags, also quasi die 
 Anrede aller Landtagsabgeordneten
MSS:  Mainzer Studienstufe, das 
 Kurssystem der Oberstufe, in der 
 neusten Variante wieder mit 
 Kurssystem, dafür eine verkürzte 
 13. Klasse
Philologen-Verband: GewerkschaĞ  der 
 GymnasiallehrerInnen
PIC:  Political InCorrect, das was man 
 weder sagen noch denken soll 
 (Gegenteil zu PC, Political 
 correctness)
QM:  Qualitätsmanagement, aus der 
 WirtschaĞ  stammender Begriff , 
 der Anstrengungen zur 
 Schulentwicklung bezeichnet
RAK:  Regionaler Arbeitskreis, einer 
 der zehn in RLP, auf denen sich SVen 
 auf regionaler Ebene treff en, 
 austauschen, Aktionen planen...
RLP:  Abkürzung fürs Bundesland, in dem 
 Du zur Schule gehst
SSV:  StadtschülerInnenvertretung (gibt‘s 
 in Mainz, Ludwigshafen, Trier und 
 Bad Kreuznach)
StuPa:  Studierenden Parlament, Vertretung 
 der Studis 

SU:  Schülerunion, CDU naher 
 Schülerverband
SV:  SchülerInnenvertretung, die Zelle 
 der Veränderung zu einer besseren 
 Schule!
TO:  Tagesordnung, der Schlachtplan 
 einer jeden Sitzung und Konferenz, 
 die Reihenfolge des Programms
TOP:  Tagesordnungspunkt, Teil der 
 obigen TO
VBE:  Verband Bildung und Erziehung, ein 
 weiterer LehrerInnenverein
VV:  VerwaltungsvorschriĞ , verwaltet 
 aktive SchülerInnen und schreibt 
 ihnen die Formen ihres Aktivseins 
 vor

Adoleszenz: Alter während/nach der 
 Pubertät, wenn mensch so langsam 
 erwachsen wird
alternativ: anders, unüblich, nicht 
 Mainstream...
Antisemitismus: Antĳ üdische Ideologie, 
 Judenfeindlichkeit, auch wahnhaĞ e 
 Verschwörungstheorie
Autonomie: Eigenständigkeit, Unabhängig-
 keit (von Staat, GesellschaĞ ...)
Autorität: Person mit viel Einfl uss, Ansehen 
 (oĞ  aufgrund von Zwang)
Binnen-I: z.B. BundeskanzlerIn, meint Frau 
 und Mann, ist gerechter.
Biologismus: erklärt persönliche Eigen-
 schaĞ en und Fähigkeiten mit Genen, 
 Hormonen...
Defi zit: Fehlen, Mangel, zu wenig
Dekonstruktion: etwas Kreiertes entlarven, 
 widerlegen (z.B. die als selbstver-
 ständlich empfundene Zweige-
 schlechtlichkeit)
Delegation: gewählte, entsendete Gruppe
Desinteresse: Gegenteil von Interesse
Diktatur: AlleinherrschaĞ 
Diskriminierung: Benachteiligung 
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Plenum: „Ende der RaucherInnenpause, 
 zurück zur Arbeit!“ 
 (=Vollversammlung)
Podium: RednerInnenpult, -bühne
Präsidium: Vorsitz, Leitung (der LSK)
Prävention: Vorbeugung, Verhütung (nehmt 
 Kondome!!)
progressiv: fortschriĴ lich, sich weiter 
 entwickelnd
Publikation: Veröff entlichung (eines Textes, 
 einer Zeitung...)
Quote: Anteil, bestimmter Prozentsatz; als 
 Frauenquote (mindestens 50%), ein 
 MiĴ el, um Benachteiligungen 
 auszugleichen
radikal: „konsequent“ an die Wurzel 
 gehend, grundlegend, hat nix mit 
 Gewalt zu tun!
Ranking: Rangliste, Bewertung (in gute 
 und schlechte Schulen,...)
Rassismus: Ideologie, nach der verschiedene 
 Menschheitsrassen mit unterschied-
 lichen Fähigkeiten, Qualitäten 
 existieren
Reproduktion: Fortpfl anzung, Erhaltung
Rhetorik: Redekunst, etwas wirkungsvoll, 
 erfolgreich rüberbringen
Selektion: Aussonderung, Trennung (die 
 „Guten“ dürfen studieren, die 
 „Schlechten“ nicht)
sex:  1. Geschlechtsverkehr 
 2. engl: biologisches Geschlecht 
 (Vagina oder Penis, XX oder Xy,...)
Sexismus: Benachteiligung von Menschen 
 (besonders Frauen) aufgrund des 
 Geschlechts
Solidariät: Zusammenhalten, andere 
 GemeinschaĞ smitglieder 
 untertützen
Sozialisation: Prägung durch / Anpassung 
 an die GesellschaĞ , (unbewusste) 
 Übernahme gesellschaĞ licher Werte
Symptom: Anzeichen, Vorbote, 
 Warnzeichen
These: aufgestellte Behauptung, die mensch 
 mit Argumenten belegt
Toleranz: Duldung von etwas

Disziplin: Unterordnung, Selbstzucht (oĞ 
 auf Grund von Druck, Angst)
Dominanz: (Vor-)HerrschaĞ 
Elite:  „Auslese der Besten“, kleine Gruppe 
 Bevorteiligter
Emanzipation: sich selbständig, unabhän-
 gig machen, aus einer Abhängigkeit 
 befreien
Evaluation: Bewertung, Beurteilung
gender: engl.: soziales Geschlecht, nicht 
 natürliche, sondern anerzogene 
 (sozialisierte) Eigenschafen von Frau 
 und Mann
Gremium: Ausschuss, KörperschaĞ 
Hierarchie: Rangordnung (je weiter oben, 
 desto mächtiger, „besser“...)
Institution: öff entliche Einrichtung
Integration: Einbeziehung (von Ausge-
 schlossenen) in das Ganze 
 (GesellschaĞ )
Koedukation: Unterricht, Bildung von 
 Mädchen und Jungen zusammen
Kommunikation: jede Form von Sprache, 
 Verständigung von Menschen unter-
 einander
Kompetenz: Fähigkeit, Eignung, was gut zu 
 machen
konstruktiv: brauchbar, hilfreich zur 
 Stärkung, Erweiterung (z.B. weiter-
 bringende Kritik)
Mandat: AuĞ rag, politisches Amt
Matriarchat: GesellschaĞ sordnung, in der 
 Frauen herrschen, bevorzugt sind
Motivation: Beweggrund, Lust, Begeiste-
 rung, etwas zu tun (z.B. ganz viel für 
 die LSV zu arbeiten!!!)
nonverbal: ohne Worte, z.B. Mimik, Zeichen
Normen: gesellschaĞ liche Regeln 
 (ungeschriebene Gesetze)
Off ensive: „Angriff “, etwas entschlossen in 
 Angriff  nehmen
Ökonomisierung: „VerwirtschaĞ lichung“, 
 etwas, das eigentlich nichts mit 
 WirtschaĞ  zu tun hat (Bildung), 
 damit verknüpfen
Pamphlet: sehr kritischer (übertreibender) 
 Text gegen etwas oder jemand
paritätisch: gleichberechtigt, zu gleichen 
 Teilen
Patriarchat: das, worin wir leben (Gesell-
 schaĞ sordnung, in der Männer herr-
 schen, bevorzugt werden)
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Mainz ab: 15:00 h
Kaiserslautern an: 16:58 h

Koblenz ab: 13:51 h
Kaiserslautern an: 16:58 h

Trier ab: 13:49 h
Kaiserslautern an: 16:13 h

Ludwigshafen ab: 15:32 h 
Kaiserslautern an: 16:43 h

   

Folgende Bahnverbindungen könnt ihr zur Anreise nach Folgende Bahnverbindungen könnt ihr zur Anreise nach 
Kaiserslautern am 18.04. nutzen:Kaiserslautern am 18.04. nutzen:

unser 
Tagungsort 

Kaiserslautern

auf zur LSK!!!auf zur LSK!!!
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weitere Verbindungen weitere Verbindungen 
unter: www.bahn.deunter: www.bahn.de
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Du hast auch genug von der Schule, wie sie ist und willst was verändern?
Du hast Lust darauf zu überlegen, wie man die Situation verbessern kann?
Du liegst gerne mit Gleichgesinnten in der Sonne?

Wenn du jetzt immer JA gedacht hast, dann ist das gemeinsame Sommercamp der Landes-
schülerInnenvertretung Rheinland-Pfalz und der Landesschülervertretung Hessen genau 
das Richtige für dich!

In der Woche vom 26.07.-01.08.2008 26.07.-01.08.2008 werden wir in Wiesbaden auf dem Zelt-
platz Freudenberg viele inhaltliche AGen anbieten, Diskussionen führen und einfach ge-
meinsam chillen. 

Thematisch kreisen die meisten Veranstaltungen natürlich um SchülerInnenvertretungsar-
beit  und Bildungspolitik, aber auch allgemeinpolitische Themen werden behandelt, genau-
so kommen Freizeit- und Spaßaktivitäten nicht zu kurz. 

Der ganze Spaß kostet euch nur 4 Euro pro Tag (wer die ganze Zeit bleibt, zahlt insgesamt 
nur 20,00 Euro) – also meldet euch an, solange noch Plätze frei sind!

Die Anmeldung und mehr Infos fi ndet ihr unter: www.lsv-rlp.dewww.lsv-rlp.de
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